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Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin ist die Galions-
figur der kommunalen Selbstverwaltung. Beschäftigt man 
sich mit Bürgermeistern, stößt man auf ein Paradox: Fast 
jeder kennt »seinen« Bürgermeister, will man aber etwas 
über Bürgermeister im Allgemeinen wissen, findet man nur 
wenige Überblicksdarstellungen. Diese Lücke schließt das 
anschauliche Buch. Es ist eine breit angelegte Annäherung 
an Bürgermeister in Deutschland auf Grundlage verfügbarer 
Daten und der verwendbaren wissenschaftlichen Literatur. 
Der Zugang ist grundsätzlich nicht regional eingeschränkt, 
sondern umfasst ganz Deutschland. Die Darstellung konzen-
triert sich auf die zentralen Themenbereiche im Zusammen-
hang mit diesem spannenden Amt und macht den Versuch, 
die Gemeinsamkeiten darzustellen, ohne die Unterschiede 
zu vernachlässigen, wenn sie für das behandelte Thema von 
Bedeutung sind.
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Vorwort

Die politischen Repräsentanten Deutschlands haben in den letzten
Jahren einiges an Vertrauen in der Bevölkerung verloren. Vertrauen als
Wertekategorie ist die Basis allen politischen Wirkens, und das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger in das demokratische System und
seine handelnden Akteure ist für dessen Funktionieren unabdingbar.
Auf der kommunalen Ebene in Deutschland ist jedoch zu beobachten,
dass die Bürgermeister und Bürgermeisterinnen in der Bevölkerung
eine relativ hohe Wertschätzung genießen.

Dies mag an mehreren Faktoren liegen: Eine beachtliche Kompetenz-
ausstattung des Amtes (z.B. Chef der Verwaltung und Vorsitzender
des Rates) sowie die bürgerschaftliche Wahrnehmung von gemeinhin
seriöser Repräsentanz und Rechtsvertretung der Gemeinde führen im
Verbund mit einem zumeist bürgernahen Auftreten zu einer stabilen
politischen und gesellschaftlichen Anerkennung. Hinzu kommt als
wesentliches Element die Direktwahl des Bürgermeisters. Mittler-
weile wählen die Bürgerinnen und Bürger in allen Flächenländern
der Bundesrepublik Deutschland ihre Bürgermeister (überwiegend
auch analog die Landräte) direkt. Die Direktwahl bedeutet nicht nur
ein Mehr an bürgerlichen Beteiligungsmöglichkeiten, sie verstärkt
auch erheblich die Durchsetzungskraft des Bürgermeisters, der vor
dem Rat mit dem Anspruch treten kann, seine Vorstellungen unter
Berufung auf den Volkswillen durchzusetzen. Im Hinblick auf eine
solche Gewichtung lässt sich die kommunalpolitische Entwicklung
im Kräftedreieck von Bürgermeister, Rat und Verwaltung durchaus als
Weg zur Dominanz des Bürgermeisters charakterisieren.

Diese Tendenz geht einher mit der Einführung von Referenden in die
Gemeindeordnungen, und zwar flächendeckend. Mit den kommuna-
len Reformen zu verstärkter Bürgerbeteiligung (siehe hier insbeson-
dere Bürgerbegehren und Bürgerentscheid) wurde auch die Qualität
der Kommunalpolitik insgesamt verbessert. Ein durch die Direktwahl
gestärkter Bürgermeister kann mehr Verantwortlichkeit und Transpa-
renz des kommunalen Entscheidungsprozesses sowie eine unmittel-
bare Rückkoppelung an die Bürgerinnen und Bürger ermöglichen.
Denn die Volkswahl bedeutet einen Zuwachs an Legitimation, der mit
entsprechenden Handlungserwartungen, gerade im Hinblick auf die



Vorwort

6

Übernahme von Verantwortlichkeit, der Bürgerinnen und Bürger ein-
hergeht.

Natürlich gibt es auch einige „schwarze Schafe“ unter den Bürger-
meistern, deren Amtsführung als wenig gelungen bezeichnet werden
darf. Aber viele Bürgermeister agieren doch erfolgreich, verfügen
dabei über verwaltungsfachlichen Sachverstand, zeigen ein angemes-
senes Führungsverhalten und repräsentieren dazu auch noch politi-
sche Glaubwürdigkeit.

In den meisten Fällen prägen daher die hauptamtlichen Bürgermeis-
ter das lokale Geschehen und ziehen das „Licht der kommunalen
Öffentlichkeit“ auf sich. Nicht zuletzt rücken sie in den Mittelpunkt
der lokalen Presseberichterstattung. Dennoch finden sich kaum allge-
meine Überblicksdarstellungen über Funktionen und Aufgaben der
Bürgermeister, obwohl deren Amt so zentral ist für die Städte, Ge-
meinden und Dörfer in den deutschen Ländern. Diese Lücke schließt
David H. Gehne mit seinem Buch „Bürgermeister. Führungskraft zwi-
schen Bürgerschaft, Rat und Verwaltung“. Anschaulich und ohne
regionale Einschränkung erfasst er die relevanten Sachverhalte zu
diesem Themenbereich. Denn die Bedeutung des Bürgermeisters ist
nicht zu unterschätzen: Schließlich tragen die Amtsträgerinnen und
Amtsträger ihren Teil dazu bei, die Demokratie auf Gemeindeebene in
ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten und manches Mal sogar zu ver-
bessern.

Andreas Kost
Honorarprofessor für Politikwissenschaft
an der Universität Duisburg-Essen,
stellvertretender Leiter in der Landeszentrale
für politische Bildung Nordrhein-Westfalen
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Einleitung

Bürgermeister gibt es einfach überall, von Flensburg im Norden bis
Garmisch im Süden, von Selfkant an der niederländischen Grenze bis
Frankfurt an der Oder an der polnischen Grenze. In Deutschland gibt
es über 11.000 Städte und Gemeinden und jede noch so kleine Ge-
meinde hat einen Bürgermeister, oder leider immer noch sehr selten,
eine Bürgermeisterin.

Aber Bürgermeister ist nicht gleich Bürgermeister.1

Der Bürgermeister von Arnis in Schleswig-Holstein, der mit 285 Ein-
wohnern kleinsten Stadt Deutschlands, ist ehrenamtlich tätig. Die
wichtigste Aufgabe „seiner“ Verwaltung ist die Ausgabe von Angel-
scheinen für die Angelreviere an der Schlei, die in der Nähe von
Kappeln in die Ostsee mündet. Alle anderen Angelegenheiten der Ge-
meindeverwaltung werden in der nahegelegenen Stadt Kappeln erle-
digt. Die wichtigsten Wirtschaftszweige in Arnis sind der Tourismus
und der Bootsbau. Der Bürgermeister ist Vorsitzender der Stadtvertre-
tung und repräsentiert seine Stadt nach außen.

Völlig anders sieht das Tätigkeitsprofil des Oberbürgermeisters von
München aus, gute 900 Kilometer südlich von Arnis. München ist –
abgesehen von den Stadtstaaten Berlin und Hamburg – mit 1,3 Mil-
lionen Einwohnern die größte Stadt Deutschlands. Der Oberbürger-
meister ist Leiter der Stadtverwaltung, die mit mehreren tausend
Mitarbeitern sämtliche Aufgaben einer kreisfreien Großstadt erledigt,
von A wie Abfall bis Z wie Zweitwohnungssteuer. Das Amt des Ober-
bürgermeisters von München kann nur noch hauptberuflich ausgeübt
werden.

Bei allen Unterschieden gibt es aber auch Gemeinsamkeiten. Beide
Stadtoberhäupter werden unmittelbar von der Bevölkerung gewählt.
Beide sind Vorsitzende des Rates und Repräsentant ihrer Stadt, auch
wenn dies in einer Stadt wie München natürlich mit deutlich mehr
Terminen verbunden ist. Beide Stadtoberhäupter sind die bekanntes-
ten Personen aus Kommunalpolitik und -verwaltung und von beiden
erwarten ihre Bürgerinnen und Bürger, dass sie für sie da sind. Beim

1 Wenn im Weiteren von Bürgermeistern die Rede ist, sind Bürgermeisterinnen einge-
schlossen.
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Kontakt mit der Bürgerschaft hat der Bürgermeister von Arnis gegen-
über seinem Amtskollegen in München aber einen unschlagbaren
Vorteil: Er kann jede Bürgerin und jeden Bürger seiner Stadt persön-
lich kennen lernen und ist damit wie kein anderer Politiker nah dran
an den Sorgen und Wünschen der Bürgerschaft.

Diese beiden Städte sind natürlich Extrembeispiele, aber sie weisen
auf die enorme Bandbreite von Kommunalverwaltung und Kommu-
nalpolitik in Deutschland hin. Zwischen diesen Polen befindet sich
eine ungeheure Vielfalt an Städten und Gemeinden mit ihren ganz ei-
genen Bürgermeister-Typen an der Spitze.

Der Bürgermeister ist die Gallionsfigur der kommunalen Selbstver-
waltung. Wenn man sich mit Bürgermeistern beschäftigt, stößt man
aber auf ein Paradox: Fast jeder kennt „seinen“ Bürgermeister. Will
man aber etwas über Bürgermeister im Allgemeinen wissen, findet
man relativ wenige Überblicksdarstellungen.

Diese Lücke schließt das vorliegende Buch. Es ist eine breit angelegte
Annäherung an Bürgermeister in Deutschland auf Grundlage der vor-
handenen wissenschaftlichen Literatur, eigener Recherchen und wis-
senschaftlicher Vorarbeiten. Es gibt zwar eine ganze Reihe an
kommunalen Fallstudien, Befragungen und Analysen, deren Ergeb-
nisse auch an geeigneten Stellen in die Darstellung einfließen werden.
Diese sind aber in der Regel entweder regional begrenzt durchgeführt
worden, oder decken nur einen Teilaspekt der vielfältigen Tätigkeiten
von Bürgermeistern ab oder bilden die Situation nur zu einem be-
stimmten Zeitpunkt in der Vergangenheit ab. Es gibt leider nur wenige
repräsentative Studien für Deutschland, und kaum etwas zum inter-
nationalen Vergleich von Aufgaben, Rollen und Profil von Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern.

An dieser Stelle klafft weiterhin eine große Forschungslücke.

Der Zugang in dieser Darstellung ist grundsätzlich nicht regional ein-
geschränkt sondern umfassend. Die Stadtstaaten (Berlin, Bremen/Bre-
merhaven und Hamburg) bleiben aber außen vor, da sie durch den
Doppelcharakter als Kommune und Land anderen Rahmenbedingun-
gen unterliegen. Dieses Buch hat nicht den Anspruch, alle Facetten
der ungeheuren Vielfalt von kommunaler Selbstverwaltung in
Deutschland abzubilden. Das würde den Rahmen sprengen. Die Dar-
stellung konzentriert sich daher auf die wichtigsten Themenbereiche
im Zusammenhang mit diesem spannenden Amt und macht den Ver-
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such, die Gemeinsamkeiten darzustellen, ohne die Unterschiede zu
vernachlässigen, wenn sie für das jeweilige Thema von Bedeutung
sind.

Alle rechtlichen Angaben in diesem Buch wurden mit größter Sorgfalt
erarbeitet und zusammengestellt. Es wird aber um Verständnis gebe-
ten, dass trotzdem weder eine Garantie noch juristische Verantwor-
tung oder irgendeine Haftung für Folgen, die auf fehlerhafte Angaben
zurückgehen, übernommen werden. Verbesserungsvorschläge und
Anregungen sind stets willkommen.

Das Buch gliedert sich in sieben Kapitel. Nach dieser knappen Ein-
leitung wird im ersten Kapitel zunächst geklärt, was in diesem
Buch unter einem Bürgermeister verstanden wird, denn oft gibt es
in einer Stadt nicht nur eine Person, die eine Amtsbezeichnung
führt, in der das Wort „Bürgermeister“ vorkommt. Im zweiten Teil
des ersten Kapitels wird dann ein Blick zurück auf die Ursprünge
der Bürgermeister im Mittelalter geworfen. Im zweiten Kapitel wird
auf der Grundlage der Kompetenzverteilung der verschiedenen
Kommunalverfassungen in Deutschland im Zusammenhang mit
weiteren Rahmenbedingungen die Frage nach dem Machtpotential
des Bürgermeisters gestellt. Was darf ein Bürgermeister? Was kann
er erreichen? Und was schränkt sein Machtpotential ein? Das dritte
Kapitel widmet sich der Frage, wie man eigentlich Bürgermeister
wird und behandelt alle wichtigen Regeln und Rahmenbedingun-
gen der unmittelbaren Wahl der Bürgermeister. Das vierte Kapitel
stellt Sozialprofile und Karrierewege von Bürgermeistern anhand
von echten Amtsinhabern vor. Im fünften Kapitel geht es um den
Arbeitsalltag von Bürgermeistern. Was macht eigentlich so ein Bür-
germeister den ganzen Tag? Was sind seine wichtigsten Tätigkeiten
und mit wem hat er es zu tun? Im sechsten Kapitel werden fünf
zentrale Herausforderungen der Kommunen vorgestellt, die einen
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Wandel bewirken, des-
sen Folgen auf der lokalen Ebene bewältigt werden müssen. Welche
Handlungsmöglichkeiten Bürgermeister und Kommunalpolitik ha-
ben, wird anhand von konkreten Projektbeispielen verdeutlicht.
Am Ende der Auseinandersetzung mit dem Phänomen Bürgermeis-
ter wird im siebten Kapitel ein (vorläufiges) Fazit gezogen. Das Bür-
germeisteramt ist für die meisten Bürgermeister heute trotz zum
Teil schwieriger Rahmenbedingungen mehr Lust als Last, denn in
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kaum einem anderen Amt kann man so viel bewegen, wie als Bür-
germeister.

Ich danke Prof. Dr. Andreas Kost von der Landeszentrale für politi-
sche Bildung Nordrhein-Westfalen für sein Vertrauen und den Anstoß
zu diesem Buch, meiner Lektorin, Christine Class, für ihre Geduld
und die stets konstruktive Kritik und meinem Mitarbeiter, Sebastian
Kurtenbach, für seine zuverlässige Unterstützung bei der Erstellung
des Manuskripts.

Bochum, im September 2012 David H. Gehne
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1.
Bürgermeister in Deutschland –
Was ist ein Bürgermeister und seit wann
gibt es Bürgermeister?

Es kann nur einen geben! Bei Bürgermeistern gilt diese Regel nicht in jeder
Kommune; in manchen Städten gibt es mehrere Personen, die sich Bürger-
meister nennen. Daher wird zu Beginn des folgenden Kapitels zunächst
einmal definiert, was in diesem Buch unter einem Bürgermeister verstanden
wird und dann die Frage geklärt, wie viele Bürgermeister es in Deutschland
eigentlich gibt. Wie lange es Bürgermeister schon gibt, wird im zweiten Ab-
schnitt behandelt, um abschließend einen knappen Blick auf die Entwicklung
der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland und die unterschied-
lichen regionalen Traditionen zu werfen.

1.1 Was ist ein Bürgermeister?

Wollen Sie wissen, wer Ihr Bürgermeister ist? Das herauszufinden,
kann doch nicht so schwierig sein. Ein Blick auf die Internetseite einer
Stadt müsste eine schnelle Antwort auf diese Frage ermöglichen.

Beispiel:
Bürgermeister in Wolfsburg

Nehmen wir zum Beispiel die Stadt Wolfsburg in Niedersachsen
(121.109 Einwohner, Stand: 31.12. 2009). Wolfsburg hat einen von der
Bürgerschaft direkt gewählten Oberbürgermeister. Er ist oberster Re-
präsentant der Stadt und Leiter der Verwaltung. Die Bezeichnung
Oberbürgermeister wird in der Regel nur in großen Städten geführt.
Ab welcher Größe ein Verwaltungschef Oberbürgermeister genannt
werden darf, unterscheidet sich aber in Deutschland je nach Land. Der
Oberbürgermeister ist der erste und wichtigste Ansprechpartner der
Bürgerinnen und Bürger in Wolfsburg.

Ist die Frage damit beantwortet? Nicht ganz. Sieht man sich nämlich
die Struktur von Politik und Verwaltung in Wolfsburg genauer an, fin-
det man noch drei weitere Bürgermeister. Sie werden nicht von der
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Bürgerschaft, sondern vom Rat aus den Mitgliedern des Hauptaus-
schusses gewählt. Der Rat ist das andere Hauptorgan der Kommunal-
verwaltung und besteht aus von den Bürgern gewählten Mitgliedern.
Der Hauptausschuss ist in der Regel der wichtigste Ausschuss des Ra-
tes. Diese Bürgermeister vertreten den Oberbürgermeister bei seinen
repräsentativen Pflichten, die in Großstädten sehr umfangreich sein
können. Auch in andern Ländern in Deutschland gibt es in großen
Kommunen weitere Bürgermeister. Ihre Funktionen können aber an-
ders gestaltet sein als in Niedersachsen. Außerdem tragen in Nieder-
sachsen die Verwaltungschefs kleinerer Kommunen auch die
Amtsbezeichnung Bürgermeister. So ist das Aufgabenspektrum des
Bürgermeisters von Gifhorn (41.616 Einwohner, Stand: 31.12.2009),
einer Nachbarstadt von Wolfsburg, eher mit dem eines Oberbürger-
meisters zu vergleichen, und nicht mit einem der Bürgermeister von
Wolfsburg. Das wirkt ziemlich unübersichtlich. Vor allem, wenn man
dann noch feststellt, dass es in Wolfsburg dazu noch 16 Ortsbürger-
meister in den Ortschaften gibt. Ortschaften sind Stadtteile unterhalb
der Ebene der Gesamtstadt, die jeweils einen Ortsbeirat haben, der
von den Bürgerinnen und Bürgern zusammen mit dem Rat gewählt
wird. Der Ortsbeirat ist zuständig für die Interessenvertretung eines
Ortsteils gegenüber der Gesamtstadt und hat außerdem einen begrenz-
ten Einfluss auf die Verteilung von Haushaltsmitteln in seinem Gebiet.
Der Ortsbeirat wählt als Vorsitzenden jeweils einen Ortsbürgermeis-
ter. Zusammen genommen findet man also in einer Stadt wie Wolfs-
burg 20 Personen, die eine Amtsbezeichnung führen, in der das Wort
„Bürgermeister“ vorkommt.1

Die Antwort auf die Frage, wer denn jetzt nun der Bürgermeister ist,
ist also in manchen Fällen gar nicht so einfach.

In Deutschland gibt es 11.475 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,
davon 3.440 im Hauptamt und 8.035 im Ehrenamt.

In der statistischen Auswertung in Abbildung 1 sind nur die Bürger-
meister berücksichtigt, die als Oberhaupt einer Stadt amtieren. Ob
eine Kommune einen ehrenamtlichen oder einen hauptamtlichen
Bürgermeister hat, ist in den Ländern unterschiedlich geregelt. In
Nordrhein-Westfalen, Hessen und im Saarland haben alle Städte und
Gemeinden eine eigene Verwaltung, gehören aber je nach ihrem Sta-

1 Quelle: www.wolfsburg.de (18.9.2012).

Wie viele
Bürgermeister

gibt es in
Deutschland?

www.wolfsburg.de
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tus einem Landkreis an oder sind kreisfrei. Alle Bürgermeister in die-
sen Ländern sind hauptamtlich tätig.

Darüber hinaus gibt es je nach Land zwei Möglichkeiten, rechtlich
nach haupt- oder ehrenamtlicher Gemeindespitze zu unterscheiden:
– Mitgliedschaft in unteren Gemeindeverbänden mit ehrenamtlichen

Bürgermeistern: In einem Teil der Gemeindeordnungen sind be-
stimmte Formen von unteren Gemeindeverbänden zwischen Ge-
meinde und Kreisebene definiert, die Verwaltungsaufgaben für

Abbildung 1: Ehrenamtliche und hauptamtliche Bürgermeister in Deutschland nach
Ländern. Quelle: Eigene Recherchen.

Anmerkung: Gebietsstand 31.12.2009, Sachsen-Anhalt 1.1.2011. Ohne
Stadtstaaten, Verwaltungsspitzen der unteren Gemeindeverbände und von
Ortsteilen wurden nicht berücksichtigt. Bei der Gemeindegrößenschwelle
wurde die Anzahl aufgrund des Gebietsstands und der Einwohnerzahl des
Bezugsjahres geschätzt. Nähere Angaben dazu in Übersicht 1 im Anhang.

2.500

2.000

1.500

1.000

500

0

Ba
de

n-
W

ür
tt

em
be

rg

Ba
ye

rn

Br
an

de
nb

ur
g

H
es

se
n

M
ec

kl
en

bu
rg

-V
or

po
m

m
er

n

N
ie

de
rs

ac
hs

en

N
or

dr
he

in
-W

es
tf

al
en

R
he

in
la

nd
-P

fa
lz

Sa
ar

la
nd

Sa
ch

se
n

Sa
ch

se
n-

A
nh

al
t

Sc
hl

es
w

ig
-H

ol
st

ei
n

Th
ür

in
ge

n

919

542

250
426

41
287

396

48
52 161 104 68 144

183

1514

271
776

735

2259

327

115

1048 807

� Bürgermeister (Hauptamt)     � Bürgermeister (Ehrenamt)   



1.  Bürgermeister in Deutschland

16

mehrere Gemeinden übernehmen. Dazu gehören beispielsweise
die Ämter in Mecklenburg-Vorpommern, die Samtgemeinden in
Niedersachsen und die Verbandsgemeinden in Rheinland Pfalz
(vgl. Günther/Beckmann 2008, 74f.). Dahinter steckt die Einsicht,
dass unterhalb einer bestimmten Gemeindegröße eine eigenständi-
ge Verwaltung vor Ort nicht mehr effizient zu unterhalten ist. Al-
ternativ dazu wird in einem Teil der Gemeindeordnungen (z.B. in
Schleswig-Holstein) eine Mindesteinwohnerzahl definiert, unter
der eine Kommune einen ehrenamtlichen Bürgermeister und damit
keine oder nur eine sehr kleine eigene Verwaltung vor Ort hat.

– Kreisangehörige Gemeinden mit ehrenamtlichen Bürgermeistern:
In den anderen Ländern gibt es unterhalb einer bestimmten Ein-
wohnerzahl Gemeinden, die Kreisen angehören und vor Ort einen
ehrenamtlichen Bürgermeister haben. Die Schwellenwerte dafür
sind aber recht unterschiedlich angesetzt: In Bayern haben bei-
spielsweise Kommunen über 5.000 Einwohner in der Regel einen
hauptamtlichen Bürgermeister, in Thüringen ab 3.000 Einwohner.

Ehrenamtliche Bürgermeister haben meistens nur einen Teil der Kom-
petenzen von hauptamtlichen Bürgermeistern (v.a. Repräsentation
und ggf. Vorsitz des Rates). Die Verwaltungsspitzen der unteren Ge-
meindeverbände wurden nicht berücksichtigt, da sie jeweils für meh-
rere Kommunen zuständig sind.

In diesem Buch geht es im Schwerpunkt um Bürgermeister, die die
folgenden Eigenschaften aufweisen:
– Sie leiten hauptberuflich die Gemeindeverwaltung einer Stadt.
– Sie repräsentieren ihre Stadt nach außen und gegenüber der Ein-

wohnerschaft.
– Sie werden von der Bürgerschaft direkt gewählt.

In den folgenden Kapiteln wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit
begrifflich nicht zwischen Oberbürgermeister und Bürgermeistern un-
terschieden. Wenn von Bürgermeistern die Rede ist, sind damit auch
Oberbürgermeister gemeint, außer wenn es um Besonderheiten des
Amtes in größeren Städten geht. Im Weiteren werden andere Typen
von Bürgermeistern, z.B. Ortsbürgermeister, die in großen Städten re-
präsentative Aufgaben für einen Stadtteil erledigen oder die Ver-
bandsgemeindebürgermeister in Rheinland-Pfalz, die Verwaltungslei-
ter von mehreren Gemeinden sind, nicht weiter einbezogen. Die
unterschiedlichen Aufgabenprofile, die sich hinter denselben Amts-
bezeichnungen verbergen können, sind in Deutschland Ausdruck der

Definition
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föderalen Vielfalt mit zum Teil regional sehr unterschiedlichen Tradi-
tionen der kommunalen Selbstverwaltung, auf die später noch kurz
eingegangen wird (vgl. im Überblick Kost/Wehling 2010). (→ Kapi-
tel 2)

1.2 Seit wann gibt es Bürgermeister?

Bürgermeister, Maskulinum, „leitendes Organ einer Gemeinde (ur-
sprünglich der Leiter der Gemeindeverwaltung)“, mittelhochdeutsch
burgermeister, Maskulinum, „Vorsteher einer Stadt oder einer Dorfge-
meinde“ (Köln 1258, Basel 1261).

Der Begriff Bürgermeister stammt, laut Etymologischem Wörterbuch
von Gerhard Köbler, aus dem Mittelhochdeutschen und wurde ab
etwa dem Jahr 1250 urkundlich erwähnt. Der Begriff Bürgermeister
fand im Hochmittelalter im deutschen Sprachraum erste Verbreitung.
Der Wortstamm bildet sich aus den Begriffen „Bürger“ und „Meister“.
Bürger sind Bewohner einer mit besonderen Stadtrechten versehenen
Stadt. Unter einem Meister wird hier neben der im Handwerk übli-
chen Wortbedeutung ein Vorstand oder Anführer verstanden.2

Die Ursprünge der Bürgermeister in Deutschland liegen also in den
Städten des Mittelalters.

Die Stadt Recklinghausen, gelegen im nördlichen Ruhrgebiet, hat eine
lange Ahnenreihe von Bürgermeistern. Recklinghausen erhielt im
Jahr 1236 die Stadtrechte vom ihrem Landesherrn, dem Kölner Erzbi-
schof. Die erste urkundlich belegbare Erwähnung von Bürgermeistern
stammt aus dem Jahr 1305: Es waren die Herren Lambertus gen. de
Herderinchusen und Everhardus gen. in Atrio. Die Reihe reicht – mit
einigen Lücken versehen – bis zum heutigen Amtsinhaber Wolfgang
Pantförder, der erstmals 1999 von der Bürgerschaft ins Amt gewählt
worden ist.3

2 Quelle: Köbler, Gerhard 1995: Deutsches etymologisches Wörterbuch, im Internet unter
http://www.koeblergerhard.de/derwbhin.html (18.9.2012).

3 Quelle: www.recklinghausen.de
/tourismusstadtinformation/Geschichte/GeschichteStadtundVest/Buergermeister_
von_Recklinghausen.asp (18.9.2012).

Wort-
bedeutung

700 Jahre
Bürgermeister
von Reckling-
hausen

http://www.koeblergerhard.de/derwbhin.html
www.recklinghausen.de/tourismusstadtinformation/Geschichte/GeschichteStadtundVest/Buergermeister_von_Recklinghausen.asp
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Was haben Lambertus, Everhardus und Wolfgang Pantförder gemein-
sam?

Nicht viel, außer dass sie denselben Titel tragen, dieselbe Stadt regie-
ren und das Rathausgebäude heutzutage nicht sehr weit von seinem
historischen Ursprung entfernt steht.

Die ersten Bürgermeister von Recklinghausen übten ihr Amt kollegial
aus, d.h. sie teilten sich die Verantwortung mit den Ratsmitgliedern
und kontrollierten sich gegenseitig. Sie wurden von den Vertretern
der Gilden für ein Jahr zusammen mit zehn Ratsmitgliedern gewählt.
Ihnen zur Seite stand ein Richter als Statthalter des Landesherren. Sie
waren in der Regel städtische Patrizier und übten ihr Amt ehrenamt-
lich aus. Es durften weder Brüder noch Vater und Sohn gleichzeitig
gewählt werden. Die Kandidaten mussten verheiratet oder verwitwet
und vor ihrer Wahl mindestens ein Jahr Mitglied im Rat gewesen sein
(Linz 2005, 17f.). Frauen hatten kein Wahlrecht.

Der jetzige Bürgermeister von Recklinghausen, Wolfgang Pantförder,
wurde von der wahlberechtigten Bevölkerung in einer demokrati-
schen Wahl für eine Amtszeit von sechs Jahren gewählt. Recklinghau-
sen ist heute eine kreisangehörige Großstadt und hat 119.050
Einwohner (Stand: 31.12.2009). Er ist hauptamtlicher Leiter der Ge-
meindeverwaltung mit knapp 1.900 Beschäftigten und Vorsitzender
des ebenfalls demokratisch gewählten Rates. Er hat keinen Statthalter
mehr neben sich, dafür aber „über sich“ die Bezirksregierung Münster
als Kommunalaufsichtsbehörde, die im Auftrag der Landesregierung
die Einhaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen und der Haus-
haltsführung überwacht.

Die Welt der Städte des Mittelalters unterschied sich in vielerlei Hin-
sicht von der demokratischen Stadt im Zeitalter der Globalisierung.

In Recklinghausen lebten zwischen 1300 und 1500 etwa 1.500 bis
2.000 Menschen. Nach und nach hatte die Siedlung bis zur Stadtwer-
dung 1236 die für Freie Städte typischen Privilegien erhalten: Markt-,
Münz- und Zollrecht, die Gerichtsbarkeit sowie die Wehrhoheit. In-
nerhalb der Stadtmauer gab es für Bürger bestimmte Freiheiten, für
Bewohner der Umgebung nicht. Dort galt weiter das strikte Lehens-
recht der Feudalgesellschaft mit Leibeigenschaft. Erlaubt war der Zu-
zug höriger Bauern aus dem Umland, die nach einem Jahr und einem
Tag Aufenthalt in der Stadt das Bürgerrecht erhalten konnten („Stadt-
luft macht frei“). Die städtische Gesellschaft war ständisch organi-

Die Stadt im
Mittelalter
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siert, jeder Mann musste Mitglied einer Zunft oder Gilde sein, die
Mitgliedschaft wurde in der Regel vererbt. So gab es in Recklinghau-
sen beispielsweise die Gilden der Tuchhändler, Schneider und Bä-
cker, um nur einige zu nennen. Ihre Hauptaufgabe für die Stadt lag
neben ihrer Rolle bei der Verwaltung der Stadt in Erhalt und Pflege der
umfangreichen Verteidigungsanlagen.

Eine hauptamtliche Verwaltung der Stadt gab es nur in rudimentären
Ansätzen. Die Bürgermeister, der Rat und der erzbischöfliche Statthal-
ter wurden von einem Stadtschreiber, dem Rezeptor (Steuereintrei-
ber) und zwei Rentmeistern (Verwalter der übrigen Einnahmen und
Bauaufsicht) unterstützt (Linz 2005, 17f.).

Freie Städte waren im Mittelalter kein flächendeckendes Phänomen.
Etwa 85–90% der Einwohner des Deutschen Reiches lebten nicht in
einer Stadt (Peuckert 1995, 350). Trotzdem waren freie Städte im Mit-
telalter wichtige Kristallisationspunkte für die Entwicklung von
Handwerk, Handel und Wissenschaft und ein Gegengewicht zur
Macht der Fürsten im Deutschen Reich.

Die Stadt des Mittelalters kann aber nicht als Vorbild für das moderne
Verständnis kommunaler Demokratie gelten, dafür sind die Entwick-
lungen seit dem 19. Jahrhunderts von größerer Bedeutung, auch wenn
die Wurzeln der lokalen Selbstverwaltung in Städten wie Reckling-
hausen tief reichen mögen (vgl. Fuchs 2010, 41 ff.).

1.3 Regionale Traditionen in Deutschland

Infolge der Niederlage Preußens gegen den französischen Kaiser Na-
poleon I. zu Beginn des 19. Jahrhunderts kam es in verschiedenen Be-
reichen von Staat und Verwaltung zu tiefgreifenden Reformen. 1808
wurde die Stein-Hardenbergsche Städteordnung erlassen, die den
Städten in Preußen je nach ihrer Größe bestimmte Rechte der Selbst-
verwaltung einräumte. Damit wurden zentralistische Entwicklungen
des Absolutismus des 18. Jahrhunderts zum Teil wieder korrigiert und
den Städten mehr Freiheiten gewährt, ohne dass dadurch das feuda-
listische Herrschaftssystem in Preußen grundsätzlich in Frage gestellt
wurde. Stein und Hardenberg gingen davon aus, dass mehr Freiheiten
auf der Gemeindeebene die Bürger aktivieren würden. Daher erhiel-
ten die Stadtgemeinden eine begrenzte Autonomie, höhere staatliche

Kommunale
Selbstverwal-
tung ab
dem 19. Jahr-
hundert
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Ebenen hatte keinen unbeschränkten Einfluss mehr auf die kommu-
nale Ebene. Dazu kam eine gewählte Stadtverordnetenversammlung,
die „(…) durch ihre Wahl die unbeschränkte Vollmacht [erhalte, der
Verfasser], in allen Angelegenheiten des Gemeinwesens der Stadt die
Bürgergemeinde zu vertreten, sämtliche Gemeindeangelegenheiten
für sie besorgen und inbetreff des gemeinschaftlichen Vermögens (…)
verbindende Erklärungen für sie abzugeben.“ (§ 108 der preußischen
Städteordnung von 1808).

Die Verwaltung wurde von einem Gremium (Magistrat) geleitet, das
aus ehrenamtlichen Stadtverordneten und fachlich ausgebildeten
Verwaltungsbeamten zusammengesetzt war.

Verschiedene Länder Deutschlands übernahmen aufgrund ihrer sich
bald einstellenden Erfolge diese Grundprinzipien der Preußischen
Städteordnung (Saldern 1998, 24). Trotz einiger Reformen, die die
Freiheiten der Kommunen zum Teil wieder rückgängig machten, gilt
die Preußische Städteordnung als rechtlicher Ausgangspunkt für das
heutige Verständnis der kommunalen Selbstverwaltung in Deutsch-
land.

Auch in der Preußischen Städteordnung gab es kein allgemeines
Wahlrecht. Kommunalpolitik war immer noch Sache der vermögen-
den Honoratioren der Stadt. Nur ein kleiner Teil der (männlichen)
Bürgerschaft war wahlberechtigt. Eine professionelle Verwaltung im
heutigen Sinne gab es nicht. Die Stadtverwaltung kam mit wenigen
Beschäftigten aus. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts wuchs aber in vielen
Regionen Deutschlands aufgrund der zunehmenden Industrialisie-
rung die Bevölkerung der Städte stark an. In der Zeit zwischen 1855
und 1910 stagnierte in Deutschland die Bevölkerungszahl ländlicher
Gebiete bei ca. 18 Millionen Einwohnern, während die Bevölkerung
der Städte von ca. 18 auf 47 Millionen Einwohner anstieg (Bogumil/
Holtkamp 2006, 15). Die daraus neu entstehenden Aufgaben der Kom-
munalverwaltung (z.B. Brandschutz, Bauverwaltung, Sozialpolitik,
Gesundheit und Hygiene) wurden ab dem letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts zunehmend von einer professionellen Kommunalverwal-
tung übernommen. So wuchs z.B. in der Stadt Mannheim die Anzahl
der städtischen Angestellten und Beamten zwischen 1870 und 1906
von 48 auf 1.127 an (Saldern 1998, 26). Dadurch veränderten sich
auch die Anforderungen an die politische Steuerung der Kommunen
durch Bürgermeister und den Magistrat, sodass das Modell der ehren-

Von der
Honoratioren-
zur Leistungs-

verwaltung
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amtlichen Honoratiorenverwaltung einer professionellen Steuerung
von Kommunalpolitik und -verwaltung weichen musste.

„Insgesamt vollzieht sich damit im 19. Jahrhundert eine Verlagerung
der Selbstverwaltungsinhalte von der traditionellen ‚Polizey‘(Armen-
pflege, öffentliche Ordnung, Steuer – und Grundbesitzverwaltung) zur
sozialen Daseinsvorsorge und Infrastrukturpolitik im weitesten Sinne
für die vielfältig differenzierte Einwohnergemeinde.“ (Bogumil/Holt-
kamp 2006, 19)

Mit der Einführung des allgemeinen Wahlrechts 1918/1919 zu Beginn
der Weimarer Republik gewannen auch die Parteien zunehmend Ein-
fluss auf die Kommunalpolitik in Deutschland. Die Bedeutung der Eh-
renamtlichkeit politischer Tätigkeit auf Gemeindeebene hat sich aber
bis heute erhalten. Die Ratsmitglieder sind in allen Ländern ehren-
amtlich tätig und erhalten für ihre Tätigkeit nur eine Aufwandsent-
schädigung. In der Verfassung der Weimarer Republik (1919–1933)
war erstmals formal eine Garantie der kommunalen Selbstverwaltung
enthalten:

„Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht der Selbstver-
waltung innerhalb der Schranken der Gesetze.“ (Art. 127 der Weima-
rer Reichsverfassung)

Trotzdem gab es auch weiterhin keine einheitliche Kommunalverfas-
sung in der Weimarer Republik. Die historisch bedingte regionale
Vielfalt lebte fort, bis es unter der Herrschaft der Nationalsozialisten
von 1933–1945 zu einer Gleichschaltung und Eingliederung der
Kommunen in das nationalsozialistische Herrschaftssystem kam.

Nach der Niederlage Deutschlands im Zweiten Weltkrieg bildeten
sich in den vier Besatzungszonen Deutschlands auch unterschiedli-
che Kommunalverfassungen aus, die zum Teil auf historischen Vor-
bildern beruhten, zum Teil aber auch von der kommunalen Tradition
der Besatzungsmächte geprägt wurden. Ohne an dieser Stelle aus-
führlich darauf einzugehen (vgl. Darstellung bei Kleinfeld 1996,
78ff.), soll kurz auf die verschiedenen Typen der Verwaltungsleitung
eingegangen werden, die in den Kommunalverfassungen vor der gro-
ßen Reformwelle der 1990er Jahre existierten. Denn zum Teil prägen
diese auch nach der weitgehenden Angleichung der Kommunalver-
fassungen in Deutschland erheblich die politische Kultur und die
Rolle von Parteien in der Kommunalpolitik in diesen Ländern. Im

Regionale
Traditionen
nach 1945
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folgenden Kapitel werden dann die aktuell geltenden rechtlichen
Rahmenbedingungen des Bürgermeisteramtes erläutert. Bis in die
1990er Jahre ließen sich drei Formen der Verwaltungsleitung unter-
scheiden (s. Abbildung 2):

Der Bürgermeister der Einheitsspitze in Baden-Württemberg und Bay-
ern hatte aufgrund der ihm zufallenden Aufgaben eine starke Position,
auch weil er direkt gewählt war. Die Abhängigkeit vom Rat war in al-
len anderen Führungstypen stärker ausgeprägt, da die Amtsinhaber
vom Rat gewählt wurden, wie auch bei der Einheitsspitze in Schles-
wig-Holstein (Landgemeinden), Rheinland-Pfalz und im Saarland.
Durch die Ratswahl gewannen Parteien und Wählergruppen stärkeren
Einfluss auf die Verwaltungsleitung.

In der Doppelspitze waren die Funktionen Verwaltungsleitung und
Ratsvorsitz auf zwei Köpfe verteilt. Dieser Typ tendierte zu einem ge-
wissen Führungspluralismus. In manchen Kommunen war der Stadt-
direktor als Verwaltungsleiter die zentrale Figur, in anderen der
Bürgermeister, wenn er die Ratsmehrheit hinter sich hatte. Das Magis-

Führungstyp Eigenschaften Bundesländer

Einheitsspitze Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Rates,
Repräsentant nach außen und innen und
Leiter der Verwaltung.
Er wird vom Rat gewählt.

Schleswig-Holstein
(Landgemeinden),
Rheinland-Pfalz,
Saarland

Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Rates,
Repräsentant nach außen und innen und
Leiter der Verwaltung.
Er wird von der Bürgerschaft direkt gewählt.

Baden-Württemberg
und Bayern

Doppelspitze Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Rates
und Repräsentant nach außen und innen,
der Stadtdirektor ist Leiter der Verwaltung.
Beide werden vom Rat gewählt.

Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen

Magistrats-
modell

Der Bürgermeister ist Leiter der Verwaltung.
Er ist Mitglied des Magistrats, der kollegial
entscheidet.
Der Bürgermeister und die (haupt- und
ehrenamtlichen) Mitglieder des Magistrates
werden vom Rat gewählt.

Hessen, Schleswig-
Holstein (Städte)

Abbildung 2: Typen der Verwaltungsleitung der Kommunalverfassungen
vor der Reformwelle.
Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Köser 1979, 405ff.
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tratsmodell war aufgrund der kollegialen Führungsstruktur am we-
nigstens auf einzelne Steuerungspolitiker ausgerichtet. Der Einfluss
der Parteien im Rat war ebenfalls groß.

In der DDR gab es keine kommunale Selbstverwaltung. Ursprünglich
wurde zwar auch in der sowjetischen Besatzungszone nach 1945 an
die Selbstverwaltungstradition angeknüpft. Mit der Etablierung eines
zentralistischen Einheitsstaates unter Kontrolle der „Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands“ (SED) in den 1950er Jahren wurden die
Kommunen aber zur untersten Verwaltungsebene herabgestuft, ob-
wohl es noch gewählte Volksvertretungen auf Gemeinde- und Kreis-
ebene gab (vgl. z.B. Rehfeld-Staudt/Rellecke 2010, 286 am Beispiel
Sachsens). Nach der demokratischen Revolution 1989 wurde die
kommunale Selbstverwaltung wieder eingeführt (Andersen 2009,
202). Die ab 1990 entstandenen Kommunalverfassungen der fünf neu-
en Länder orientieren sich stark am Führungstyp der Einheitsspitze
nach süddeutschem Modell. Die durchgehende Einführung der Di-
rektwahl des Bürgermeisters in den neuen Ländern war ein wichtiger
Reformimpuls auch für die Reform der Kommunalverfassung in den
alten Ländern in den 1990er Jahren.

1.4 Zusammenfassung

– Bürgermeister leiten hauptamtlich die Gemeindeverwaltung einer
Stadt, repräsentieren ihre Stadt nach außen und gegenüber der Ein-
wohnerschaft und werden von der Bürgerschaft direkt gewählt.

– Bürgermeister gibt es in Deutschland schon seit dem Mittelalter.
Die damaligen Bürgermeister haben mit den heutigen Amtsinha-
bern aber nicht viel gemeinsam.

– Die moderne kommunale Selbstverwaltung hat ihre Wurzeln in der
Stein-Hardenbergschen Städteordnung von 1808.

– In der Bundesrepublik Deutschland gibt es in den Länder sehr un-
terschiedliche regionale Traditionen der lokalen Selbstverwaltung,
die sich auch auf Rolle und Bedeutung des Bürgermeisters auswir-
ken können.

Kommunal-
verwaltung
in der DDR
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2.
„Starker Mann“ oder „Grüß-Gott-August“ –
Wie viel Macht hat ein Bürgermeister?

Bürgermeister haben als politische Amtsträger Macht, die ihnen von der
Wahlbevölkerung auf Zeit übertragen wird. Wenn man aber genauer wissen
will, wie viel Macht ein Bürgermeister in seiner Kommune hat, wird man
schnell feststellen, dass konkrete Machtpositionen eine beträchtliche Band-
breite haben können, die von verschiedenen Rahmenbedingungen abhän-
gig sind.
Der Bürgermeister ist zwar meistens der „Starke Mann“, ohne den nichts
läuft. Aber in wenigen Städten muss er die Führungsrolle mit anderen Ak-
teuren teilen und ist im schlimmsten Fall nur noch der für die Repräsentation
zuständige „Grüß-Gott-August“. Um sich also einer Antwort auf die Frage
nach der Macht anzunähern, werden im folgenden Kapitel die Rahmenbe-
dingungen für die Beschreibung der Machtposition von Bürgermeistern er-
läutert. Sie reichen von der Stellung der Kommunen im Staatsaufbau, über
die institutionelle Kompetenzverteilung in der Kommunalverfassung, den
Aufgaben der Kommunalverwaltung bis hin zur Finanzsituation. Abschlie-
ßend werden Anhaltspunkte zur Ermittlung des Machtpotentials „echter“
Bürgermeister vorgestellt.

2.1 Macht – was ist das?

Folgt man einer politikwissenschaftlichen Definition, dann bezeich-
net der Begriff Macht „die Möglichkeit der Machthabenden, ohne Zu-
stimmung, gegen den Willen oder trotz Widerstandes anderer die
eigenen Ziele durchzusetzen und zu verwirklichen.“ (Schubert/Klein
2003, 183). Jemand, der Macht hat, kann also seine Vorstellungen und
Ziele in der Politik durchsetzen und ein politisches Ergebnis entschei-
dend prägen, auch wenn andere politische Akteure dagegen sind. Nur
selten funktioniert dies in der realen Politik so einfach, wie es die De-
finition vermuten lässt. Denn in den Kommunen, wie in allen anderen
demokratischen politischen Systemen, wird Macht durch verschiede-
ne Mechanismen verliehen, geteilt und kontrolliert:

Definition
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– Machtverleihung: Macht wird auch in Städten und Gemeinden
durch Wahlen auf Zeit verliehen. Bürgermeister werden unmittel-
bar durch die Bürgerschaft gewählt.

– Machtteilung: Der Bürgermeister teilt sich die Macht in erster Linie
mit dem Rat, der in vielen Kommunalverfassungen sogar das
Hauptorgan der Gemeindeverwaltung ist.

– Machtkontrolle durch den Rat: Der Rat kontrolliert die Machtaus-
übung des Bürgermeisters in seinem Bereich zusammen mit der lo-
kalen Öffentlichkeit und den Medien, wie auch der Bürgermeister
wiederum die Machtausübung des Rates kontrolliert.

– Machtkontrolle durch die Bürgerschaft: Die Bürgerschaft hat die
Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen kommunale
Sachentscheidungen selbst zu treffen (Bürgerentscheid) und damit
Entscheidungen des Rates zu ersetzen oder zu korrigieren. Außer-
dem gibt es in den meisten Ländern grundsätzlich die Möglichkeit,
Bürgermeister wieder abzuwählen, auch wenn dieses Verfahren in
der Regel vom Rat ausgehen muss (→ Kapitel 3).

Daher ist es sinnvoller, von Machtpotentialen bestimmter Akteure
auszugehen und zu untersuchen, welche Handlungsspielräume und
Entscheidungskompetenzen ein Bürgermeister hat. Diese werden
stark, aber nicht ausschließlich durch Regelungen der Kommunalver-
fassung geprägt, auf die weiter unten näher eingegangen werden soll.

Macht ist kein Selbstzweck, zumindest nicht für die Bürgermeister in
Deutschland. Wie eine repräsentative Befragung von Bürgermeistern
im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, des Deutschen Städtetages und
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes aus dem Jahr 2008 ergab,
ist nur für 12 Prozent der befragten Bürgermeister die Machtausübung
ein wichtiger oder sehr wichtiger Grund gewesen, Bürgermeister zu
werden.

Es fällt jedoch auf, dass neben der Machtausübung auch alle anderen
Motive, die in erster Linie dem eigenen Nutzen des Befragten dienen,
wie z.B. die „finanzielle Vergütung“ (19%) oder die Förderung der
Karriere (15%), auf den hinteren Plätzen landen. Deutlich wichtiger
sind dagegen Ziele wie die Gestaltung des Stadtbildes (97%), der Um-
gang mit Menschen (95%), die Verpflichtung gegenüber dem Gemein-
wohl (91%) oder – auch schon mit deutlicherem Abstand – die
allgemeine politische Gestaltung (57%). Kaum ein Bürgermeister
würde öffentlich zugeben, dass er gerne Macht hat und nur an der ei-
genen Karriere und am Geld interessiert ist, selbst wenn es so wäre.

Macht-
potentiale

Gestaltungs-
Macht



2.  „Starker Mann“ oder „Grüß-Gott-August“

26

Das würde bei seinen Wählerinnen und Wählern wahrscheinlich
nicht gut ankommen. Aber auch um die anderen wichtigen Motive zu
verwirklichen, sind Handlungsspielräume und Entscheidungskom-
petenzen notwendig. Macht eröffnet Bürgermeistern dann erst die
Möglichkeit zur Gestaltung. Der Einsatz von Macht kann dazu führen,
politische Ziele zu erreichen. Und das erwarten auch die Wählerin-
nen und Wähler.

2.2 Die Kommunale Selbstverwaltung

Städte und Gemeinden sind in Deutschland fest in das föderale po-
litische System eingebunden. Die kommunale Ebene (Städte, Ge-
meinden und Kreise) bildet die unterste Ebene des dreistufigen
Verwaltungsaufbaus in Deutschland, darüber kommen noch die Lan-
des- und die Bundesebene (vgl. Nassmacher/Nassmacher 2007,

Abbildung 3: Gründe, Bürgermeister zu werden. Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008, 31.
(Rundungsbedingte Summenabweichung)
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19ff.). Das Grundgesetz gibt den Kommunen in Artikel 28 Absatz 2
eine Selbstverwaltungsgarantie:

„Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener
Verantwortung zu regeln.“

Ähnliche Formulierungen finden sich auch in den meisten Landes-
verfassungen. Daraus lassen sich verschiedene so genannte Hoheits-
rechte der Kommune ableiten (Andersen 2009,198), z.B. das Recht,
eigenes Personal zu beschäftigen (Personalhoheit) oder die Möglich-
keit zum Erlass kommunaler Satzungen (Rechtsetzungshoheit). Der
tatsächlich vorhandene Gestaltungsspielraum der Kommunen – und
damit der Einfluss eines Bürgermeisters – bei der Regelung ihrer „An-
gelegenheiten“ ist aber geringer als die großzügige Formulierung ver-
muten lässt. Das liegt ganz wesentlich an der Einschränkung „im
Rahmen der Gesetze“, die Land und Bund vielfältige Einflussmöglich-
keiten auf die Kommunalverwaltung eröffnen und auch die Hoheits-
rechte der Kommunen einschränken können. Deshalb wird die
kommunale Ebene von Staatsrechtlern auch nicht als eigenständige
Ebene des Staates gesehen, sie ist vielmehr formal ein Teil der Lan-
desverwaltung. D.h. der jeweilige Landtag beschließt in Form von
Landesgesetzen die wesentlichen Rechtsvorschriften für die Kommu-
nen. Bürgermeister und Ratsmitglieder haben also nur indirekten Ein-
fluss auf die Gestaltung dieser Gesetze, z.B. über die Landtagsabge-
ordneten ihrer Partei oder die kommunalen Interessenverbände (z.B.
der Städte- und Gemeindebund), die vor der Veränderung solcher Ge-
setze vom zuständigen Landtagsausschuss nach ihrer Meinung gefragt
werden.

Wer wissen will, wie viel Macht ein Bürgermeister in Deutschland
hat, wird mit einer beeindruckenden föderalen Vielfalt konfrontiert.
Wenn man die Stadtstaaten Berlin, Bremen/Bremerhafen und Ham-
burg aufgrund ihrer besonderen Struktur beiseite lässt, haben die 13
Flächenländer in Deutschland immerhin 13 verschiedene Kommu-
nalverfassungen. Auch wenn diese Kommunalverfassungen sich
durch umfangreiche Reformen in den letzten Jahren ähnlicher gewor-
den sind, gibt es immer noch viele Unterschiede, die mit den kommu-
nalen Traditionen der Länder zusammenhängen (→ Kapitel 1). Die
Kommunalverfassung eines Landes besteht aus verschiedenen Geset-
zen, Verordnungen und Satzungen, die den rechtlichen Rahmen für

Kommunal-
verfassungen –
die Spielregeln
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die Kommunen bilden. Der wichtigste Bestandteil der Kommunalver-
fassung eines Landes ist die jeweilige Gemeindeordnung, in der die
wichtigsten Spielregeln für die Kommunalpolitik festgehalten wer-
den, z.B. Regelungen
– zur Aufgabenverteilung zwischen Bürgermeister und Rat,
– zu den Rechten und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger,
– über die Grundlagen und Aufgaben der Kommunalverwaltung.

Die Kommunen haben außerdem eine Hauptsatzung, in der Vorschrif-
ten der Kommunalverfassung ergänzt und z.B. die Abgrenzungen der
Handlungsspielräume von Rat und Bürgermeister konkretisiert wer-
den. Wichtig ist außerdem die Geschäftsordnung des Rates, in der An-
trags- und Rederecht, Einladungsfristen zu Sitzungen u.Ä. für den Rat
festgelegt werden.

Der Schwerpunkt der Auseinandersetzung mit Kommunalverfassun-
gen liegt in diesem Abschnitt aber auf der Aufgabenverteilung zwi-
schen Bürgermeister und Rat. In den 1990er Jahren wurde in allen
deutschen Ländern die Direktwahl der Bürgermeister eingeführt und
in einigen Ländern die bis dahin vorhandene Trennung zwischen
Ratsvorsitz und Verwaltungsleitung abgeschafft. Dadurch hat sich das
Grundmodell der Leitungsstruktur der Kommunalverfassungen in
Deutschland angeglichen.

Die Bürgerschaft wählt den Rat und den Bürgermeister. Bürgermeister
und Rat haben somit die gleiche Legitimationsgrundlage. Das Wahl-
recht zum Rat unterscheidet sich zwischen den Ländern zum Teil er-
heblich, darauf kann aber an dieser Stelle nicht näher eingegangen
werden. Wie Bürgermeisterwahlen ablaufen und welche Unterschie-
de es zwischen den Ländern gibt, wird in Kapitel 3 näher betrachtet.
Der Bürgermeister ist Chef der Kommunalverwaltung, in den meisten
Ländern außerdem Vorsitzender des Rates und repräsentiert die Kom-
mune nach außen und gegenüber den Einwohnern. Diese Kombinati-
on von Aufgaben macht ihn zweifelsohne zur wichtigsten Person in
der Kommunalpolitik. Der Rat ist, nach den geschriebenen Spielre-
geln, für die Grundsatz- und Leitentscheidungen der Gemeinde und
für alle Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung zuständig, solange
es sich nicht um „Geschäfte der laufenden Verwaltung“ handelt. Um
diese kümmert sich nämlich in der Regel der Bürgermeister im Rah-
men seiner Aufgaben als Leiter der Verwaltung. Der Rat kann noch
weitere Aufgaben aus seinem Bereich auf den Bürgermeister übertra-
gen. Der Rat wählt außerdem ab einer bestimmten Größe einer Ge-
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meinde einen oder mehrere Dezernenten und überträgt ihnen – in den
meisten Ländern in Abstimmung mit dem Bürgermeister – Aufgaben-
bereiche (z.B. Soziales, Bau und Planung, Recht o.Ä.). Der Kämmerer
einer Gemeinde ist der für die Gemeindefinanzen zuständige Dezer-
nent und in der Regel der Vertreter des Bürgermeisters als Verwal-
tungsleiter. Die Besetzung der Dezernentenstellen und der Aufgaben-
zuschnitt sind für den Bürgermeister wichtige Fragen, da die
Dezernenten mit ihm zusammen gewissermaßen die kommunale Re-
gierung bilden. Wenn Bürgermeister und Dezernenten nicht auf einer
Linie sind, kann das Machtpotential des Bürgermeisters geschmälert
werden, da die Dezernenten in den meisten Ländern ihren Geschäfts-
bereich selbstständig in eigener Verantwortung leiten und der Bürger-
meister ihnen somit keine Weisungen erteilen kann.

Nachdem nun die Gemeinsamkeiten beschrieben wurden, sind im
nächsten Abschnitt die Unterschiede zwischen den Kommunalverfas-
sungen der Länder dargestellt, die Einfluss auf die Machtposition des
Bürgermeisters haben. In diesem Zusammenhang lassen sich zwei
Themenbereiche unterscheiden:

Abbildung 4: Leitungsstruktur der Kommunalverfassung.
Anmerkung: In den Ländern Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein wählt
der Rat einen eigenen Vorsitzenden.
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– Unabhängigkeit des Bürgermeisters vom Rat und von Parteien: Die-
ser Bereich umfasst Nominierung, Wahl und Abwahl des Bürger-
meisters und die Länge seiner Amtszeit im Verhältnis zur Amtszeit
des Rates. Das Machtpotential eines Bürgermeisters ist größer,
wenn seine Amtszeit länger ist als die Wahlperiode des Rates, die
Bürgermeisterwahl als eigener Termin stattfindet und er unabhän-
gig von Parteien zur Wahl antreten kann.

– Einfluss des Bürgermeisters auf die Verwaltungsführung: Dieser
Themenbereich umfasst verschiedene Verwaltungskompetenzen
des Bürgermeisters, die in unterschiedlichem Umfang mit dem Rat
geteilt werden müssen. Das Machtpotential des Bürgermeisters ist
größer, wenn er die laufenden Geschäfte der Verwaltung allein er-
ledigt, ohne dass der Rat dies beeinflussen kann, wenn der Bürger-
meister die Geschäftskreise der Dezernenten festlegen und die
Verwaltung selbstständig leiten kann sowie ein unbegrenztes Wei-
sungsrecht gegenüber den Dezernenten hat.

Analysiert man nun die 13 Kommunalverfassungen in Deutschland
nach diesen Merkmalen, lassen sich zu einzelnen Kriterien „Macht-
punkte“ vergeben, die zusammengerechnet das Machtpotential der
Bürgermeister im Vergleich der Länder angeben. Die Zuordnung von
„Machtpunkten“ zu den zugeordneten Kriterien lässt sich anhand ei-
ner Tabelle im Anhang nachvollziehen. Die folgende Abbildung zeigt
nun die Summe der erreichten „Machtpunkte“ der Bürgermeister im
Ländervergleich.

Nach der Kommunalverfassung hat der Bürgermeister in Baden-Würt-
temberg das größte „Machtpotential“, da er 17 von 18 möglichen
„Machtpunkten“ erreicht. Außerdem zur Spitzengruppe zu zählen
sind Brandenburg und Sachsen-Anhalt mit jeweils 16 von 18 Punk-
ten. Am unteren Ende rangiert das Machtpotential der Bürgermeister
in Nordrhein-Westfalen und Hessen, denen 11 bzw. 10 Punkten zuge-
wiesen werden können. Dazwischen befindet sich eine große Gruppe
von Ländern mit mittlerer Machtposition. Dieses Bild liefert einen
Teil der Antwort auf die Frage nach der Macht des Bürgermeisters.
Aber ob das Machtpotential auch in tatsächlichen Einfluss umgesetzt
werden kann, hängt auch noch von weiteren Rahmenbedingungen ab,
die in den nächsten Abschnitten beschrieben werden.
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2.3 Die Kommunalverwaltung – für alles zuständig?

Die Kommunalverwaltung hat sehr viele Aufgaben zu erledigen. Der
Bürgermeister als Chef der Verwaltung ist also theoretisch für alles zu-
ständig und verantwortlich, von „A“ wie Abfall bis „Z“ wie Zweit-
wohnungssteuer, denn um all das kümmert sich „seine“ Verwaltung.
Nach dem Grundgesetz (Art. 30 und Art. 83 Grundgesetz) wird die
Hauptarbeit der Verwaltung in den Ländern, Kreisen sowie Städten
und Gemeinden erledigt, der Bund hat nur vergleichsweise wenige
Verwaltungsaufgaben. Dementsprechend haben Bürgerinnen und
Bürger auch häufig Kontakt zur Kommunalverwaltung. In einer reprä-
sentativen Befragung aus dem Jahr 2011 gaben 81% der befragten Bür-
gerinnen und Bürger an, sie hätten im vergangenen Jahr mindestens
einmal Kontakt zur Kommunalverwaltung gehabt. Auf Platz 2 folgte
mit 49% die Finanzverwaltung (z.B. Finanzamt), die Ländersache ist
(DBB 2011, 33). Die Länder in Deutschland haben die Fach- und
Rechtsaufsicht über die Kommunen und kontrollieren, ob die Kom-
munalverwaltung ihre Aufgaben den gesetzlichen Vorgaben entspre-

Abbildung 5: Machtpotential der Bürgermeister im Ländervergleich. Quelle: Eigene
Darstellung auf der Grundlage von Bogumil/Holtkamp 2006, 62 und
eigener Recherchen.
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chend ausführt. Die Aufgabenteilung lässt sich auch sehr gut an der
Verteilung des Personals im öffentlichen Dienst auf die drei Verwal-
tungsebenen in Deutschland ablesen. In Deutschland arbeiteten im
Jahr 2009 etwa 47,5% des Verwaltungspersonals im öffentlichen
Dienst in den Kommunalverwaltungen.

Alle Kommunen lassen sich in zwei Gruppen einteilen: Die kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden und die kreisfreien Städte. Kreisan-
gehörige Städte und Gemeinden gehören zu einem Landkreis, der für
die zu seinem Gebiet gehörenden Gemeinden bestimmte Verwal-
tungsaufgaben übernimmt (z.B. die Jugendhilfe im Kreisjugendamt).
Kreisfreie Städte müssen alle Verwaltungsaufgaben mit eigenem Per-
sonal erledigen.

In anderen Ländern mit föderalem Staatsaufbau, z.B. den Vereinigten
Staaten von Amerika, gibt es im Staatsaufbau die gleichen Ebenen wie
in Deutschland. Es wird aber deutlich stärker zwischen den Ebenen
getrennt. Wenn das Parlament eines US-Bundestaates ein Gesetz er-
lässt, muss dieser Bundesstaat auch die Verwaltungsmitarbeiter be-
schäftigen, die das Gesetz ausführen. In Deutschland dagegen ist es
der Regelfall, dass Gesetze des Bundes oder der Länder von kommu-
nalen Verwaltungsmitarbeitern ausgeführt werden. Die Verwaltungs-
strukturen sind stärker verflochten als in den USA.

Abbildung 6: Personal im öffentlichen Dienst 2009 (in %).
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6, 2010.

Anmerkung: Ohne Personal der Bundeswehr (Bund) und aus Bildung/
Wissenschaft und der Polizei (Land).
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Vor dem Hintergrund der kommunalen Finanzsituation stellt sich zu-
nehmend die Frage, ob die Kommunen in der Lage sind, weitere ihnen
gesetzlich vom Bund oder Land übertragene Verwaltungsaufgaben zu
übernehmen. Bei der Übertragung von zusätzlichen Aufgaben gilt
zwar grundsätzlich das Verursacherprinzip, d.h. ein Land oder der
Bund müssen bei Übertragung einer neuen Verwaltungsaufgabe auf
die Gemeinden auch genügend finanzielle Mittel zur Verfügung stel-
len. Dieses sogenannte „Konnexitätsprinzip“ (Wer bestellt, der be-
zahlt!) ist mittlerweile auch in allen Landesverfassungen enthalten.
Wenn es um die konkrete Umsetzung geht, zeigte sich aber in der Ver-
gangenheit, dass aus Sicht der Kommunen die finanziellen Mittel oft
nicht ausreichten. In Streitfällen muss dann das Landesverfassungs-
gericht klären, ob das zur Verfügung gestellte Geld zur Ausführung ei-
ner Aufgabe ausreicht.

Stellt man sich nun konkret die Frage, wie stark der Einfluss der Kom-
munalverwaltung und damit auch des Bürgermeisters darauf ist, ob
und wie eine Aufgabe durchgeführt wird, ergeben sich erhebliche Un-
terschiede.

– Bei Auftragsangelegenheiten ist der Einfluss gering. Im Pass- und
Meldewesen oder bei der Gewerbeaufsicht entscheidet der Gesetz-
geber auf Bundes- oder Landesebene, ob die Verwaltung tätig wird
und legt dabei bis hin zur Gestaltung von Formularen fest, wie eine
Aufgabe zu erledigen ist. Die Ausführung der Aufgaben wird von
Aufsichtsbehörden überwacht. Der Rat hat kaum Einfluss auf Auf-

Art der Aufgabe Beispiel Ziel
(ob?)

Mittel
(wie?)

Einfluss

Auftrags-
angelegenheit

Pass- und Meldewesen,
Lebensmittelüberwa-
chung, Gewerbeaufsicht

Bund/
Land

Bund/
Land

gering

pflichtige Selbstver-
waltungsaufgaben

Straßenreinigung,
Abfallentsorgung,
Kindertagesstätten

Bund/
Land

Kommune mittel

freiwillige Selbstver-
waltungsaufgaben

Schwimmbad, Theater,
Museen, Jugendeinrich-
tungen

Kommune Kommune hoch

Abbildung 7: Kommunale Aufgabe: Ziele, Mittel und Einflusschancen der Kommune.
Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Bogumil/Holtkamp
2006, 51f.
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tragsangelegenheiten. Zuständig und verantwortlich gegenüber
den Aufsichtsbehörden ist der Bürgermeister als Verwaltungschef,
der aber nur das ausführen lassen muss, was anderswo entschieden
wurde.

– Schon anders stellt sich die Sache bei pflichtigen Selbstverwal-
tungsaufgaben dar, bei deren Erledigung den Kommunen größere
Handlungsspielräume eröffnet sind. Zwar entscheidet der Gesetz-
geber in einem Land oder im Bund über die Ziele, wie etwa die Not-
wendigkeit der Straßenreinigung oder Abfallentsorgung. Wie die
Kommune diese Zielsetzung realisiert, bleibt ihr weitgehend über-
lassen. Der Rat entscheidet in Abstimmung mit Bürgermeister und
Verwaltung beispielsweise darüber, wie oft und von wem die Stra-
ßen gekehrt werden. Die Durchführung können eigene Mitarbeiter,
Fremdfirmen oder auch die privatisierten Stadtwerke übernehmen.
Für die Einwohner ist dabei besonders interessant, ob sie vielleicht
sogar selbst den Besen schwingen müssen oder wie hoch stattdes-
sen die von der Kommune erhobenen Gebühren sind.

– Den vergleichsweise größten Handlungsspielraum haben Städte
und Gemeinden jedoch bei den freiwilligen Selbstverwaltungsauf-
gaben. Wie viele Museen eine Stadt hat und ob diese moderne
Kunst, historische Landmaschinen oder spätrömische Ausgra-
bungsstücke ausstellen, liegt im Prinzip ganz im Ermessen der
kommunalen Akteure. Der Rat trifft die Entscheidung über diese
Fragen. Der Bürgermeister führt die Entscheidungen aus, versucht
aber natürlich im Vorfeld, durch eigene Vorschläge und mit Hilfe
seiner politischen Kontakte zum Rat diese Entscheidungen in sei-
nem Sinne zu beeinflussen (→ Kapitel 5).

Die Ausstattung einer Stadt mit Einrichtungen wie Schwimmbädern,
Sportanlagen oder Jugendfreizeiteinrichtungen wurde in der Kommu-
nalpolitik lange Zeit eher unter dem Gesichtspunkt der Lebensquali-
tät oder einer gerechten Verteilung von Ressourcen im Stadtgebiet
diskutiert. In Zeiten der Finanzknappheit stellt sich in vielen Regio-
nen Deutschlands im Bereich der freiwilligen Aufgaben aber eher die
Frage, was sich eine Kommune heute überhaupt noch leisten kann.
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2.4 Der Bürgermeister als Insolvenzverwalter? –
Die kommunale Finanzsituation

Der Handlungs- und Gestaltungsspielraum eines Bürgermeisters
hängt ganz entscheidend von der Frage ab, welche finanziellen Hand-
lungsspielräume im Kommunalhaushalt vorhanden sind. Im Prinzip
sind neue Investitionen nur möglich, wenn die Kommune Überschüs-
se erwirtschaftet. Wenn es aber um die kommunalen Finanzen geht,
herrscht in der öffentlichen Debatte Alarmstimmung. Die Folgen sind
in vielen Regionen Deutschlands zu spüren, nicht nur dann, wenn die
Straßen nur noch ein Flickenteppich aus verfüllten Schlaglöchern
sind.

Eine Kommune gerät in eine finanzielle Notsituation, wenn die Aus-
gaben des Verwaltungshaushaltes die Einnahmen dauerhaft überstei-
gen, z.B. wenn eine Kommune sehr hohe Ausgaben für Sozialleistun-
gen oder den Unterhalt von Sporteinrichtungen, Kindertagesstätten
oder Museen hat, aber gleichzeitig geringe Einnahmen, v.a. bei Gewer-
be- und Einkommensteuer. Dann bleiben keine Überschüsse mehr üb-
rig, aus denen notwendige Reparaturen oder neue Investitionen
bezahlt werden können. Ganz im Gegenteil, die Fehlbeträge müssen
dann über so genannte Kassenkredite ausgeglichen werden. Das ist so,
als wenn ein privater Haushalt jeden Monat sein Girokonto überzieht
und letztendlich von seinem Dispo-Kredit lebt, weil das Haushalts-
einkommen nicht ausreicht, um Miete, Strom, Lebensmittel, Auto
und Kleidung zu finanzieren. Ist das aber jahre- oder jahrzehntelang
so, steigen sowohl beim privaten Haushalt als auch bei der Kommune
die Fehlbeträge durch steigende Ausgaben und zusätzliche Zinszah-
lungen. Letztendlich führt das für eine überschuldete Kommune
dazu, dass die Kommunalaufsichtsbehörde des Landes noch genauer
kontrolliert, für was eine Kommune ihr Geld ausgeben will und in be-
sonderen Fällen sogar verlangen kann, Ausgaben zu streichen. Die im
Prinzip vorhandenen großen Handlungsspielräume gerade im Bereich
der freiwilligen Aufgaben verwandeln sich dann in eine Verwaltung
des Mangels. Ein Bürgermeister, der dann als eine Art Insolvenzver-
walter die Kürzungs- und Schließungsbeschlüsse des Rates ausführen
muss, wird bei seiner Bürgerschaft nicht unbedingt beliebter.

Von dieser Entwicklung sind jedoch nicht alle Kommunen in
Deutschland gleichmäßig betroffen. In Nordrhein-Westfalen bei-
spielsweise lag 2009 die Höhe der Kassenkredite umgerechnet pro
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Einwohner bei 962 Euro, in Baden-Württemberg dagegen bei nur 20
Euro (Holtkamp 2011, 16). Daraus lässt sich schließen, dass es in Ba-
den-Württemberg wesentlich weniger Kommunen mit Haushaltspro-
blemen gibt als in Nordrhein-Westfalen. Aber auch dort gibt es
Kommunen ohne Verschuldungsproblematik, z.B. die Stadt Düssel-
dorf, die zurzeit keine Kassenkredite braucht.

2.5 Bürgermeister, Parteien und Mehrheiten

Ob ein Bürgermeister sein Machtpotential in tatsächlichen Einfluss
auf Entscheidungen umsetzen kann, wird stark von seiner eigenen
parteipolitischen Bindung beeinflusst. Gerade im Verhältnis zum Rat,
dessen Mitglieder in der Regel von Parteien und Wählergruppen auf-
gestellt werden, spielt es eine wichtige Rolle, ob ein Bürgermeister
Parteimitglied ist und wie stark seine Partei in der Kommune ist.

Wenn der Bürgermeister Parteimitglied und seine Partei im Rat relativ
stark ist oder sogar eine absolute Mehrheit der Mandate hat, kann ihm
das Parteibuch eher helfen, die Politik der Kommune zu gestalten. Na-
türlich muss auch eine solche Konstellation nicht immer harmonisch
sein, denn das gleiche Parteibuch führt noch lange nicht zur Einigkeit
in allen Fragen und Zielen. Wenn die Partei des Bürgermeisters im Rat
aber keine Mehrheit hat und andere Parteien oder Wählergruppen ge-
meinsam die Politik gestalten, kann es für ihn schwierig werden, sich
durchzusetzen. Aber auch eine solche Konstellation muss nicht im-
mer konflikthaft sein, da der Bürgermeister durch Verhandlungen
Mehrheiten für seine Projekte beschaffen kann.

Ist der Bürgermeister kein Parteimitglied, was in manchen Ländern
eher die Regel als die Ausnahme ist, kann er sich hingegen als „Bür-
germeister aller Bürger“ profilieren und unabhängig von parteipoliti-
schen Zielen die Rolle des Moderators in der Kommunalpolitik
übernehmen, der sich im Rat für seine Projekte Mehrheiten sucht.

Ob es zu Konflikten zwischen Ratsmehrheit und Bürgermeister
kommt, hängt auch von der Einstellung der beteiligten Akteure ab. In
Deutschland ist eine konsensorientierte Einstellung der kommunalen
Akteure weit verbreitet. Parteienstreit ist verpönt, denn wenn der Ka-
naldeckel klappert, muss er befestigt werden. Und dazu muss nie-
mand zuerst das Parteiprogramm lesen. Diese Konsensorientierung
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kann dem Bürgermeister dabei helfen, seine zentrale Position zu ent-
falten, ob mit oder ohne Parteibuch.

2.6 Der Kontakt zum Bürger

Aus Sicht der Bürgerschaft ist der Bürgermeister eindeutig die zentra-
le Figur in der Kommunalpolitik. Der Bürgermeister einer Kommune
ist in der Regel der bekannteste Kommunalpolitiker, in größeren Städ-
ten sogar häufig der einzige Kommunalpolitiker, der den Bürgerinnen
und Bürgern namentlich bekannt ist. Das hat verschiedene Gründe.

Durch die unmittelbare Wahl bietet sich bereits den Kandidatinnen
und Kandidaten im Wahlkampf einige Wochen eine große Bühne, auf
der sie ständig auf Wahlplakaten, bei Veranstaltungen und in den Lo-
kalmedien präsent sind. Ist die Wahlentscheidung gefallen, bieten
sich einem Bürgermeister im Amt vielfältige Möglichkeiten, sich zu
profilieren und in den lokalen Medien zu präsentieren. Besuche bei
Vereinen, Volksfesten, oder bei Seniorengeburtstagen bieten ihm ge-
rade in kleineren Gemeinden die Gelegenheit, mit einer großen Zahl
seiner Bürgerinnen und Bürger direkt in Kontakt zu kommen. Keinem
anderen Kommunalpolitiker eröffnen sich diese umfangreichen Mög-
lichkeiten, sich zu präsentieren und Einfluss zu nehmen. Bürgermeis-
ter wollen nicht nur ihre Wählerschaft pflegen; der „Umgang mit
Menschen“ ist für sie von vornherein ein wichtiges Motiv zur Amts-
übernahme. Und das kommt an. Eine repräsentative Befragung aus
dem Jahr 2008 ergab auch, dass 78% der Bürgerinnen und Bürger in
Deutschland mit dem Bürgermeister ihrer Gemeinde sehr zufrieden
bzw. zufrieden sind, nur 16% waren (sehr) unzufrieden. 8% konnten
die Frage nicht beantworten (Bertelsmann Stiftung 2008, 63).

Der Bürgerdialog bzw. der direkte Kontakt mit den Bürgern gewinnt
angesichts der in den letzten Jahren zu verzeichnenden Protestaktio-
nen sog. „Wutbürger“ zunehmend an Bedeutung. Mit dem „Wort des
Jahres 2010“ bezeichnet man das Phänomen, dass zunehmend auch
gut situierte, eher konservative Bürgerinnen und Bürger vehement
und mit allen Mitteln des demokratischen Staates gegen Großprojekte
protestieren. Am konkreten Anlass entlädt sich ihr allgemeiner Un-
mut über „die da oben“. Und er entlädt sich dort, wo man sich am
Nächsten ist, in der Kommune. Zunehmend nutzt die Bürgerschaft
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auch die Möglichkeiten der direkten Demokratie (Bürgerbegehren
und Bürgerentscheid), um gegen unliebsame Projekte vorzugehen
(→ Kapitel 5). Erfolg ist vor allem dann beschieden, wenn Privatisie-
rungen städtischen Eigentums oder prestigeträchtige, aber teure Bau-
projekte zu verhindern sind. Eine politische Niederlage in einer
solchen Auseinandersetzung kann auch für einen Bürgermeister Fol-
gen haben, da seine Chancen zur Wiederwahl dadurch beeinträchtigt
werden können.

2.7 Wie viel Macht hat mein Bürgermeister?

Am Ende dieses Kapitels steht leider keine allgemeingültige Antwort
auf die Frage, wie viel Macht ein Bürgermeister hat. Aber es wurde an-
hand der Kommunalverfassung und einiger wichtiger Rahmenbedin-
gungen erläutert, wie das Machtpotential von Bürgermeistern
einzuschätzen ist. Es spricht viel dafür, dass der Bürgermeister eher
der „Starke Mann“ ist. Wenn man aber wissen will, wie groß das
Machtpotential eines bestimmten Bürgermeisters ist, kann man seine
Stellung mit Hilfe der folgenden fünf Anhaltspunkte beschreiben und
sich damit der Antwort auf die Frage nach den konkreten Handlungs-
spielräumen annähern:
– Bürgermeister-Profil:

Bestimmte Eigenschaften des Bürgermeisters sind wichtig für die
Einschätzung seines Machtpotentials: berufliches Profil, v.a. Ver-
waltungserfahrung, die Amtsdauer, Parteimitgliedschaft sowie die
Kandidatur für eine Partei, Wahlergebnis bei der letzten Bürger-
meisterwahl (→ Kapitel 4).
Die meisten Bürgermeister stellen sich mit ihrem Lebenslauf auf
der Internetseite ihrer Stadt vor. Vieles erfährt man allerdings im
Wahlkampf, da bei Direktwahlen die persönlichen Eigenschaften
und Kompetenzen besonders herausgestellt werden.

– Kommunalverfassung:
Je nach Land kann anhand der Abbildung 5 das Machtpotential er-
mittelt werden. Es empfiehlt sich aber auch, die Gemeindeordnung
und ggf. die Hauptsatzung der interessierenden Kommune zu le-
sen, da dort weitere vom Rat auf den Bürgermeister übertragene
Kompetenzen aufgeführt sein können.
Die Gemeindeordnung kann bei der Landeszentrale für politische
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Bildung eines Landes bestellt oder auf der Internetseite des jewei-
ligen Innenministeriums abgerufen werden. Die Hauptsatzung ei-
ner Kommune kann in der Regel ebenfalls auf der Internetseite der
Kommune heruntergeladen werden.

– Rat:
Wie erläutert wurde, muss sich der Bürgermeister seine Macht mit
dem Rat teilen, mal mehr und mal weniger. Besonders die Mandats-
verteilung und damit die Frage nach der Mehrheit ist im Zusam-
menhang mit der Parteimitgliedschaft des Bürgermeisters von
Bedeutung. Auch diese Informationen werden auf der Internetseite
einer Kommune zur Verfügung gestellt. Ob es allerdings Koalitio-
nen zwischen Parteien und Wählergruppen im Rat gibt, kann ei-
gentlich nur mit Hilfe der lokalen Presse erschlossen werden.

– Profil der Stadt oder Gemeinde:
Die Größe der Stadt oder Gemeinde und damit verbunden der Sta-
tus (kreisfrei/kreisangehörig) gibt Aufschluss über die zu erledi-
genden Verwaltungsaufgaben und die damit verbundenen Hand-
lungsspielräume.

– Finanzsituation:
Ob eine Gemeinde überschuldet ist, oder noch ausreichenden fi-
nanziellen Spielraum besitzt, kann der Lokalzeitung entnommen
werden. Jedes Jahr, wenn die Haushaltsberatungen anstehend,
wird in der Regel über die kommunale Finanzsituation berichtet.
Darüber hinaus gibt es Internetseiten wie den „Wegweiser Kommu-
ne“ (www.wegweiser-kommune.de). Dort können für alle Städte
und Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern Daten über die
kommunale Finanzsituation eingesehen werden. Außerdem be-
steht die Möglichkeit, Städte zu vergleichen.

2.8 Zusammenfassung

– Bürgermeister haben Macht im Sinne von Entscheidungskompe-
tenzen und Handlungsspielräumen. Macht eröffnet Bürgermeis-
tern die Möglichkeiten zur Gestaltung ihrer Kommune.

– Die Kommunalverfassungen der Bundesländer setzen den Rahmen
der kommunalen Selbstverwaltung. Sie stellen die Spielregeln für
Bürgermeister, Rat und Bürger auf.
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– Aber auch bei verschiedenen kommunalen Aufgaben gibt es unter-
schiedliche Handlungsspielräume und damit Gestaltungsmöglich-
keiten. Auch die Rahmenbedingungen (z.B. Größe und Status einer
Kommune und die Haushaltssituation) haben Einfluss auf die Ge-
staltungsmöglichkeiten.

– Wie viel Macht ein Bürgermeister hat, hängt vom Bürgermeister-
profil, der jeweiligen Kommunalverfassung, der Ratsmehrheit in
der Kommune, dem Profil und der Finanzsituation einer Stadt ab.
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3.
Direktwahlen –
Wie wird man Bürgermeister?

Bürgermeister werden nicht von Jurys gecastet oder von Headhuntern ge-
sucht, sondern von der wahlberechtigten Bevölkerung ihrer Stadt oder Ge-
meinde unmittelbar gewählt. In Deutschland kümmern sich in erster Linie
Parteien oder Wählergruppen um die Auswahl geeigneter Kandidatinnen
und Kandidaten, damit die Wählerschaft aus einem mehr oder weniger gro-
ßen Angebot den Besten oder die Beste aussuchen kann. Das folgende Ka-
pitel widmet sich diesem spannenden Prozess. Nachdem zuerst die wichtigs-
ten Spielregeln bei Bürgermeisterwahlen vorgestellt werden, folgt die
Darstellung in drei Schritten dem chronologischen Ablauf einer Bürgermeis-
terwahl: vor der Wahl, am Wahltag und nach der Wahl.

3.1 Welche Spielregeln gelten
bei Bürgermeisterwahlen?

Wahlen sind Techniken zur Bildung von Köperschaften wie z.B. dem
Rat oder zur Bestellung von Personen in ein Amt, z.B. des Bürgermeis-
ters (Nohlen 1998, 711). Rat und Bürgermeister herrschen stellvertre-
tend für die Bürgerinnen und Bürger in der Kommune. Mit Hilfe von
Wahlen wird Personen Macht auf Zeit verliehen und ihre Machtaus-
übung legitimiert (→ Kapitel 2). Macht kann in einer Demokratie aber
auch wieder entzogen werden, denn Wahlen finden regelmäßig statt
und bei einer folgenden Bürgermeisterwahl können wieder andere
Kandidaten mit unterschiedlichen Themenangeboten gewählt wer-
den. Ein vor der Wahl festgelegtes Wahlsystem mit nachvollziehbaren
Regeln sorgt dafür, dass die Wählerinnen und Wähler sich frei zwi-
schen konkurrierenden Themen- und Personalangeboten entscheiden
können. Außerdem wird festgelegt, wer seine Stimme abgeben (akti-
ves Wahlrecht) und wer sich zur Wahl stellen darf (passives Wahl-
recht).

In sehr kleinen Gemeinden mag es vorstellbar sein, dass die Bürger-
schaft im Rahmen einer Gemeindeversammlung basisdemokratisch
alle wichtigen Entscheidungen des Gemeinwesens selbst treffen
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könnte. In Deutschland ist es aber aufgrund der Anzahl und Kom-
plexität der in der Kommunalpolitik zu treffenden Entscheidungen
die Regel, dass die Bürgerinnen und Bürger Vertreter wählen, die
diese Aufgabe für sie übernehmen. In genau definierten Ausnahme-
fällen kann die Bürgerschaft aber auf der kommunalen Ebene die
Entscheidungskompetenz in Sachfragen an sich ziehen und in ei-
nem Bürgerentscheid einzelne Sachfragen wieder selbst entscheiden
(→ Kapitel 5).

Für Wahlen auf der kommunalen Ebene, also auch bei Bürgermeister-
wahlen, gelten dieselben Grundsätze wie bei allen anderen Wahlen in
Deutschland. Kommunalwahlen müssen laut Artikel 28 des Grundge-
setzes folgende Grundsätze erfüllen:
– Allgemeine Wahl: Unabhängig von Einkommen und Besitz, Ge-

schlecht, Herkunft, politischer Überzeugung oder Religion sind
alle Einwohner einer Kommune wahlberechtigt, die bestimmte
Mindestvoraussetzungen erfüllen. Dazu gehören für das aktive
Wahlrecht bei Bürgermeisterwahlen ein Mindestalter von 18, in
wenigen Ländern von 16 Jahren, die deutsche Staatsbürgerschaft
oder die Staatsbürgerschaft eines Mitgliedslandes der Europäi-
schen Union und ein Wohnsitz in der Kommune.

– Unmittelbare Wahl: Die Wählerin oder der Wähler gibt seine Stim-
me direkt einem Bürgermeisterkandidaten. Es sind keine Gremien
oder Mittlerpersonen dazwischen geschaltet wie z.B. ein Wahl-
männergremium bei Präsidentschaftswahlen in den Vereinigten
Staaten von Amerika.

– Freie Wahl: Die Stimmabgabe soll Ergebnis einer freien Entschei-
dung der Wählerin oder des Wählers für einen Bürgermeisterkan-
didaten sein und nicht durch Bedrohung oder Zwang beeinflusst
sein. Die Freiheit der Wahl beinhaltet auch, dass Wähler nicht an
einer Wahl teilnehmen müssen.

– Gleiche Wahl: Jede Wählerin und jeder Wähler hat bei Bürgermeis-
terwahlen eine Stimme. Jede bei einer Wahl tatsächlich abgegebene
gültige Stimme hat das gleiche Gewicht für die Ermittlung des
Wahlergebnisses.

– Geheime Wahl: Die Abgabe der Stimmen muss so organisiert sein,
dass nach der Wahl nicht nachvollzogen werden kann, wer wel-
chen Kandidaten gewählt hat. Das Wahlgeheimnis schützt Wähle-
rinnen und Wähler davor, nach einer Wahl wegen ihrer
Wahlentscheidung bedroht oder bestraft zu werden.

Wahlrechts-
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Das Wahlrecht umfasst alle eine Bürgermeisterwahl betreffenden
rechtlichen Grundlagen; abgesehen von Artikel 28 des Grundgesetzes
sind dies in der Regel die entsprechenden Artikel der Landesverfas-
sung, die Gemeindeordnung, das Kommunalwahlgesetz und die
Kommunalwahlordnung eines Landes. Das Wahlrecht bei Bürger-
meisterwahlen ist Ländersache, daher gibt es in den 13 Ländern in
Deutschland auch eine große Vielfalt an gesetzlichen Regelungen im
Detail. Die Regelungen des Kommunalwahlrechtes werden vom
Landtag beschlossen, die Kommunen haben darauf keinen unmittel-
baren Einfluss.

Das Wahlsystem im engeren Sinne enthält die Spielregeln und Ver-
fahren bei Bürgermeisterwahlen, vom passiven Wahlrecht, über Kan-
didatur, Stimmgebung und Stimmverrechnung bis hin zur Wahlergeb-
nisfeststellung. Im Folgenden werden Kernelemente des Wahlsystems
bei Bürgermeisterwahlen in Deutschland dargestellt, ohne jedoch auf
sämtliche Unterschiede zwischen den Länderregelungen eingehen zu
können. Ein vollständiger Überblick über die wesentlichen Elemente
befindet sich in Übersicht 3 im Anhang.
– Passives Wahlrecht: Ein Bürgermeisterkandidat muss die deutsche

oder eine Staatsbürgerschaft eines Mitgliedslandes der Europäi-
schen Union besitzen. Es ist nicht notwendig, dass er in der Kom-
mune seiner Kandidatur wohnt, damit auch qualifizierte auswärti-
ge Bewerber eine Chance haben. Eine Kandidat oder eine
Kandidatin braucht für ihre oder seine Bewerbung keine besonde-
ren beruflichen Qualifikationen wie ein Jurastudium o.Ä. nachzu-
weisen. Das mag auf den ersten Blick verwundern, da für die
Leitung einer Kommunalverwaltung bestimmte berufliche und
persönliche Qualifikationen eigentlich notwendig sind. Die Lan-
desgesetzgeber haben aber bewusst darauf verzichtet, Qualifikati-
onsvoraussetzung zu definieren, da mit Blick auf die Chancen-
gleichheit der Zugang zu einem demokratisch gewählten Amt
möglichst wenig eingeschränkt werden sollte. Man kann aber da-
von ausgehen, dass die beruflichen und persönlichen Qualitäten
eines Kandidaten bei der Wahlentscheidung der Bürgerschaft ne-
ben anderen Faktoren eine wichtige Rolle spielen. Hinsichtlich des
Mindest- und Höchstalters für eine Kandidatur gibt es große Unter-
schiede zwischen den Ländern. Die untere Altersgrenze liegt zwi-
schen 18 (Mecklenburg-Vorpommern) und 27 Jahren (Schleswig-
Holstein). In allen Ländern außer Mecklenburg-Vorpommern ist
die untere Altersgrenze beim passiven Wahlrecht von der unteren
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Altersgrenze des aktiven Wahlrechts abgekoppelt worden. Die Lan-
desgesetzgeber waren wohl der Auffassung, dass ein Mindestmaß
an Lebenserfahrung für die Übernahme des Bürgermeisteramtes
dienlich sei. Dass zu viel Lebenserfahrung auch nicht erwünscht
ist, zeigen dagegen die Regelungen zur oberen Altersgrenze. Sie
liegt bei 60 Jahren in Mecklenburg-Vorpommern, in den meisten
anderen Ländern jedoch bei 65 Jahren. In Nordrhein-Westfalen gibt
es seit 2007 keine obere Altersgrenze bei Kandidaturen mehr.

– Kandidatur/Nominierung: Hier lassen sich grundsätzlich zwei For-
men der Bewerbung unterscheiden: die Kandidatur als Einzelbe-
werber und die Nominierung durch eine Partei oder Wählergrup-
pe. Einzelbewerber müssen – um einen gewissen Rückhalt für ihre
Kandidatur nachzuweisen – Unterstützungsunterschriften von
Wahlberechtigten der Gemeinde ihrer Kandidatur sammeln, deren
Zahl in der Regel nach der Größe der Gemeinde gestaffelt ist. Un-
terschreiben dürfen wahlberechtigte Bürgerinnen und Bürger, die
in der Gemeinde der Kandidatur ihren Wohnsitz haben. Wenn
Amtsinhaber als Einzelbewerber antreten, brauchen sie in der Re-
gel keine Unterstützungsunterschriften, da sie durch ihren zurück-
liegenden Wahlsieg bereits den nötigen Rückhalt nachgewiesen
haben. Kandidaten von Parteien oder Wählergruppen müssen wäh-
rend eines bestimmten Zeitraumes vor dem Wahltermin von einer
Delegierten- oder Mitgliederversammlung der Partei oder Wähler-
gruppe gewählt worden sein. Wenn eine Partei oder Wählergruppe
noch nicht im Rat oder im Landtag vertreten war, muss sie in der
Regel wie Einzelbewerber Unterstützungsunterschriften vorwei-
sen. In Bayern, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen können
Kandidaten auch von mehreren Parteien und/oder Wählergruppen
gemeinsam nominiert werden. Das ist im Vergleich zu anderen po-
litischen Ebenen äußerst ungewöhnlich. Bei Bundestagswahlen
beispielsweise kann eine Kandidatin oder ein Kandidat nur von ei-
ner Partei aufgestellt werden. Bei Bürgermeisterwahlen wird die
gemeinsame Kandidatur dem Umstand gerecht, dass vor allem
kleinere Gruppierungen häufig keine eigenen Kandidaten aufstel-
len, sondern den Kandidaten einer größeren Partei unterstützen.
Nur bei einer gemeinsamen Nominierung werden auf dem Stimm-
zettel alle Parteien und Wählergruppen genannt, die einen Kandi-
daten nominiert haben. Ohne gemeinsame Nominierung müssen
die unterstützenden Gruppierungen mit viel Aufwand im Wahl-
kampf ihre Anhänger auf „ihren Kandidaten“ hinweisen.
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– Stimmenverrechnung: Jeder Wähler hat eine Stimme, die er einem
Kandidaten oder einer Kandidatin geben kann. Die Stimmen wer-
den in den Stimmbezirken ausgezählt und das Ergebnis an den
Wahlleiter gemeldet, der dann auf der Gemeindeebene das Gesamt-
ergebnis ermittelt und feststellt, welcher Kandidat die Wahl ge-
wonnen hat. In den meisten Ländern hat der Bewerber die Wahl
gewonnen, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stim-
men erhalten hat (absolute Mehrheit). Falls kein Bewerber in der
Hauptwahl die absolute Mehrheit der gültigen Stimmen erhalten
hat, findet in der Regel zwei Wochen nach der ersten Wahl eine
Stichwahl statt, in der die beiden Bewerber erneut gegeneinander
antreten, die im ersten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten ha-
ben. Gewählt ist der Bewerber, der in der Stichwahl die meisten
gültigen Stimmen erhalten hat. Nur in Sachsen und Baden-Würt-
temberg findet anstelle der Stichwahl ein neuer Wahlgang statt, in
dem alle alten Kandidatinnen und Kandidaten, aber auch neue Be-
werber zur Wahl antreten können. Gewählt ist dann der Bewerber,
der im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten hat (rela-
tive Mehrheit).

– Amtszeit: Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister wird je nach
Land für eine Amtszeit von 6 bis 8 Jahren gewählt. Damit ist die
Amtszeit des Bürgermeisters in allen Ländern länger als die Wahl-
periode des Rates. In Mecklenburg-Vorpommern (7–9 Jahre) und
Schleswig Holstein (6–8 Jahre) kann der Rat innerhalb gewisser
Grenzen in der Hauptsatzung die Länge der Amtszeit des Bürger-
meisters festlegen.

3.2 Was passiert vor der Wahl?

Eine der ersten Aufgaben bei der Vorbereitung einer Bürgermeister-
wahl liegt in der Festlegung des Wahltermins. Zwar ergibt sich aus der
Amtszeit des Bürgermeisters und den Regelungen des Wahlrechts ein
zeitlicher Korridor, in dem eine Wahl stattfinden muss. Das genaue
Datum wird aber in den Ländern unterschiedlich bestimmt. In Baden-
Württemberg z.B. legt der Rat das Datum fest, in Nordrhein-Westfalen
dagegen das Innenministerium. Erst wenn das Wahldatum bekannt
ist, können verschiedene wahlrelevante Fristen festgelegt werden,
beispielsweise für die Kandidatennominierung oder die Eintragung
von Wählerinnen und Wählern ins Wählerverzeichnis.

Organisatori-
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Bürgermeisterwahlen können gleichzeitig mit anderen Wahlen statt-
finden. So ist eine Koppelung beispielsweise mit Europawahlen
durchaus erwünscht, um die Kosten der Wahlen durch Synergieeffek-
te zu senken oder um die Wahlbeteiligung zu heben. Wissenschaftlich
gesehen ist die Zusammenlegung von Bürgermeisterwahlen aber
durchaus umstritten, da sich die Wahlmotivationen der Wählerschaft
je nach Wahlebene sehr unterscheiden können. Besonders gravierend
sind diese Unterschiede zwischen Bundestagswahlen und Bürger-
meisterwahlen. Wenn diese zusammengelegt werden, ist es sehr
wahrscheinlich, dass die überwiegend an Parteipräferenz und aktuel-
len Themen der Bundespolitik orientierte Wahlentscheidung bei Bun-
destagswahlen stark „abfärbt“ auf die Stimmgebung bei Bürgermeis-
terwahlen. Das kann zur Folge haben, dass Kandidaten ins Amt
kommen, die bei nicht gekoppelten Bürgermeisterwahlen weniger
Chancen gehabt hätten, oder Bürgermeister abgewählt werden, die
sonst ihre Posten behalten hätten.

Bei Wahlen ist in der Regel der Leiter der Kommunalverwaltung
Wahlleiter. Der Wahlleiter ist für die Organisation und Überwachung
der Wahlen zuständig. Bei Bürgermeisterwahlen stellt sich jedoch das
Problem, dass der amtierende Bürgermeister häufig selbst wieder zur
Wahl antritt. In diesem Fall muss er sich in der Rolle des Wahlleiters
vertreten lassen, damit nicht der Verdacht aufkommt, dass er die Po-
sition des Wahlleiters nutzt, um seine eigenen Chancen zu verbessern,
indem er z.B. aussichtsreiche Kandidaten nicht zur Wahl zulässt. Die
Vertretung übernimmt in der Regel sein Vertreter als Verwaltungslei-
ter, in größeren Kommunen kann dies aber auch der Leiter des Wahl-
amtes sein.

Wenn der amtierende Bürgermeister wieder zur Wahl antritt, prägt
dies in einschneidender Weise die gesamte Wahl. Denn der Bürger-
meister ist kein Kandidat wie jeder andere. Als Amtsinhaber hat er in
den meisten Fällen einen Amtsbonus. Der Amtsbonus verschafft dem
Bürgermeister in zwei auch für den Wahlkampf wichtigen Bereichen
einen nur schwer aufzuholenden Vorsprung vor anderen Kandidaten.
– Informationsvorsprung: Als Verwaltungsleiter hat er eine ausge-

prägte Kenntnis der wichtigsten Verwaltungsvorgänge und auch
während des Wahlkampfes Zugriff auf alle relevanten Informatio-
nen aus der Verwaltung.

– Bekanntheitsgrad: Seine Repräsentationspflichten als Stadtober-
haupt geben ihm die Möglichkeit, sich über seine gesamte Amtszeit

Kandidatur
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hinweg bei möglichst vielen Anlässen zu zeigen und mit Bürgerin-
nen und Bürgern unmittelbar ins Gespräch zu kommen. Auch wäh-
rend des Wahlkampfes nutzen Bürgermeister die Möglichkeiten
öffentlicher Auftritte gern, auch wenn das von den Gegenkandida-
ten häufig kritisiert wird. Denn nicht wenige Bürgermeister sorgen
dafür, dass während des Wahlkampfes prestigeträchtige Repräsen-
tationstermine stattfinden, wie z.B. die Eröffnung des neuen Bür-
gerhauses oder eines Gewerbegebietes (vgl. Wissmann/Wissmann
2010, 157ff.). Da sie ihr Amt vor einer Wahl nicht ruhen lassen
müssen, kann ihnen das auch niemand verwehren. Auch die Be-
richterstattung der lokalen Medien über die Tätigkeit des Bürger-
meisters (gerne „mit Bild“) führt unterm Strich dazu, dass der
Bürgermeister die bekannteste Person in der Kommunalpolitik ei-
ner Kommune ist.

In sehr seltenen Fällen kann der Vorteil des Amtes auch zum Nachteil
werden (Amtsmalus), vor allem dann, wenn dem Bürgermeister in ir-
gendeiner Weise die Verschwendung von Geld oder persönliche Be-
reicherung nachgesagt wird. Denn in dieser Hinsicht versteht die
Wählerschaft keinen Spaß.

Aufgrund der Vorteile des Amtsbonus ist die zentrale Frage im Vorfeld
einer Bürgermeisterwahl: Tritt der Bürgermeister wieder an? Denn
wenn er oder sie wieder antritt, drückt dies der Wahl einen Stempel
auf. Insbesondere das Kandidatenangebot bei einer Bürgermeister-
wahl wird stark von der Kandidatur des Amtsinhabers geprägt.

Gespannt warten also Parteien, Wählergruppen und sonstige poten-
tielle Interessenten an einer Kandidatur auf die Entscheidung des
Amtsinhabers. Denn wenn der Bürgermeister nicht ohnehin die Al-
tersgrenze überschreitet und aus formalen Gründen nicht mehr antre-
ten darf, ist es allein seine Entscheidung, ob er relativ früh klarstellt,
dass er wieder antreten wird, oder ob er Konkurrenten und Bürger-
schaft erst knapp vor dem Ende der Bewerbungsfrist seine Entschei-
dung mitteilt. Parteien und Wählergruppen müssen dann zunächst
einmal entscheiden, ob sie überhaupt einen Kandidaten ins Rennen
schicken wollen und welches Kandidatenprofil dieser haben sollte,
um bei der Wahl Chancen zu haben. Leider gibt es nur wenige empi-
rische Untersuchungen über diese Phase vor einer Wahl, und die Er-
gebnisse dieser Studien lassen sich kaum auf andere Länder
übertragen (vgl. z.B. Gehne 2002 und 2008 zu NRW). Parteien und
Wählergruppen nominieren aber in vielen Fällen auch dann Kandi-
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daten, wenn sie sich eigentlich nur wenige Chancen ausrechnen kön-
nen, zu gewinnen. Dann dient die Kandidatur eher dazu, im
Wahlkampf Flagge zu zeigen und für die Themen und Inhalte der Par-
tei oder Wählergruppe zu werben.

Die Möglichkeit, als Einzelbewerber anzutreten, gibt es – außer in
Bayern – in allen Ländern. Hinter dieser Kandidaturform können sich
die unterschiedlichsten Kandidatentypen verbergen, vom berüchtig-
ten Querulanten bis hin zum beliebten Amtsinhaber, der bewusst
nicht für eine Partei antreten will. In Baden-Württemberg dürfen sogar
ausschließlich Einzelbewerber zur Wahl antreten. Die Bedeutung von
Einzelbewerbern für den Ausgang von Bürgermeisterwahlen kann
also von Land zu Land und von Stadt zu Stadt sehr unterschiedlich
sein und ohne Kenntnis der politischen Verhältnisse vor Ort kaum be-
urteilt werden.

Leider gibt es auch keine flächendeckenden Erhebungen zum Kandi-
datenangebot bei Bürgermeisterwahlen in Deutschland. Aus dem lü-
ckenhaften Kenntnisstand lassen sich hinsichtlich der Bedeutung von
Parteikandidaten zwei Faustregeln ableiten: Der Anteil der parteino-
minierten Kandidaten steigt erstens mit der Gemeindegröße und
hängt zweitens stark davon ab, ob die lokale politische Kultur von Par-
teienkonkurrenz geprägt ist, oder ob Kommunalpolitik von den Bür-
gerinnen und Bürgern eher als überparteiliche Sachpolitik wahrge-
nommen wird.

Nordrhein-Westfalen beispielsweise hatte Ende 2010 mit 45.133 Ein-
wohnern die höchste durchschnittliche Gemeindegröße der Flächen-
länder in Deutschland. Laut einer vergleichenden Analyse ist
Nordrhein-Westfalen außerdem das Land mit der höchsten Wahr-
scheinlichkeit für großen Parteieneinfluss in der Kommunalpolitik
(Holtkamp 2008, 121). Der Anteil der parteinominierten Kandidaten
bei der Bürgermeisterwahl lag 2009 in NRW bei knapp 80%, jeweils
etwa 10% der Kandidaten waren von Wählergruppen aufgestellt wor-
den oder traten als Einzelbewerber an.

In Thüringen, einem Land mit eher geringem Parteieneinfluss und ei-
ner durchschnittlichen Gemeindegröße von 2.388 Einwohnern, be-
trug der Anteil der parteinominierten Kandidaten bei der Bürgermeis-
terwahl 2010, bei der in ca. Zweidrittel der Städte und Gemeinden
eine Wahl stattfand, knapp ein Drittel. Dagegen waren 26% der Kan-
didaten von Wählergruppen nominiert und 41% waren Einzelbewer-
ber.



3.2  Was passiert vor der Wahl?

49

Wie gezeigt öffnen die Regeln des passiven Wahlrechts die Kandida-
tur potentiell für einen sehr großen Bewerberkreis. Aus der Auswer-
tung der wenigen Studien zu Bürgermeisterwahlen lassen sich aber
verschiedene Eigenschaften von Bürgermeisterkandidaten beschrei-
ben, die für die Wahl eine wichtige Rolle spielen können (vgl. Bertels-
mann Stiftung. 2008, 61–63). Auf die Parteibindung wird in einem
eigenen Abschnitt eingegangen:
– Glaubwürdigkeit: In einer der wenigen Bürgerbefragungen zu Kan-

didatenprofilen war bei der Frage nach den wichtigsten Eigen-
schaften die Glaubwürdigkeit mit weitem Abstand der Spitzenrei-
ter (vgl. Holtkamp 2002, 240). In der Bürgermeisterstudie der
Bertelsmann Stiftung hielten 98% aller befragten Bürgerinnen und
Bürger diese Eigenschaft für wichtig oder sehr wichtig. Was genau
unter Glaubwürdigkeit zu verstehen ist und wie ein Kandidat per-
sönliche Glaubwürdigkeit im Wahlkampf vermitteln kann, ist aber
gar nicht so leicht zu klären. Einfach ausgedrückt sollte ein Kandi-
dat nicht versuchen, etwas darzustellen, was er nicht ist. Er oder sie
sollte sich so geben, kleiden und sprechen, wie er oder sie ist und
selbst entscheiden, was sie oder er im Wahlkampf tut. Bürgerinnen
und Bürger haben vor allem in kleineren und mittleren Kommunen
die Möglichkeit, sich einen eigenen Eindruck von Kandidaten zu
verschaffen. Schon kleinere Unstimmigkeiten beispielsweise zwi-
schen veröffentlichter Biografie und eigener Darstellung im Wahl-
kampf können bemerkt werden und den Eindruck von Glaubwür-
digkeit beeinträchtigen (vgl. auch Löffler 2010, 64ff.).

– Verwaltungskompetenz: Auch wenn sie formal nicht vorgeschrie-
ben ist, ist Verwaltungskompetenz für Bürgermeisterkandidaten
unbedingt notwendig, denn der zukünftige Bürgermeister muss die
Verwaltung führen können. Sowohl die Wählerschaft als auch Vor-
entscheider bei Nominierung durch Parteien oder Wählergruppen
achten darauf, dass Kandidaten möglichst entweder berufliche Er-
fahrung in einer Gemeindeverwaltung oder einer anderen, ähnlich
strukturierten öffentlichen Verwaltung vorweisen können. Nütz-
lich kann in dieser Hinsicht auch ein juristischer oder verwaltungs-
wissenschaftlicher Studienabschluss sein. In der repräsentativen
Befragung der Bertelsmann Stiftung hielten 84% aller befragten
Bürgerinnen und Bürger Fachwissen in Verwaltungsfragen für
wichtig oder sehr wichtig.

– Führungsfähigkeit: Die Fähigkeit, seine eigenen Idee umzusetzen,
auch gegen Widerstände, wird ebenfalls als besonders wichtig
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angesehen. 96% der Befragten der Bertelsmann-Studie hielten
Durchsetzungsfähigkeit für wichtig bzw. sehr wichtig. Allerdings
finden sich Bürgermeister auch oft in Situationen wieder, in denen
sie nicht „von oben“ ihre Vorstellung durchdrücken können, son-
dern verschiedene Interessen einbinden und Bürger überzeugen
müssen. Also gehört zur Führungskompetenz auch die Fähigkeit,
zu integrieren und zu moderieren.

– Bürgernähe: Ein „Kandidat zum Anfassen“ (Gisevius 1999, 64) zu
sein, bedeutet nicht Anbiederung, sondern Offenheit für andere
Menschen, Bereitschaft zum Gespräch und zum Zuhören – nicht
nur in Wahlkampfzeiten. Bürgernähe bedeutet nicht, dass ein Kan-
didat jedermann immerzu Recht geben muss, um dessen Stimme
zu erhalten. Das wäre auch mit der ebenfalls sehr wichtigen Glaub-
würdigkeit kaum zu vereinbaren.

– Ortsbindung: Hinsichtlich der Bedeutung der Ortsbindung gibt es
verschiedene regionale Traditionen in Deutschland. In Baden-
Württemberg kommen bei Wahlen erfolgreiche Bürgermeister
überwiegend nicht aus der Gemeinde ihrer Kandidatur, wenn auch
häufig aus der Region. Bei ihnen kann ausgeschlossen werden, dass
sie in der Kommune schon verwandt, verschwägert oder gar ver-
feindet sind und dadurch ihre Amtsführung negativ beeinflusst
wird (Wehling 2010, 43). In Nordrhein-Westfalen dagegen wird
auch von der Wählerschaft eine stärkere Ortsbindung erwartet,
noch bei der ersten Direktwahl 1999 wohnten über 90% der Kan-
didaten im Ort ihrer Kandidatur (Holtkamp/Gehne 2002, 75). Auch
die repräsentative Bürgermeisterbefragung der Bertelsmann Stif-
tung ergab ein hohes Ausmaß an Ortsbindung von Bürgermeistern,
50% der Befragten sind im Ort geboren oder aufgewachsen, weitere
20% stammten aus derselben Region (Bertelsmann Stiftung. 2008,
24). Unabhängig von der Herkunft gilt aber für alle Kandidaten,
dass sie im Wahlkampf in der Lage sein müssen, zu den wichtigen
Themen und Problemen einer Kommune kompetent Stellung zu
nehmen.

Aus der Auswertung der wenigen Studien zu Bürgermeisterwahlen
lassen sich etwas zugespitzt bestimmte Kandidatentypen generieren,
die in der Wirklichkeit so nicht vorkommen, aber die Funktion haben,
bestimmte typische Eigenschaften von Kandidaten zu repräsentieren.
Ähnlichkeiten zu tatsächlich existierenden Personen sind rein zufäl-
lig:

Kandidaten-
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– Platzhirsch: Der Platzhirsch ist als amtierender Bürgermeister in je-
der Hinsicht Chef im Ring. Er ist bekannt wie ein bunter Hund,
kennt jeden und weiß alles, zumindest was aus seiner Sicht wis-
senswert ist. Randthemen wie Ökologie, Integration oder Gender-
aspekte interessieren ihn weniger, dafür kennt er jeden wichtigen
Unternehmer im Ort persönlich. Im Wahlkampf ist er überall, be-
sucht jedes Fest, isst, trinkt, redet und schüttelt Hände und eröffnet
das nagelneue Bürgerhaus ein Woche vor der Wahl, auch wenn es
schon seit drei Monaten fertig gebaut ist. Prognose: einfach un-
schlagbar!

– Verwaltungsprofi: Als Amtsinhaber verwandt mit dem Platzhirsch,
aber weniger gesellig. Er kennt alle Details über seine Gemeinde,
kann sie aber weniger gut an den Mann oder die Frau bringen. Sei-
ne Auftritte sind etwas spröde, dafür aber fachlich kompetent. Im
direkten Kontakt mit den Bürgern etwas fremdelnd. Eignet sich
auch als Importkandidat, wenn der Amtsinhaber der eher barocke
Typ des Platzhirsches ist und die Bürgerschaft sich wieder etwas
mehr Nüchternheit wünscht. Prognose: zwar etwas spröde, dafür
aber extrem solide und langlaufend!

– Manager: Der Manager orientiert sich in jeder Hinsicht an der Wirt-
schaft und will die Verwaltung effizienter und kundenfreundlicher
machen. Seine Dynamik kann dabei aber auch verstörend wirken,
vor allem auf altgediente Verwaltungsmitarbeiter. Der Wahlkampf
ähnelt einer Bilanzpressekonferenz mit Leistungsbilanzen und
Share-Holder-Value. Für das Menscheln lässt er sich gerne mit sei-
ner Familie ablichten. Prognose: schnittig, aber es fehlen Nestwär-
me und Stallgeruch. Erfolg eher in Großstädten!

– Parteisoldat: Er ist seit Jahren in der Kommunalpolitik aktiv und
hat seiner Partei in vielen Ämter gedient. Kennt als Strippenzieher
seine Leute und das parteipolitische Umfeld. Der Parteisoldat eig-
net sich gut als Herausforderer eines Amtsinhabers, denn niemand
erwartet, dass er wirklich gewinnt, sondern dass er für seine Partei
Flagge zeigen soll. Prognose: Zieht nicht bei allen Bürgern, seine Er-
folgschance hängt letztlich von der Stärke seiner Partei ab.

– Schützenkönig: Ähnlich bekannt und beliebt wie der Platzhirsch,
aber kein Amtsinhaber und nicht in gleichem Maße fachlich kom-
petent. Seinen Ruf haben ihm andere Verdienste eingebracht, sei es
beim Schützenfest oder anderen beliebten ortsüblichen Brauch-
tümern. Er ist in der Gemeinde geboren und aufgewachsen und
könnte sich auch absolut nicht vorstellen, irgendwo anders zu le-
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ben. Prognose: Der perfekte Vereinsvorsitzende, geeignet als ehren-
amtlicher Bürgermeister, weniger als Verwaltungschef.

– Einzelkämpfer: Der Einzelkämpfer ist in der Regel zugezogen, auch
bekannt, aber eher gefürchtet, denn er sprengt jede politische Ver-
anstaltung. Er ist meist intensiv mit einem Thema beschäftigt, des-
sen Wichtigkeit aber aus seiner Sicht noch viel zu wenige
Menschen erkennen, weshalb er sie auch bei jeder sich bietenden
Gelegenheit darauf hinweist. Deshalb kandidiert er auch als Bür-
germeister, natürlich als Einzelbewerber, da Parteien und Wähler-
gruppen zu viele Kompromisse eingehen. Prognose: Rettet die
Welt, wird aber nie Bürgermeister!

Im Wahlkampf versuchen die Bürgermeisterkandidaten, die Wähler
über ihre Person und ihr Programm zu informieren. Ziel dabei ist es,
die eigenen Anhänger zu mobilisieren und neue Stimmen dazu zu ge-
winnen. Um dies optimal umzusetzen, muss ein Kandidat zunächst
eine Wahlkampfstrategie entwickeln. Zur Strategie gehören ein Wahl-
programm, das zentrale Inhalte zusammenfasst, und die Entschei-
dung über die Werbemittel und welche personellen Ressourcen
benötigt werden, um den Wahlkampf zu führen (vgl. Andersen/Bover-
mann/Gehne 1999, 28ff.).

Auch der Wahlkampf bei Bürgermeisterwahlen wird stark von der
Frage geprägt, ob der Amtsinhaber zur Wahl antritt. Der Bürgermeister
wird im Wahlkampf bestrebt sein, die Erfolge seiner Amtszeit zu prä-
sentieren und damit für seine Wiederwahl zu werben. Welche Vorteile
er gegenüber anderen Kandidaten hat, wurde bereits weiter oben aus-
geführt.

Als Gegenkandidat liegt die größte Aufgabe dagegen darin, den eige-
nen Bekanntheitsgrad zu steigern und nachzuweisen, warum man der
bessere Bürgermeister wäre. Dazu muss klar herausgearbeitet werden,
wo aus Sicht des Gegenkandidaten die Defizite des Amtsinhabers lie-
gen und daraus eine Wechselstimmung zu produzieren. Dabei voll auf
Angriff zu setzen, muss aber nicht zum Erfolg führen, da die Wähler-
schaft offenen Streit und Gezänk wenig schätzt, ein weiterer Aspekt,
der dem Amtsinhaber in die Hände spielt (Gisevius 1999, 112).

Auch die lokalen Medien berichten intensiv über den Wahlkampf um
das Bürgermeisteramt. Zum Teil gehört es auch zu den lokalen Gepflo-
genheiten, dass die Lokalzeitung öffentliche Debatten der Kandidaten
organisiert, bei denen die Wählerinnen und Wähler Fragen an die Be-
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werber stellen können. Oft wird von anderen Kandidaten der Vorwurf
geäußert, die Amtsinhaber würden von den lokalen Medien bevor-
zugt. Zwischen den Wahlen ist dem aufgrund des Amtsbonus sicher
zuzustimmen, es gibt aber auch die Beobachtung, dass die lokalen Me-
dien gerade im Wahlkampf versuchen, allen wichtigen Kandidaten
angemessenen Raum in der Berichterstattung einzuräumen.

In der heißen Phase des Wahlkampfes etwa vier Wochen vor der Wahl
findet auch in der Kommune in der Regel ein typischer Straßen-Wahl-
kampf mit Plakaten, Flugblättern und Kugelschreibern, Ständen in
der Fußgängerzone und Hausbesuchen statt. Zusätzlich werden mitt-
lerweile auch die Möglichkeiten der Online-Wahlkampfführung mit
Kandidatenhomepage, facebook, twitter & co. genutzt. Eine Besonder-
heit bei kommunalen Wahlkämpfen liegt aber im Vergleich zu ande-
ren Wahlen in der persönlichen Erreichbarkeit vieler Wählerinnen
und Wähler vor allem in kleineren und mittleren Städten und Ge-
meinden, die immer noch das Bild von Kommunalpolitik in vielen
Regionen Deutschlands prägen. Dort ist es nicht ungewöhnlich, dass
der Bürgermeister im Wahlkampf persönlich an der Haustür klingelt,
um sich vorzustellen und die Bewohner an die bevorstehende Wahl
zu erinnern.

Wer in der heißen Phase des Wahlkampfes die Unterstützung von eh-
renamtlichen Helfern aus seiner Partei, Wählergruppe oder dem Be-
kanntenkreis mobilisieren kann, hat natürlich einen Vorteil. Viele
Einzelbewerber müssen dagegen beispielsweise die Verteilung von
Flugblättern durch bezahlte Helfer erledigen lassen, was ihre Kosten
erheblich erhöht. Für den Bürgermeisterwahlkampf gibt es im Gegen-
satz zu anderen Wahlebenen keine staatliche Unterstützung im Rah-
men der allgemeinen Parteienfinanzierung. Daher wird in der Regel
auch von allen Kandidaten von Parteien und Wählergruppen erwar-
tet, dass sie einen Beitrag zu den Kosten leisten. Außerdem besteht die
Möglichkeit, Spenden zur Finanzierung des Wahlkampfes einzuwer-
ben. Damit ist allerdings vor allem für kandidierende Amtsinhaber
das Risiko verbunden, dass ein Spender tatsächlich oder vermeintlich
Einfluss auf spätere Entscheidungen nehmen will (Wissmann/Wiss-
mann 2010, 164). Die Erfahrungswerte hinsichtlich der Kosten eines
Bürgermeisterwahlkampfes schwanken stark je nach Aufwand und
Intensität. Eine Faustregel lautet, dass mindestens 1 Euro pro Einwoh-
ner eingeplant werden sollten (z.B. Frei 2010, 162). Ein geringer Trost
dabei ist, dass Kandidaten Wahlkampfkosten in der Regel als Wer-
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bungskosten von der Steuer absetzen können, auch wenn sie nicht er-
folgreich waren.

Rolle und Bedeutung von Parteien für Bürgermeisterwahlen
schwanken stark im Ländervergleich, wie im Abschnitt „Kandida-
tenangebot“ am Beispiel der Länder Thüringen und Nordrhein-
Westfalen bereits gezeigt werden konnte. Die Ursachen für die Un-
terschiede zwischen den Ländern liegen in der regionalen politi-
schen Kultur. Der Begriff politische Kultur umfasst zum einen die
durch langjährige Tradition beeinflussten Verhaltensweisen polti-
scher Akteure in einer Kommune und zum anderen die Einstellung
der Bürgerinnen und Bürger zur Kommunalpolitik im Allgemeinen
und auch zur gewünschten Rolle von Parteien (Holtkamp 2008,
113). Ausdruck der unterschiedlichen politischen Kultur kann z.B.
die Frage nach Parteinähe oder Parteidistanz im Wahlkampf sein.
Zwar gibt es keine flächendeckenden Erhebungen zur Rolle der
Parteien im Wahlkampf, aber aus der einschlägigen Literatur ist be-
kannt, dass beispielsweise in Baden-Württemberg der Einfluss von
Parteien weder von den Kandidaten noch von den Bürgerinnen
und Bürgern besonders geschätzt wird. Ganz im Gegenteil, für den
„Bürgermeister aller Bürger“ kommt es auf die Parteidistanz nach
außen an, selbst wenn ein Bürgermeister Mitglied einer Partei ist
und seine Mitgliedschaft in der Regel auch während seiner Amts-
zeit für seine Zwecke zu nutzen weiß (Wehling 2010, 41ff.).

Ein anderes Bild zeigt sich in Nordrhein-Westfalen. Dort ist es weit
verbreitet, für eine Partei anzutreten, auch wenn der Anteil der Ein-
zelbewerber in den letzten Jahren zugenommen hat. Zwar sehen
Kandidaten auch die Notwendigkeit, sich persönlich zu profilieren
und nicht nur das Aushängeschild ihrer Partei zu sein, aber gerade
in Großstädten ist ein Wahlkampf ohne finanzielle und personelle
Unterstützung durch eine Partei kaum möglich. Außerdem ist die
Parteibindung bei vielen Kandidaten Teil ihres politischen Profils
und ihres bisherigen politischen Werdegangs. Sich im Wahlkampf
plötzlich zu stark von der eigenen Partei zu distanzieren, würde
dann auch nicht unbedingt glaubwürdig wirken. Als weiterer Vor-
teil zeigte sich außerdem, dass Parteien gerade in Großstädten der
Wählerschaft Orientierung bieten können und daher ein parteipo-
litisches Profil eher nützen als schaden wird (vgl. Holtkamp/Gehne
2002, 112f.; Gehne 2008, 273ff.).

Nicht ohne
(m)eine Partei?
Zu Nutzen und
Risiko der Par-
teibindung im
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Bei allen strategischen Überlegungen stehen Kandidaten in einem
Spannungsfeld zwischen den vermuteten Erwartungen der Wäh-
lerschaft einerseits und ihrer persönlichen Glaubwürdigkeit ande-
rerseits. So kann man eine bisher „gelebte“ Distanz oder Nähe zu
einer Partei nicht einfach abstreifen, nur weil daraus ein situativer
Nutzen im Wahlkampf entstehen könnte. Da die (politische) Bio-
grafie des Kandidaten im Wahlkampf öffentlich wird, würde dies
auch kaum verborgen bleiben.

3.3 Was passiert am Wahltag?

Für viele Kandidaten ist der letzte Wahlkampfauftritt ihre eigene
Stimmabgabe im Wahllokal. Zwar darf im unmittelbaren Umfeld des
Wahllokals kein Wahlkampf mehr gemacht werden. Aber das Foto ei-
nes bekannten Kandidaten oder des Amtsinhabers (mit Gattin) bei der
Stimmabgabe gehört auch in der lokalen Wahlberichterstattung mitt-
lerweile zum Standard. Dann heißt es warten, bis die Wahllokale
schließen und die Stimmen ausgezählt werden können.

Nach Schließung der Wahllokale werden die Stimmen bei der Bürger-
meisterwahl in den Wahllokalen ausgezählt und das Ergebnis dem
Wahlleiter gemeldet. Der Wahlleiter sammelt die Meldungen und
stellt fest, ob ein Kandidat die erforderliche Mehrheit erreicht hat. An-
schließend wird das Ergebnis veröffentlicht. Meistens kann schon am
Wahlabend gefeiert werden. Wenn aber kein Kandidat die erforderli-
che Mehrheit erhalten hat, stellt der Wahlleiter fest, welche Kandida-
ten in der Stichwahl erneut gegeneinander antreten. Dann folgt für
zwei Kandidaten eine zweite, intensive Wahlkampfphase.

Wahlergebnisse von Bürgermeisterwahlen werden in Deutschland
nicht systematisch gesammelt und veröffentlicht. Die Veröffentli-
chungspraxis der Statischen Ämter der Länder ist uneinheitlich, so-
dass es nicht möglich ist, sich einen Gesamtüberblick zu verschaffen.

Aus der Literatur über Bürgermeisterwahlergebnissen lassen sich je-
doch vier generelle Trends ableiten.
1. Amtsinhaber haben eine sehr hohe Wiederwahlchance: Bisher sind

zwar nur in wenigen Ländern die Bürgermeisterwahlergebnisse
systematisch nach der Wirkung eines Amtsbonus analysiert wor-
den, aber Beispiele aus ansonsten sehr unterschiedlichen Ländern

Stimmabgabe

Trends
der Wahl-
ergebnisse
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weisen darauf hin, dass der Amtsbonus generell eine sehr große Be-
deutung hat, unabhängig von den rechtlichen Rahmenbedingun-
gen oder der durchschnittlichen Gemeindegröße. Bei den Bürger-
meisterwahlen in Thüringen 2010 sind beispielsweise knapp 85%
der kandidierenden Amtsinhaber wiedergewählt worden, in Nord-
rhein-Westfalen 2009 sogar über 90%. Wie schon im Zusammen-
hang mit Kandidatenangebot und Wahlkampf erläutert, prägen
Bürgermeister aufgrund ihrer exponierten Position in der Kommu-
nalpolitik das Kandidatenangebot und den Wahlkampf. Oft gibt es
gerade in kleineren Kommunen gar keine aussichtsreichen Gegen-
kandidaten mehr, sodass der Bürgermeister auch kaum Schwierig-
keiten hat, sich durchzusetzen. Auf die möglichen Ursachen einer
gescheiterten Wiederwahl von Amtsinhabern wird weiter unten
anhand der Ergebnisse einer der wenigen Studien zu diesem The-
ma eingegangen (Kern 2008).

2. Die überwiegende Mehrheit der Bürgermeister sind Parteimitglie-
der: Nach einer Erhebung der Parteizugehörigkeit aller Bürgermeis-
ter in Städten und Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern
durch den Deutschen Städtetag lag der Anteil der parteigebunde-
nen Bürgermeister insgesamt bei 75,2%. Hinsichtlich der Parteizu-
gehörigkeit dominieren insgesamt gesehen die CDU-Bürgermeister
mit einem Anteil von 39,6% vor den SPD-Bürgermeistern mit
28%. Damit sind die parteilosen Bürgermeister insgesamt gesehen
immer noch deutlich in der Minderheit. Nur in Schleswig-Holstein
(56,9% parteilose Bürgermeister), Baden-Württemberg (46,4%),
Niedersachsen (33,2%) und Mecklenburg-Vorpommern (32%) lag
der Anteil der parteilosen Bürgermeister deutlich über dem Ge-
samtanteil (Fischer 2009, 41).

3. Der Anteil der Partei-Bürgermeister sinkt mit der Gemeindegröße:
Sowohl beim Kandidatenangebot als auch bei den amtierenden
Bürgermeistern nimmt die Bedeutung der Parteibindung mit der
Gemeindegröße ab. Der Anteil der Parteimitglieder war in den
Großstädten mit 92,7% am höchsten und in den Kommunen zwi-
schen 10.000 und 20.000 Einwohnern mit 68,8% am niedrigsten.
Allerdings dürfte der Anteil der parteilosen Bürgermeister in Kom-
munen unter 10.000 Einwohner, die in der Erhebung leider nicht
erfasst worden sind, deutlich über den Anteilen in den anderen
Größenklassen liegen.

4. Der Anteil der parteilosen Bürgermeister nimmt im Zeitvergleich
zu: Im Vergleich zur Erhebung der Parteizugehörigkeit der Bürger-
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meister aus dem Jahr 2001 hat der Anteil der parteilosen Bürger-
meister insgesamt gesehen um 7,2% zugenommen. Die Zunahme
war besonders stark in den Städten mit 40.000 bis unter 100.000
Einwohnern (+ 15,7%) und den Städten und Gemeinden mit
10.000 bis unter 20.000 Einwohnern (+ 8,5%). In Städten und Ge-
meinden unter 20.000 Einwohner haben die parteilosen Bürger-
meister mit 31,2% aber bereits die SPD-Mitglieder (22,9%)
überholt. Wenn dieser Trend sich fortsetzt, wird dies langfristig
auch Auswirkungen auf die Rolle der Parteien in der Kommunal-
politik insgesamt haben.

Über die Wahlbeteiligung bei Bürgermeisterwahlen liegen keine bun-
desweiten Erhebungen vor. Grundsätzlich ist die Teilnahme an Wah-
len in Deutschland freiwillig, jeder hat also auch das Recht, seine
Stimme nicht abzugeben. Die Gründe für Nicht-Beteiligung sind viel-
fältig. Eine sinkende Wahlbeteiligung wird aber oft als Krisensignal
gewertet, da dahinter eine schwindende Unterstützung der Demokra-
tie vermutet wird. Es gibt aber auch den zufriedenen Nichtwähler, der

Abbildung 8: Bürgermeister nach Gemeindegröße und Parteizugehörigkeit 2007 (in%).
Quelle: Fischer 2009, 38.
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im Prinzip mit dem politischen System einverstanden ist, aber eine
gerade anstehende Wahl für nicht so wichtig hält, dass er unbedingt
daran teilnehmen müsste (vgl. Andersen/Bovermann/Gehne 1999,
38ff.). Da bei Bürgermeisterwahlen nur sehr selten vor oder nach der
Wahl repräsentative Wählerbefragungen durchgeführt werden, wis-
sen wir relativ wenig über die speziellen Motive der Wählerschaft bei
diesen Wahlen.

Es lassen sich aber aus den wenigen bekannten Studien fünf generelle
Trends der Entwicklung der kommunalen Wahlbeteiligung ableiten:
1. Die Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen ist niedriger als bei

Bundestagswahlen: Sie liegt im Durchschnitt bei knapp 50%, bei
der Bundestagswahl 2009 dagegen bundesweit bei 70,8%. Dieser
Unterschied lässt sich grundsätzlich aus einer unterschiedlichen
Bewertung der Wichtigkeit dieser Wahlen durch die Wahlberech-
tigten erklären. Bundestagswahlen gelten als deutlich wichtiger als
Kommunalwahlen. Dieses Urteil der Wählerschaft unterschätzt
aber die Bedeutung der kommunalen Ebene für die Gestaltung der
Lebensverhältnisse der Bürgerinnen und Bürger vor Ort. Umge-
kehrt gilt daher auch, dass sich Personen eher an Kommunalwah-
len beteiligen, wenn sie sich für Kommunalpolitik interessieren

Abbildung 9: Zunahme des Anteils parteiloser Bürgermeister zwischen 2001 und 2007
in Prozentpunkten. Quelle: Fischer 2009, 38.
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und sich stetig, z.B. über die lokalen Medien, über die Themen und
Prozesse der Kommunalpolitik informieren.

2. Die Wahlbeteiligung sinkt im Zeitvergleich: Nach einer Analyse aus
dem Jahr 2008 sinkt die Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen bis
Ende der 1980er Jahre zunächst auf etwa 72%, ab 1990 aber deut-
lich stärker bis auf durchschnittlich 48,8% bis 2006 (Vetter 2008,
53f.). Die Ursache für diesen Trend wird in einer generellen Ab-
nahme von Wahlpflichtvorstellungen in der Bevölkerung gesehen,
die sich in Verbindung mit der schon erläuterten geringeren Bedeu-
tungszuschreibung auf der kommunalen Ebene deutlich stärker
auswirkt, als auf der Bundesebene.

3. Die Wahlbeteiligung sinkt mit der Gemeindegröße. Die Wahlbetei-
ligung in Großstädten ist in der Regel deutlich niedriger als in mitt-
leren und kleineren Gemeinden. Diese Unterschiede werden auf
ein verschiedenes Ausmaß an sozialer, wirtschaftlicher aber auch
gesellschaftlicher Integration zurückgeführt. In Großstädten ist in
der Regel der Anteil der Bevölkerung höher, die einen geringeren
Bildungsstand hat, arbeitslos ist, nicht dauerhaft in der Stadt
wohnt und relativ wenig in ihr soziales und gesellschaftliches
Umfeld (verwandtschaftliche Bindungen, Freundeskreis, Mitglied-
schaft in Vereinen) integriert ist. All diese Faktoren mindern die
Bereitschaft, sich politisch zu beteiligen, also auch wählen zu ge-
hen. In kleineren Gemeinden ist dagegen tendenziell der Anteil der
Bevölkerung höher, der lange in der Gemeinde lebt, sozial vernetzt
ist und einer Beschäftigung nachgeht. Das alles sind Faktoren, die
die Bereitschaft zur politischen Beteiligung eher erhöhen. Außer-
dem ist es in kleineren Kommunen leichter, sich als Bürgerin oder
Bürger einen unmittelbaren Eindruck von Personen und Inhalten
der Kommunalpolitik zu verschaffen. Dadurch kann auch das ge-
nerelle Interesse an Kommunalpolitik höher sein.

4. Die Wahlbeteiligung ist niedriger, wenn der zu erwartende Wahl-
ausgang keine Spannung verspricht. Wenn ein erfolgreicher Amts-
inhaber antritt und sich entweder gar keine Kandidaten oder kein
aussichtsreicher Gegenkandidat gefunden hat, ist häufig eine nied-
rige Wahlbeteiligung zu beobachten. Auch in diesen Fällen ist von
einer geringen Mobilisierung der Wählerschaft auszugehen, da
auch bei Anhängern eines Bürgermeisters der Eindruck entsteht,
ihre Stimme würde nicht unbedingt zum Wahlsieg gebraucht. Aber
auch seine Gegner gehen in einer solchen Situation nicht zur Wahl,
da sie dem Ergebnis ohnmächtig bis gleichgültig gegenüber stehen,
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weil sie mit ihrer Stimme am Wahlausgang ohnehin nichts ändern
können. Umgekehrt betrachtet kann die Wahlbeteiligung in selte-
nen Ausnahmefällen steigen, wenn kein Amtsinhaber antritt und
sich im Wahlkampf ein spannendes Rennen um den Wahlsieg ab-
zeichnet oder wenn ein besonders umstrittener Amtsinhaber sich
zur Wiederwahl stellt („Amtsmalus“).

5. Die Wahlbeteiligung ist niedriger, wenn Bürgermeisterwahlen nicht
mit anderen Wahlen gekoppelt sind. Die Mobilisierung der Wäh-
lerschaft ist in der Regel größer, wenn mehrere Wahlen am selben
Termin stattfinden, da beispielsweise auch die Medienberichter-
stattung zunimmt. Bei gekoppelten Wahlen besteht aber auch das
Risiko einer einseitigen Beeinflussung des Wahlverhaltens bei Bür-
germeisterwahlen durch die andere Wahlebene, besonders ausge-
prägt bei einer Zusammenlegung mit Bundestagswahlen.

Manche Bürgerinnen und Bürger staunten nicht schlecht, als sie bei
der Bürgermeisterwahl 2010 in Thüringen ihren Wahlzettel bekamen:
in 28 Gemeinden war der Stimmzettel leer, denn es gab für die Bür-
germeisterwahl keine Kandidaten. Die Wählerschaft wurde stattdes-
sen aufgefordert, selbst einen Namen einer wahlberechtigten Person
einzutragen, d.h. geeignete Vorschläge für das Amt zu machen. Ganz
abgesehen von den Schwierigkeiten, diese Stimmzettel auszuwerten,
ergab sich außerdem das Problem, dass eine so gewählte Person auch
gewillt sein muss, die Wahl anzunehmen. In elf dieser Gemeinden
wurde auf diese Art der ehemalige Bürgermeister wiedergewählt, der
eigentlich nicht mehr angetreten war. Zehn von ihnen nahmen die
Wahl (wohl oder übel) auch an, einer nicht. In diesem Fall musste die
Wahl wiederholt werden.

Zwar waren dies nur sehr kleine Gemeinden und es handelte sich aus-
schließlich um ehrenamtliche Bürgermeister, aber insgesamt gesehen
zeigt dieses Beispiel, dass die Konkurrenz um den Bürgermeisterpos-
ten stark abgenommen hatte. Abgesehen von den Gemeinden ohne
Kandidaten trat im Jahr 2010 nämlich in knapp Zweidrittel der Ge-
meinden in Thüringen nur ein Kandidat, in der Regel der Amtsinha-
ber, zur Wahl an. Auch in diesen Fällen kann die Wählerschaft den
Namen streichen und eine andere Person eintragen. Aber auch hier
gewannen meistens die Amtsinhaber die Wahl. Diese Ergebnisse deu-
ten darauf hin, dass gerade in kleinen Gemeinden die Suche nach ge-
eigneten Personen, die bereit sind, für das Amt des Bürgermeisters zu
kandidieren, immer schwieriger wird.

Wahl ohne
Kandidaten?
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In der Regel weiß man, nachdem das Wahlergebnis feststeht, nicht
sehr viel über die Motive der Wählerschaft, da nur in äußerst seltenen
Fällen bei Bürgermeisterwahlen die Wählerinnen und Wähler nach
Verlassen des Wahllokals nach ihren Motiven gefragt wurden.

Und Wahlergebnis ist nicht gleich Wahlverhalten. Oft macht man es
sich etwas zu einfach, wenn man nach der Wahl versucht, aus dem
Profil des strahlenden Wahlsiegers Thesen über ein bestimmtes Wahl-
verhalten abzuleiten. Denn ohne Kenntnisse des Kandidatenangebo-
tes und möglicher Alternativen kann man kaum beurteilen, ob sich
die Wählerinnen und Wähler bei mehreren Kandidaten mit unter-
schiedlichem Profil bewusst für das „Gewinner-Profil“ entschieden
haben, oder ob es beispielsweise nur einen ernstzunehmenden Kan-
didaten gab und die Wählerschaft im Grunde keine Wahl hatte. Daher
lassen sich auf Basis unvollständiger Informationen nur schwer gene-
ralisierbare Thesen über das Wahlverhalten bei Bürgermeisterwahlen
formulieren.

Grundsätzlich sind Bürgermeisterwahlen aber in erster Linie Persön-
lichkeitswahlen. Die Bürgerschaft hat anders als auf anderen politi-
schen Ebenen in Deutschland die Möglichkeit, den Chef der
Kommune direkt auszuwählen. Dementsprechend spielen auch beim
Wahlverhalten der Bürgerinnen und Bürger die schon vorgestellten
sechs persönlichen Eigenschaften der Kandidaten eine Rolle: Glaub-
würdigkeit, Verwaltungskompetenz, Führungsfähigkeit, Bürgernähe,
Orts- und Parteibindung.

Die Bedeutung der persönlichen Eigenschaften für das Wahlverhalten
wird stark durch regionale politische Kultur und die Gemeindegröße
geprägt. Weiterhin ist aus Sicht des Wählers die eigene Parteibindung
und als kurzfristige Einflüsse das Kandidatenangebot (v.a. Kandidatur
des Amtsinhabers) sowie das Interesse für bestimmte Themen und
Probleme der Kommunalpolitik von Bedeutung. Wie diese Faktoren
insgesamt von den Wählern gewichtet werden und welcher aus-
schlaggebend für die Wahlentscheidung sind, lässt sich leider kaum
vorhersagen.

Auch Bürgermeister machen sich Gedanken darüber, was für ihren
Wahlsieg besonders wichtig war und was nicht. Laut der Bürgermei-
sterbefragung der Bertelsmann Stiftung waren die fünf wichtigsten
fördernden Faktoren bei ihrem ersten Wahlsieg familiäre Unterstüt-
zung, Kenntnis lokalpolitischer Strukturen, Unterstützung durch Par-
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tei und Fraktion, Erfahrung in Verwaltungsfragen und die Unterstüt-
zung durch ein politisches Umfeld oder Netzwerk.

Die Medienpräsenz wird noch von etwas mehr als der Hälfte der be-
fragten Bürgermeister für einen starken oder sehr starken Vorteil ge-
halten. Weniger wichtig sind dagegen Vorteile als Seiteneinsteiger
oder aufgrund des Geschlechts sowie Coaching- oder Beratungsange-
bote.

Wie gezeigt, werden Bürgermeister in der Regel wiedergewählt. Man-
che aber auch nicht. Was unterscheidet diese Fälle von anderen? Die-
ser Frage ist Timm Kern in einer Studie zu abgewählten Bürgermeis-
tern in Baden-Württemberg nachgegangen (Kern 2008). Zunächst
konnte er feststellen, dass dort im Zeitvergleich die Nicht-Wieder-
wahl in den letzten dreißig Jahren zugenommen hat. Außerdem stieg
die Wahrscheinlichkeit mit der Gemeindegröße; gerade Oberbürger-

Abbildung 10: Erste Kandidatur: Fördernde Faktoren aus der Sicht von Bürgermeistern.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008, 37. (Rundungsbedingte Summen-
abweichung)
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meister haben ein höheres Abwahlrisiko als Bürgermeister kleinerer
Gemeinden. Außerdem kam Nicht-Wiederwahl in bestimmten Regio-
nen häufiger vor, was der Autor unter anderem darauf zurückführte,
dass eine erfolgreiche Kandidatur gegen einen Bürgermeister auch in
der Umgebung Lerneffekte auslöste, nach dem Motto: „Schaut mal, es
geht ja doch!“. Die Anzahl der Kandidaten spielte dabei weniger eine
Rolle, wichtiger schien es dagegen, dass gegen den Amtsinhaber eine
zugespitzte „1-gegen-1-Situation“ (Kern 2008, 355) geschaffen wurde.
Und nicht zuletzt ist die erste Wiederwahl am gefährlichsten für einen
Bürgermeister; die meisten Nicht-Wiederwahlen fanden nach der ers-
ten Amtsperiode statt.

Was kann ein Amtsinhaber tun, um diese Niederlage zu vermeiden?

Der Autor stellte in den meisten Fällen fest, dass es diesen Bürger-
meistern nicht gelang, die widersprüchlichen Erwartungen der Bür-
gerschaft zu erfüllen. Denn die Bürgerschaft möchte sich zwar mit
ihrem Bürgermeister identifizieren („einer von uns“), er soll aber
gleichzeitig Vorbild und Anführer sein. Daraus ergibt sich die Gefahr,
entweder zu bürgernah zu sein und die Führungsfunktion zu vernach-
lässigen („Grüß-Gott-Bürgermeister“), oder zu sehr die Rolle des ent-
scheidungsstarken Verwaltungschefs zu spielen und die Bürgernähe
zu vernachlässigen („beratungsresistenter Einzelkämpfer“, Kern
2008, 356ff.). Also gehört es zu den wichtigsten und anspruchsvolls-
ten Herausforderungen für Amtsinhaber, diese widersprüchlichen Er-
wartungen im Wahlkampf und in der Amtsführung auszutarieren und
die richtige Mischung aus Nähe und Distanz zu finden.

3.4 Was passiert nach der Wahl?

Nicht alle Bürgerinnen und Bürger sind mit dem Ergebnis einer Wahl
zufrieden. Falls nach einer Wahl gravierende Bedenken hinsichtlich
formaler Mängel aufkommen, haben sie die Möglichkeit, Einspruch
gegen die Gültigkeit der Wahl einzulegen. Dazu müssen Wahlberech-
tigte in der Regel innerhalb eines festgelegten Zeitrahmens nach der
Wahl schriftlich oder mündlich gegenüber dem Wahlleiter ihre Be-
denken darlegen. Mängel können bei der Vorbereitung der Wahl (z.B.
Kandidatenaufstellung) oder am Wahltag bei Stimmabgabe und -aus-
zählung auftreten. In der Regel prüft der Wahlprüfungsausschuss der

Wahl-
anfechtung
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Kommune die Vorwürfe und erstellt eine Beschlussempfehlung für
den Rat, der dann entweder die Gültigkeit der Wahl per Ratsbeschluss
feststellt, oder je nach Schwere der Mängel Maßnahmen bis hin zur
Wiederholung einer Wahl einleiten kann. Falls die Bedenken der Be-
schwerdeführer damit nicht ausgeräumt sind, haben sie die Möglich-
keit, vor dem Verwaltungsgericht zu klagen.

In vielen Städten ändert sich nach einer Bürgermeisterwahl nicht viel,
denn der alte Bürgermeister ist auch der neue.

Wenn das Amt vakant war, oder aber der amtierende Bürgermeister
nicht wiedergewählt wurde, tritt ein neuer Bürgermeister an seine
Stelle. Aber zunächst muss er die Wahl annehmen. Das ist in fast allen
Fällen nur ein formaler Schritt, denn das war ja schließlich das Ziel ei-
ner Kandidatur für das Amt.

Die Übergabe der Amtsgeschäfte erfolgt in der Regel im Rahmen einer
festlichen Sondersitzung des Rates. Der neue Amtsinhaber erhält sei-
ne Ernennungsurkunde und legt gegenüber dem Vorsitzenden des Ra-
tes, wenn er selbst diese Funktion erfüllt, gegenüber dem stellvertre-
tendem Vorsitzenden des Rates seinen Amtseid ab. So lautet dieser
beispielsweise in Hessen:

„Ich schwöre, dass ich das Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland und die Verfassung des Landes Hessen sowie alle in Hes-
sen geltenden Gesetze wahren und meine Pflichten gewissenhaft und
unparteiisch erfüllen werde, so wahr mir Gott helfe.“4

Der Gottesbezug in der Eidesformel kann weggelassen werden.

Auch bei einem wiedergewählten Bürgermeister wird so verfahren. Er
ist Beamter auf Zeit und erhält auch für weitere Amtszeiten eine neue
Ernennungsurkunde.

Danach hat der Bürgermeister die Gelegenheit, eine programmatische
Antrittsrede zu halten, die die Ziele der kommenden Jahre umreißt.

Denn es gilt die Regel: nach der Wahl ist vor der Wahl. Ein neuer Bür-
germeister wird während seiner kommenden Amtszeit versuchen,
sich im Amt zu etablieren, Schwerpunkte zu setzen und sein Pro-
gramm umzusetzen. Ein amtierender Bürgermeister wird seine Posi-

4 Quelle: http://www.friedberg-hessen.de/showstatattachment.php?unid=1088&statsid=
tbeyneue&websiteid=normal&dummy=1201&PHPSESSID=tbeyneue (18.9.2012).
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tion weiter ausbauen und vertiefen. Denn der Posten wird immer nur
auf Zeit besetzt und die nächste Wahl kommt bestimmt.

Während der Amtszeit eines Bürgermeisters kann es zu gravieren-
den Konflikten zwischen dem Amtsinhaber, dem Rat und/oder der
Bürgerschaft kommen. Falsche politische Entscheidungen, persön-
liche Unnahbarkeit oder Untätigkeit in wichtigen Fragen können
das Vertrauensverhältnis des Amtsinhabers zum Rat und zur Bür-
gerschaft zerstören. Besonders empfindlich reagieren kommunal-
politische Akteure auf nicht sachgemäßen Umgang mit Finanzmit-
teln bis hin zum Verdacht der Korruption, oder auf rechtswidriges
Verhalten eines Bürgermeisters, der seine gesetzlich festgelegten
Kompetenzen überschreitet (vgl. Fuchs 2007).

Eine Abwahl während der Amtszeit ist grundsätzlich in allen Län-
dern in Deutschland möglich, außer in Baden-Württemberg und in
Bayern.

Bei der Einleitung eines Abwahlverfahrens gibt es zwei Grundmo-
delle: Das Initiativrecht liegt nur bei der Gemeindevertretung (Hes-
sen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt,
Thüringen) oder das Initiativrecht liegt bei der Gemeindevertre-
tung oder der Bürgerschaft (Brandenburg, Nordrhein-Westfalen,
Sachsen, Schleswig-Holstein). Zusätzlich gibt es Unterschiede hin-
sichtlich der Hürden bei der Einleitung des Verfahrens (Initiative
im Rat und Bürgerbegehren) und der Zustimmungsquoren bei der
Abwahl selbst.

Eine ausführliche Übersicht zu den gesetzlichen Grundlagen findet
sich im Anhang dieses Buches.

Besonders hoch sind die Hürden für ein Abwahlverfahren bei-
spielsweise in Sachsen. Bei einer Einleitung des Verfahrens durch
den Rat müssen die Mitglieder mit Dreiviertelmehrheit für die Ab-
wahl stimmen, bei Einleitung durch die Bürgerschaft muss ein
Drittel der Wahlberechtigten ein Abwahlbegehren unterschreiben.
Bei der Abwahlabstimmung muss erstens die Mehrheit der Abstim-
menden für eine Abwahl des Bürgermeisters stimmen und zwei-
tens muss diese Mehrheit mindestens 50% der Wahlberechtigten
umfassen (Zustimmungsquorum).

Abwahl-
verfahren
während
der Amtszeit
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Niedrigere Hürden gibt es dagegen z.B. in Rheinland Pfalz. Hier
kann nur der Rat das Verfahren einleiten, dazu müssen zwei Drittel
der Mitglieder zustimmen. In der Abstimmung muss ebenfalls die
Mehrheit für die Abwahl stimmen, diese muss aber 30% der Wahl-
berechtigten umfassen.

Gemessen an der Gesamtzahl der Städte und Gemeinden in
Deutschland kommen erfolgreiche Abwahlverfahren aber äußerst
selten vor. Nach einer Untersuchung von Daniel Fuchs ließ sich
aber folgendes Muster für erfolgreiche Abwahlverfahren rekonstru-
ieren (Fuchs 2007, 105):

Die Erfolgschancen eines Abwahlverfahrens sind größer
– in kleinen Kommunen,
– bei hoher Abstimmungsbeteiligung,
– bei einem einstimmigen Einleitungsbeschluss des Rates,
– wenn im gleichen Land bereits erfolgreiche Abwahlen stattge-

funden haben,
– wenn der Bürgerschaft die Gründe für die Abwahl überzeugend

vermittelt wurden und
– wenn Wahlbeteiligung und Zustimmungsquoren nicht zu weit

auseinanderliegen.

Schon die Möglichkeit, einen Bürgermeister abzuwählen, kann
aber dazu führen, dass Amtsinhaber sich um mehr Bürgernähe und
ein konstruktive Zusammenarbeit mit dem Rat bemühen.

3.5 Zusammenfassung

– Um Bürgermeister zu werden, muss ein Bewerber wenige formale
Voraussetzungen erfüllen, vor allem sind keine besonderen beruf-
lichen Qualifikationen notwendig (passives Wahlrecht).

– Für die Nominierung als Bürgermeisterkandidat gibt es zwei Wege:
Zum einen kann ein Bürgermeisterkandidat von einer Partei/Wäh-
lergruppe vorgeschlagen werden und zum anderen kann er mit ei-
ner ausreichenden Zahl von Unterstützungsunterschriften zur
Wahl antreten.

– Für den Wahlkampf und auch die Nominierung anderer Parteien
oder Einzelbewerber ist es entscheidend, ob der amtierende Bür-
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germeister wieder zur Wahl antritt. Dieser besitzt aufgrund seines
Amtsbonus erhebliche Vorteile bei der Wahl.

– Von einem Bürgermeisterkandidaten wird erwartet, dass er glaub-
würdig ist, Verwaltungskompetenzen und Führungsfähigkeiten be-
sitzt, sich bürgernah verhält und eine gewisse Ortsbindung mit
bringt.

– Kandidierende Bürgermeister haben eine hohe Wiederwahlchan-
ce.

– Bürgermeisterwahlen sind Persönlichkeitswahlen. Die Bedeutung
der persönlichen Eigenschaften und der Parteibindung für das
Wahlergebnis wird stark durch die regionale politische Kultur und
die Gemeindegröße geprägt.



4.  Die üblichen Verdächtigen – Wer wird Bürgermeister?

68

4.
Die üblichen Verdächtigen –
Wer wird Bürgermeister?

Dezernent, Bäcker oder Arbeitsloser – Bürgermeister können vor ihrer Wahl
viele Berufe ausgeübt haben, denn das passive Wahlrecht stellt keine beson-
deren Qualifikationsanforderungen an Bürgermeister. Aber wer sind die Bür-
germeister in Deutschland? Zur Beantwortung dieser Fragen wird am Anfang
des Kapitels der typische Bürgermeister vorgestellt und dann werden Ergeb-
nisse einer repräsentativen Befragung von Bürgermeistern zusammenge-
fasst. Der zweite Teil des Kapitels widmet sich typischen Karrierewegen von
Bürgermeistern in Kommunalpolitik, Verwaltung und als Seiteneinsteiger.

4.1 Das soziale und berufliche Profil

Darf ich vorstellen: Stefan Meier. Er ist Bürgermeister einer mittelgro-
ßen Stadt irgendwo in Deutschland. Er ist fünfzig Jahre alt, verheiratet
und hat zwei Kinder, die beide aber schon studieren. Er ist in „seiner“
Stadt aufgewachsen und hat dann Rechtswissenschaften studiert. Vor
seiner Wahl war Stefan Meier Dezernent in der Stadtverwaltung einer
Nachbargemeinde. Seine Kandidatur wurde von einer der beiden gro-
ßen Parteien unterstützt.

Stefan Meier gibt es nicht, sondern er steht hier stellvertretend für den
typischen Bürgermeister in Deutschland, dessen Eigenschaften in ver-
schiedenen empirischen Studien über das Sozialprofil dieser Berufs-
gruppe herausgearbeitet wurde.

Der typische Bürgermeister ist nicht jung oder weiblich und hat auch
keinen Migrationshintergrund.

Beispiel:
Michael Adam (SPD), Bürgermeister von Bodenmais (ab 2008), Bayern

Das bedeutet aber nicht, dass echte Bürgermeister niemals von diesem
Bild abweichen.

Michael Adam wurde im März 2008 im Alter von 23 Jahren zum Bür-
germeister von Bodenmais gewählt, einem Kurort mit etwas über

Der typische
Bürgermeister
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3.000 Einwohnern im Bayerischen Wald. Michael Adam ist evange-
lisch, bekennend schwul und SPD-Mitglied. Er studierte seit dem
Wintersemester 2005/2006 Politikwissenschaft und Volkswirtschafts-
lehre an der Universität Regensburg, konnte sein Studium aber auf-
grund seiner Wahl zum Bürgermeister bisher nicht abschließen. Ende
November 2011 folgte der nächste Schritt auf der Karriereleiter. Mi-
chael Adam wurde in der Stichwahl zum Landrat des Landkreises Re-
gen gewählt.5

Ein Bürgermeister mit diesem Profil in Bayern fällt natürlich auf, weil
er nicht dem erwarteten Bild entspricht und deshalb auch besondere
mediale Aufmerksamkeit erhält.

Nach allem was wir wissen, ist er aber eben nicht der typische Bür-
germeister, ob in Bayern oder anderswo. Das Bild des fiktiven, typi-
schen Bürgermeisters Stefan Meier ist zwar weniger bunt, deutet aber
darauf hin, dass das Amt für eine bestimmte gesellschaftliche Gruppe
interessant ist, die auch sonst wichtige Positionen in Parlamenten, Re-
gierungen und Verwaltung besetzt. In dieser Hinsicht sind Bürger-
meister ein Teil der politisch-administrativen Führungsgruppe in
Deutschland.

Übrigens wurde Michael Adam höchst wahrscheinlich nicht deshalb
gewählt, weil er jung oder homosexuell ist, sondern weil er der Bür-
gerschaft ein konkretes Zukunftskonzept präsentiert hatte und vor al-
lem auch als eine frische Alternative zum Amtsinhaber der CSU
auftrat, der sich hinsichtlich seiner Wiederwahl seiner Sache wohl et-
was zu sicher war und seinen Gegenspieler unterschätzt hat.6

Im Weiteren beziehen sich die Erläuterungen des sozialen und beruf-
lichen Profils der Bürgermeister in Deutschland auf die Ergebnisse ei-
ner repräsentativen Bürgermeisterbefragung der Bertelsmann Stif-
tung, die Ende 2007 in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Städtetag
und dem Städte- und Gemeindebund durchgeführt wurde. Befragt
wurden insgesamt 860 hauptamtliche Bürgermeister in Städten und
Gemeinden mit über 2.000 Einwohnern.

Nur 4% der hauptamtlichen Bürgermeister in Kommunen über 2.000
Einwohner sind weiblich. In größeren Städten liegt dieser Anteil aber

5 Zum Profil: www.michael-adam.eu (18.9.2012).
6 Vgl.: http://www.welt.de/regionales/muenchen/article1810431/Juengster_Buerger-

meister_Bayerns_watscht_CSU_ab.html (18.9.2012).

Geschlecht,
Alter und
Migrations-
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etwas höher, in Städten zwischen 20.000 und 75.000 Einwohnern
sind 9% und Städten über 75.000 Einwohner 8% der Stellen mit
Frauen besetzt. Vergleicht man verschiedene Altersgruppen, findet
man in der Altersgruppe der 40–49-jährigen mit 8% einen leicht er-
höhten Anteil an Bürgermeisterinnen.

Betrachtet man die Verteilung der Amtsinhaber auf verschiedene Al-
tersgruppen, zeigt sich, dass die meisten Bürgermeister zum Zeit-
punkt der Befragung zwischen 50 und 60 Jahre alt waren. Jüngere
Amtsinhaber sind selten zu finden, nur 7% waren unter 39 Jahre alt.
Aufgrund der oberen Altersgrenzen sind Bürgermeister aber auch kei-
ne überalterte Berufsgruppe, 16% der hauptamtlichen Bürgermeister
sind über 60 Jahre alt.

Einen Migrationshintergrund haben nur 2% der Bürgermeister in
Deutschland. Das liegt zum einen daran, dass für eine Kandidatur die
deutsche Staatsbürgerschaft oder die Staatsbürgerschaft eines EU-
Mitgliedslandes vorliegen muss, eine Bedingung, die viele Migranten
beispielsweise mit türkischem Hintergrund nicht erfüllen. Zum ande-
ren ist auch die Repräsentation von Personen mit Migrationshinter-
grund in anderen Bereichen von Politik und Verwaltung noch relativ
gering, sodass Bürgermeister in dieser Hinsicht sich kaum vom Ge-
samtbild abheben.

90% aller Bürgermeister in Deutschland sind verheiratet. In Städten
über 50.000 Einwohner liegt der Anteil der verheirateten Amtsinha-

Abbildung 11: Geschlecht und Alter von Bürgermeistern.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008 (Sonderauswertung hauptamtliche
Bürgermeister).
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ber mit 81% deutlich unter dem Gesamtanteil. Der Anteil der verhei-
rateten Frauen liegt ebenfalls mit 80% spürbar unter dem der Männer
mit 91%. Bei 53% der verheirateten Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister ist der Ehepartner oder die -partnerin ebenfalls berufstätig.
Ebenfalls 90% aller Bürgermeister haben mindestens ein Kind. Aller-
dings ist bei 59% aller Bürgermeister das jüngste Kind schon über 18
Jahre alt, Kinder bis 12 Jahre haben nur 15%, sodass sich bei den
meisten Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern die Frage nach der
Vereinbarkeit von Familie und Berufstätigkeit nicht mehr im selben
Ausmaß stellt, als wenn ihre Kinder noch klein wären. Der Anteil der
kinderlosen Bürgermeisterinnen liegt aber mit 23% deutlich über
dem der Männer mit 9%, sodass man davon ausgehen muss, dass die
Frage nach „Kinder ODER Karriere“ von Frauen stärker im Sinne der
Karriere beantwortet werden musste.

Ein Bürgermeister muss studiert haben, das gilt zumindest für die
Mehrheit der hauptamtlichen Bürgermeister in Deutschland. 57% ha-
ben einen Hochschulabschluss, 4% sind gar promoviert worden.
Hauptschulabschluss und mittlere Reife sind selten und eher bei äl-
teren Amtsinhabern zu finden. Wie eine ergänzende Frage ergab, ha-
ben diese aber alle eine Lehre oder eine andere berufliche Ausbildung

Abbildung 12: Bildungsabschlüsse der hauptamtlichen Bürgermeister
nach Gemeindegröße. Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008
(Sonderauswertung hauptamtliche Bürgermeister).
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absolviert, hauptsächlich im öffentlichen Dienst. Daher haben sie ihre
Qualifikationen nicht an einer Hochschule erworben, sondern Ver-
waltung von der Pike auf gelernt. Das geht aber heutzutage fast nur
noch in kleineren Gemeinden. In größeren Städten erwarten die Bür-
gerinnen und Bürger ein höheres formales Bildungsniveau. Mit der
Gemeindegröße steigt daher auch der Anteil der promovierten Amts-
inhaber deutlich an, in Städten über 75.000 Einwohner haben etwas
mehr als ein Viertel einen Doktortitel und auch der Anteil der Hoch-
schulabsolventen liegt mit 60% etwas über dem Gesamtanteil.

Bürgermeister sind vor ihrer ersten Wahl überwiegend hauptberufli-
chen Tätigkeiten im öffentlichen Dienst nachgegangen. Differenziert
man nach Bereichen, waren 36% im Öffentlichen Dienst auf kommu-
naler Ebene tätig und 25% in einem anderen Bereich der öffentlichen
Verwaltung. 12% der Amtsinhaber waren sogar entweder Dezernent
oder bereits Bürgermeister in einer anderen Kommune, bevor sie in
ihr derzeitiges Amt gewählt wurden. Nur ein Viertel aller Amtsinha-
ber waren selbstständig, in der Privatwirtschaft oder in einem anderen
Bereich tätig.

Abbildung 13: Hauptberufliche Tätigkeit vor dem Bürgermeisteramt
nach Gemeindegröße.
Quelle: Bertelsmann 2008 (Sonderauswertung hauptamtliche
Bürgermeister). Abweichungen von 100% aufgrund von Rundungen.

Berufliche
Tätigkeit vor
Amtsantritt

über 75.000

bis 75.000

bis 20.000

alle

� ÖD kom.     � ÖD andere     � Bm/Beigeord.     

� Privat          � selbstst.         � sonstige

1000 20 40

Prozent

60 80

11 21

18

40

31

24 24

25 14

36 1425

10

12

117 16

712 11

55

56



4.1  Das soziale und berufliche Profil

73

In Kommunen über 75.000 Einwohnern ist der Anteil der Bürgermeis-
ter, die nicht aus dem öffentlichen Dienst kommen, mit 34% am
höchsten. In der Gruppe der Bürgermeister mit Verwaltungserfahrung
steigt mit der Gemeindegröße der Anteil der Amtsinhaber, die bereits
in einer anderen Kommune Dezernent oder Verwaltungschef waren
und liegt in Kommunen über 75.000 Einwohnern mit 31% sogar 19
Prozentpunkte über dem Gesamtanteil. Daher kann man davon aus-
gehen, dass gerade in Großstädten erwartet wird, dass sich Amtsinha-
ber bereits als Dezernent oder in einer anderen leitenden Funktion
bewährt haben müssen. Wenn sie dann auch noch promoviert sind
(s.o.), umso besser. Weiterhin deckt sich dieser Befund mit der Beob-
achtung, dass der Bürgermeisterposten in kleineren Gemeinden von
Amtsinhabern auch als Sprosse auf der Karriereleiter wahrgenommen
wird. Nach der ersten erfolgreichen Wahl zeigt man, dass man es kann
und bewirbt sich beizeiten auf den Bürgermeisterposten einer größe-
ren Kommune, der mehr Prestige und eine bessere Bezahlung ver-
spricht.

Andererseits gibt es aber in größeren Städten auch bessere Chancen
für Bürgermeister, die berufliche Erfahrungen in anderen Bereichen,
beispielsweise der Privatwirtschaft, gemacht haben. Quereinsteiger
aus der Wirtschaft haben dann gute Chancen, wenn Kommunen ihre
Verwaltung in den letzten Jahren in Richtung privatwirtschaftlicher
Managementstrukturen umorganisiert haben.

In kleineren Kommunen dagegen, die weniger Beschäftigte in der Ver-
waltung und je nach Größe und gesetzlicher Regelung auch nur einen
oder zwei Dezernenten haben, ist die eigene Verwaltungskompetenz
des Bürgermeisters umso wichtiger, da der Verwaltungschef deutlich
mehr selbst in die Hand nehmen muss, als der Oberbürgermeister ei-
ner Großstadt, der mehr delegieren kann.

Bürgermeister haben überwiegend einen persönlichen Bezug zu ihrer
Amtsgemeinde. 69% von ihnen stammen aus derselben Region,
knapp über 50% sind sogar im selben Ort geboren oder aufgewachsen.
Örtliche Nähe und Kenntnis der Kommune werden einerseits von
sehr vielen Bürgerinnen und Bürgern erwartet, andererseits bekommt
ein potentieller Bürgermeister durch Ortsbindung auch eher Zugang
zu politischen Netzwerken in Parteien oder Wählergruppen und stei-
gert so seine Chancen, bei der Vorauswahl von Bürgermeisterkandi-
daten durch Parteien und Wählergruppen berücksichtigt zu werden.

Räumliche
Herkunft
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Aus der Forschung ist aber auch bekannt, dass diese Frage von der
Bürgerschaft regional sehr unterschiedlich bewertet wird. In Baden-
Württemberg erwartet die Wählerschaft, dass der Bürgermeister nicht
aus dem Ort selbst stammt, wohl aber aus der Region, da so der An-
schein von sog. Vetternwirtschaft vermieden werden kann (Wehling
2010, 26). In Bayern dagegen, einem Land mit ähnlicher langer Erfah-
rung mit der Direktwahl von Bürgermeistern, kommen die Amtsinha-
ber eher aus dem Ort selbst, was unter anderem mit der Rekrutierung
von möglichen Bürgermeistern durch die Parteien und Wählergrup-
pen erklärt werden kann (Fuchs 2010, 52).

Neben ihrer Erfahrung im Rahmen ihrer hauptberuflichen Tätigkeit
waren 57% der hauptamtlichen Bürgermeister auch vor Amtsantritt
im Bereich der ehrenamtlichen Kommunalpolitik aktiv. Der Schwer-
punkt lag dabei auf der Mitgliedschaft im Rat, dem 43% vor ihrer ers-
ten Wahl angehörten. Nur sehr wenige waren ehrenamtliche
Bürgermeister (3%), bevor sie den Posten des hauptamtlichen Bürger-
meisters übernahmen.

Über die Parteizugehörigkeit von Bürgermeistern gibt die Studie der
Bertelsmann Stiftung leider keine Auskunft. In dieser Frage wird da-
her auf eine Erhebung des Deutschen Städtetags zurückgegriffen. Ein-
geflossen sind allerdings nur Kommunen mit mehr als 10.000
Einwohnern.

Insgesamt gesehen stellen die Unionsparteien die meisten Bürger-
meister in Deutschland, knapp 40% sind Mitglied der CDU oder CSU,
28% sind SPD-Mitglieder und 24,8% sind parteilos. Knapp 8% sind

Abbildung 14: Räumliche Herkunft der Bürgermeister.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008, 24 (Abweichung aufgrund
von Rundungen möglich).
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Mitglied anderer Parteien (u.a. Grüne, FDP und Die Linke). Die CDU/
CSU stellt auch in den Kommunen unter 100.000 Einwohnern jeweils
die größte Gruppe an Bürgermeistern, die SPD liegt nur in Städten
über 100.000 Einwohnern mit 52,4% der Amtsinhaber vorne. Der An-
teil der parteilosen Bürgermeister dagegen ist in dieser Größenklasse
am niedrigsten. Ihr Anteil sinkt generell mit steigender Gemeindegrö-
ße. In Städten und Gemeinden zwischen 10.000 und 20.000 Einwoh-
ner haben 31,2% der Bürgermeister kein Parteibuch, in Großstädten
haben nur noch 7,3% der Bürgermeister keine Parteimitgliedschaft.

Parteiämter (Vorsitz, Vorstandsmitglied o.Ä.) bekleiden nur sehr we-
nige hauptamtliche Bürgermeister. Mit der Übernahme des Bürger-
meisterpostens werden solche Ämter meist niedergelegt, da sonst der
Eindruck entstehen könnte, der Bürgermeister mache Parteipolitik
und sei nicht für alle Bürgerinnen und Bürger da.

Analysiert man die Struktur der Parteizugehörigkeit in Städten und
Gemeinden über 10.000 Einwohnern in den einzelnen Bundeslän-
dern, kann man durchaus auch regionale Besonderheiten in der par-
teipolitischen Zusammensetzung erkennen. In Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen und Sachsen hat über die Hälfte der Bürgermeis-
ter ein CDU-Parteibuch, in Bayern knapp unter 50% ein Parteibuch

Abbildung 15: Parteizugehörigkeit von Bürgermeistern nach Gemeindegrößenklassen
(2007). Quelle: Daten aus Fischer 2009, 38.
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der CSU. In Hessen, Niedersachsen, Brandenburg und Thüringen stel-
len die SPD-Mitglieder jeweils die größte Gruppe an Bürgermeistern,
wenn auch mit deutlich niedrigeren Anteilen als bei den Ländern mit
CDU/CSU-Mehrheit. Auffallend viele parteilose Bürgermeister gibt es
in Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg und Niedersachsen. An-
dere Parteien spielen tendenziell in Ostdeutschland eine wichtigere
Rolle. In Brandenburg und Thüringen ist jeweils knapp ein Viertel
Mitglied einer kleineren Partei. In beiden Ländern ist aber der Anteil
der Bürgermeister mit einem Parteibuch der Linkspartei eher gering
(Brandenburg 4,3%, Thüringen 6,3%). In Brandenburg sind dagegen
11,3% der Bürgermeister Mitglieder der FDP und in Thüringen

Abbildung 16: Parteizugehörigkeit von Bürgermeistern nach Ländern (2007).
Quelle: Daten aus Fischer 2009, 38.
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15,6% der Bürgermeister Mitglied anderer Parteien und Gruppierun-
gen, die in der Befragung des Städtetages nicht weiter ausgewiesen
sind. Eine Analyse der zurückliegenden Bürgermeisterwahlen in
Thüringen deutet jedoch darauf hin, dass sich hinter dieser Sammel-
kategorie vor allem Mitglieder von Wählergruppen verbergen, die in
Thüringen eine wachsende Bedeutung haben.

Es gibt in Deutschland einige prominente Amtsinhaberinnen, z.B. die
ehemalige Oberbürgermeisterin von Frankfurt am Main Petra Roth
(CDU), die von 1995 bis 2012 Stadtoberhaupt der Bankenmetropole
war.

Beispiel:
Petra Roth, langjährige Oberbürgermeisterin von Frankfurt am Main, Hes-
sen

Petra Roth konnte 1995 die erste Oberbürgermeister-Direktwahl der
Stadt Frankfurt am Main (650.000 Einwohner) für sich entscheiden.
Sie wurde zweimal wiedergewählt. Petra Roth war von 1977 bis 1989
und von 1993 bis 1995 Mitglied der Frankfurter Stadtverordnetenver-
sammlung und von 1987 bis 1995 Mitglied des hessischen Landtags.
Petra Roth zählt aufgrund der überregionalen Bedeutung der Banken-
stadt Frankfurt am Main sowie ihres Engagements im Präsidium des
Deutschen Städtetags zu den bekanntesten Stadtoberhäuptern in
Deutschland. Petra Roth hat im Jahr 2012 vorzeitig ihr Amt zur Ver-
fügung gestellt, um so einen Generationswechsel an der Stadtspitze zu
ermöglichen.7

Gemessen an ihrem Bevölkerungsanteil gibt es aber zu wenige Bürger-
meisterinnen in Deutschland. Nur 4% aller Verwaltungsspitzen sind
Frauen. Auch andere politische Spitzenpositionen sind immer noch
weitgehend männlich besetzt, auch wenn es mit Angela Merkel seit
2005 die erste Bundeskanzlerin gibt und im Jahr 2011 drei Länder in
Deutschland von Frauen regiert wurden (Nordrhein-Westfalen, Saar-
land, Thüringen). Was für die Spitzenämter gilt, lässt sich auch für die
Repräsentativorgane zeigen: Weder im Bundestag, noch in den Lan-
desparlamenten stellen Frauen auch nur die Hälfte der Mitglieder, ge-
schweige denn die Mehrheit. Für die Gemeinderäte gibt es keine
Gesamterhebung nach Geschlecht. Nach einer Erhebung des Deut-

7 http://www.fr-online.de/frankfurt/ob-petra-roth-schluss--punkt--aus,1472798,
16344506.html (18.9.2012).
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schen Städtetags in Städten über 10.000 Einwohner waren knapp ein
Viertel aller Mitglieder von Gemeinderäten weiblich.

Über die Ursachen für die Unterrepräsentation von Frauen gibt es vie-
le Vermutungen. Im Rahmen dieses Kapitels bietet es sich an, Frauen
zu Wort kommen zu lassen, die es geschafft haben, gewählt zu wer-
den. In der Bürgermeisterbefragung der Bertelsmann Stiftung wurden
die Amtsinhaberinnen und Amtsinhaber nach den Ursachen der Un-
terrepräsentation von Frauen gefragt. Die Einschätzungen unterschei-
den sich – abgesehen vom wichtigsten Grund – deutlich zwischen
Männern und Frauen. Aus der Sicht von Bürgermeisterinnen und

Bürgermeistern ist die wichtigste Ursache für die Unterrepräsentation
von Frauen die mangelnde Vereinbarkeit ihres Amtes mit Familie und
Kindern. Dieses Problem ergibt sich für Frauen genauso in vielen an-
deren Bereichen von Verwaltung und Wirtschaft. Nach oben wird die
Luft dünn, wenn der Arbeitsalltag in Spitzenpositionen ohne Rück-
sicht auf die Bedürfnisse von Müttern (und auch Vätern) gestaltet
wird. Der zweitwichtigste Grund war aus Sicht der Bürgermeisterin-
nen, dass Frauen eher an Sach- denn an Machtfragen interessiert sind
(82%). Das hat vor allem Folgen im Prozess der parteiinternen Kan-
didatenkonkurrenz vor Wahlen. Dort gelingt es Männern häufiger,
sich durchzusetzen, auch weil ihre Netzwerke die Parteiführung do-

Abbildung 17: Die vier wichtigsten Gründe für Unterrepräsentation aus der Sicht
von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008, 29.
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minieren. Daher überrascht es wenig, wenn als dritte Ursache von im-
mer noch vier Fünfteln der Bürgermeisterinnen die männerdominier-
ten Machtstrukturen genannt werden. Immerhin knapp die Hälfte der
männlichen Befragten sieht das ähnlich, auch wenn die männliche
Orientierung an Machtfragen nur von gut einem Drittel so gesehen
wird.

Gut zwei Drittel der Bürgermeisterinnen bescheinigen Männern au-
ßerdem wenig Rücksichtnahme auf Frauen, sei es hinsichtlich der
Vereinbarkeit oder im Zusammenhang mit der Durchsetzung ihrer In-
teressen.

Die Bedeutung der Machtstrukturen für die parteiinterne Vorauswahl
von Kandidaten für Spitzenämter, und damit der Bevorzugung männ-
licher Kandidaten durch männliche Vorentscheider, ist auch in ande-
ren Studien unterstrichen worden (vgl. z.B. Holtkamp/Schnittke
2010). Und das ist umso erstaunlicher, da fast alle Parteien interne
Quoten oder Quoren haben, die vorschreiben, dass ein gewisser An-
teil von Führungsposten und Mandaten von Frauen besetzt werden
sollen. Ein festgelegter Geschlechterproporz würde bei Bürgermeis-
terwahlen aber ins Leere laufen, da es ja immer nur eine Kandidatin
oder einen Kandidaten geben kann. Also kann man Frauen nur emp-
fehlen, ihren mühsamen Weg durch die Organisationen fortzusetzen,
eigene Netzwerke zu bilden und dafür zu sorgen, dass eine Kandida-
tin auch aufgestellt wird, wenn sie besser ist als ein männlicher Be-
werber. Gesetzlich festgelegte Quoten, die für einen gleichen Anteil
von Männern und Frauen in Kommunalvertretungen sorgen sollen,
können diesen Prozess unterstützen, da sich durch eine Erhöhung der
Frauenanteile an den Mandaten insgesamt gesehen auch die männer-
dominierten Machtstrukturen langsam aufweichen würden.

4.2 Karrierewege: Kommunalpolitik, Verwaltung,
Wirtschaft

Laut Gabler Wirtschaftslexikon ist ein Beruf eine „dauerhaft angeleg-
te, i.d.R. eine Ausbildung voraussetzende Betätigung, die Arbeits-
kraft sowie Arbeitszeit überwiegend in Anspruch nimmt“ (vgl. http://
wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/beruf.html). Folgt man dieser
Definition, ist Bürgermeister ein Beruf, da die Ausübung zumindest
aus der Sicht der Amtsinhaber auf Dauer angelegt ist und von der

Bürgermeister
– ein Beruf?
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überwiegenden Inanspruchnahme der Arbeitskraft ausgegangen wer-
den kann. Eine Bürgermeister-Ausbildung gibt es in Ansätzen, wenn
es um die Verwaltungskompetenzen geht, aber kein Studium mit dem
Abschluss „Diplom-Bürgermeister“.

Wie schon in Kapitel 3 erläutert, gibt es im Wahlrecht keine festgeleg-
ten Anforderungen an die berufliche Qualifikation. Theoretisch kann
jeder, der bestimmte Minimalanforderungen erfüllt (Alter, Staatsbür-
gerschaft), Bürgermeister werden. Ob er Dezernent, Rechtsanwalt, Bä-
cker oder Arbeitsloser ohne Ausbildung ist, spielt keine Rolle, wenn
ein Kandidat bei der Bürgermeisterwahl genügend Wähler davon
überzeugen kann, dass er der Richtige für das Amt ist. Abgesehen von
dieser formalen Betrachtungsweise sind natürlich bestimmte Eigen-
schaften und Fähigkeiten nützlich und notwendig und werden auch
von den Bürgerinnen und Bürgern erwartet. Auch darauf wurde schon
eingegangen. Ausgehend von realen Amtsinhabern lassen sich aber
bestimmte typische Karrierewege von Bürgermeistern unterscheiden,
die in den nächsten Abschnitten vorgestellt werden.

Bürgermeister mit kommunalpolitischem Hintergrund waren in der
Regel längere Zeit Mitglied des Rats und darüber hinaus Vorsitzender
eine Ausschusses oder gar Fraktionsvorsitzender ihrer Partei. Außer-
dem waren sie in der Ortspartei engagiert und hatten auch dort Ämter
bis hin zum Ortsvorsitz inne. Falls sie vor ihrer ersten Wahl Vorsit-
zende ihrer Partei waren, legen sie dieses Amt nach ihrer Wahl zum
Bürgermeister oft nieder, da ein zu starkes parteipolitisches Engage-
ment das angestrebte Image des Bürgermeisters beeinträchtigen könn-
te. Bürgermeister mit Vergangenheit in der Kommunalpolitik sind in
ihrer Kommune in der Regel sehr gut in ihrer Partei vernetzt. Das hat
ihnen auch bei der Nominierung zum Bürgermeisterkandidaten sehr
geholfen. Ihre Verwaltungserfahrung beruht auf ihrer langjährigen Er-
fahrung als Ratsmitglied und weniger auf ihrer beruflichen Tätigkeit.
Sie waren in einem anderen Bereich des öffentlichen Dienstes (z.B.
Lehrer oder Polizist) oder als Selbstständiger beruflich tätig, da sich
diese Tätigkeiten besser mit den zeitlichen Anforderungen eines kom-
munalen Mandates vereinbaren lassen. Der Karriereweg Kommunal-
politik ist eher in Ländern anzutreffen, in denen Parteien und
Wählergruppen großen Einfluss auf die Nominierung der Bürgermeis-
terkandidaten haben (z.B. Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und
Bayern). Selten wechseln auch Politiker von anderen politischen Ebe-
nen auf den Bürgermeisterposten, dann aber eher in Großstädten.

Karriereweg
Kommunal-

politik
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Beispiel:
Günther Scheib, Bürgermeister von Hilden bis 2009, Nordrhein-Westfalen

Günther Scheib (SPD) war von 1999 bis 2009 der erste direkt gewählte
hauptamtliche Bürgermeister der Stadt Hilden, die in der Nähe von
Düsseldorf liegt und gut 55.000 Einwohner hat. Günther Scheib, von
Beruf Gymnasiallehrer, begann seine kommunalpolitische Karriere
1978 als Ratsmitglied, war von 1989–1994 stellvertretender ehren-
amtlicher Bürgermeister und vor seiner ersten Wahl von 1994–1999
ehrenamtlicher Bürgermeister. Er wurde 2004 wiedergewählt und trat
2009 nicht mehr zur Wahl an (Gehne 2008, 239ff.). Günther Scheib ist
ein typisches Beispiel für die Rekrutierung aus der Kommunalpolitik
in Nordrhein-Westfalen nach Einführung der Direktwahl der haupt-
amtlichen Bürgermeister. Bei der ersten landesweiten Direktwahl
1999 hatten etwas über 50% der Kandidatinnen und Kandidaten Er-
fahrung oder Vorpositionen in der Kommunalpolitik (Holtkamp/Geh-
ne 2002, 73).

Bürgermeister mit Verwaltungshintergrund haben meistens am An-
fang ihres Werdegangs eine Ausbildung in der öffentlichen Verwal-
tung gemacht und/oder ein Studium an einer Verwaltungsakademie
oder Hochschule für öffentliche Verwaltung absolviert. Nach Ab-
schluss des Studiums beginnt der zukünftige Bürgermeister seine Kar-
riere als Amtsleiter oder Kämmerer in einer Kommunalverwaltung,
bei einer Kreisverwaltung oder auch einer Landesbehörde. Er ist eher
parteidistanziert. Gerade in kleineren Gemeinden werden Verwal-
tungsfachleute auch schon relativ jung zum ersten Mal zum Bürger-
meister gewählt. Je nach Größe der Kommune der ersten Wahl ist es
auch nicht ungewöhnlich, dass sich ein Bürgermeister nach einigen
Jahren um den Bürgermeisterposten einer größeren Stadt bewirbt, der
ein höheres Prestige verspricht und auch besser bezahlt wird. Beson-
ders verbreitet und gut erforscht ist dieser Karriereweg in Baden-
Württemberg (vgl. Wehling 2010). Hier gelten vor allem die Hochschu-
le für öffentliche Verwaltung in Kehl und die Hochschule für Verwal-
tung und Finanzen in Ludwigsburg als Kaderschmieden für den
Bürgermeisternachwuchs des Landes.

Beispiel:
Stefan Mohrdieck, Bürgermeister von Brunsbüttel, Schleswig-Holstein

Stefan Mohrdieck (parteilos) wurde im Februar 2011 zum Bürger-
meister von Brunsbüttel (13.000 Einwohner) gewählt. Er hatte nach

Karriereweg
Verwaltung
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seinem Realschulabschluss zunächst eine Verwaltungsausbildung bei
der Stadt Brunsbüttel absolviert. Parallel zu seiner Tätigkeit in der
Verwaltung hat Stefan Mohrdieck seine Fachhochschulreife nachge-
holt und anschließend an einer Fachhochschule für Verwaltung ein
Studium als Diplom Verwaltungswirt (FH) absolviert. Anschließend
setzte er seine berufliche Karriere in der Stadtverwaltung Brunsbüttel
fort, 2006–2008 als Leiter des Bereichs Innere Verwaltung und Büro-
leitender Beamter (Stellvertreter des Bürgermeisters in Verwaltungs-
angelegenheiten). Ab 2008 bis zu seiner Wahl zum Bürgermeister
2011 war Stefan Mohrdieck Geschäftsführer der Stadtwerke Bruns-
büttel.8

Seiteneinsteiger sind Bürgermeister, die vor ihrer ersten Wahl weder
in einer öffentlichen Verwaltung gearbeitet haben noch ein langjähri-
ges Engagement in der Kommunalpolitik vorweisen. Sie haben ver-
schiedene Berufe in der Wirtschaft ausgeübt oder waren selbstständig.
In der Regel haben sie einen Bezug zur Gemeinde und sind bei ihrer
ersten Wahl als Einzelbewerber angetreten oder wurden von einer
kleinen Partei oder Wählergruppe bzw. einem Wahlbündnis unter-
stützt. Seiteneinsteiger kommen für größere Parteien dann in Frage,
wenn sie sich in einer Minderheitsposition befinden und einen Kan-
didaten präsentieren wollen, der sich deutlich von einem Amtsinha-
ber mit kommunalpolitischem oder Verwaltungshintergrund unter-
scheidet. Seiteneinsteiger sind eher in kleineren bis mittelgroßen
Kommunen zu finden.

Beispiel:
Holm Günther, Oberbürgermeister von Crimmitschau, Sachsen.

Holm Günther (parteilos) wurde im Juni 2003 ohne Unterstützung ei-
ner Partei oder Wählergruppe in der Stichwahl zum Oberbürgermeis-
ter von Crimmitschau (20.000 Einwohner) gewählt. Sein Amtsvorgän-
ger musste aufgrund von Untreuevorwürfen sein Amt aufgeben. Holm
Günther ist geborener Crimmitschauer und machte dort 1974 sein
Abitur und studierte anschließend an der Hochschule für Bauwesen
und schloss sein Studium 1978 als Diplom-Ingenieur ab. Danach ar-
beitete er noch zu DDR-Zeiten von 1979–1989 im Stadtbauamt Crim-
mitschau. 1990 wechselte er als Angestellter ins elterliche Beklei-
dungsgeschäft, übernahm dies 1991 und führte es von 1992 bis zu
seinem Amtsantritt als Oberbürgermeister 2003 als Modehaus Gün-

8 Quelle: www.stefan-mohrdieck.de (18.9.2012).
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ther weiter. Bei der Oberbürgermeisterwahl 2010 wurde Holm Gün-
ther, jetzt von der Wählergruppe „Für Crimmitschau“ nominiert, im
ersten Wahlgang mit deutlicher Mehrheit wiedergewählt.9

Neben den Amtsinhabern, die nie etwas anderes werden wollten, als
Bürgermeister ihrer Heimatgemeinde, gibt es auch diverse Spitzenpo-
litiker in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, die ihre
politische Karriere auf der kommunalen Ebene begannen und (Ober-
)Bürgermeister waren, bevor sie auf anderer politischer Ebene höhere
Ämter einnahmen.

Der nächste Schritt dahin kann beispielsweise die Bewerbung um ein
Landtagsmandat sein. Eine Studie über die Karriereverläufe von
Landtagsabgeordneten in Deutschland ergab, dass 46% aller befrag-
ten Landtagsabgeordneten sog. kommunalpolitische Aufsteiger wa-
ren, darunter auch Bürgermeister und Landräte (Borchert/Stolz 2003,
160). Ein kommunales Engagement kann erhebliche Vorteile mit sich
bringen, da auch Landtagskandidaten von ihrem dort erworbenen Be-
kanntheitsgrad profitieren können. Wie häufig insgesamt gesehen
Bürgermeister auf die Landes-, Bundes- oder EU-Ebene wechseln, ist
aber nicht bekannt.

Beispiel:
Erwin Teufel, Bürgermeister von Spaichingen (1964–1972) und Minister-
präsident von Baden-Württemberg 1991–2005

Erwin Teufel, Ministerpräsident von Baden-Württemberg von 1991–
2005, begann nach einer Verwaltungsausbildung seine Karriere als
Bürgermeister von Spaichingen (1964–1972), zog 1972 in den Land-
tag ein, war von 1972–1978 Staatssekretär in verschiedenen Ressorts
der Landesregierung und wurde anschließend bis zu seiner Wahl zum
Ministerpräsidenten 1991 Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion.10

Die Tätigkeit als Bürgermeister bietet viele Gestaltungsmöglichkeiten,
ist aber auch anspruchsvoll und fordert den Amtsinhaber über die
normalen Bürozeiten hinaus. Bisher gelingt es in der Regel, die Posten
der hauptamtlichen Bürgermeister zu besetzen, auch weil die Besol-
dung und Versorgung als Wahlbeamter attraktiv ist (→ Kapitel 5). Aus
verschiedenen Gründen mehren sich die Anzeichen, dass die Gewin-

9 Quelle: www.holm-guenther.de (18.9.2012).
10 Quelle: www.erwin.teufel.de (18.9.2012).
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nung von geeignetem Nachwuchs in Zukunft schwieriger werden
könnte (vgl. auch Witt 2010, 198):
– Zu viel Öffentlichkeit: Auch wenn Bürgermeister im Vergleich zu

anderen Politikern einen ganz guten Ruf haben, stehen ihre Fami-
lien und sie selbst permanent unter öffentlicher Beobachtung. Da-
mit einher geht der Verlust der Privatsphäre und damit an
Lebensqualität. Das kann Bewerber abschrecken, zumal es andere
gut bezahlte Tätigkeiten in der Verwaltung gibt, die weniger expo-
niert sind.

– Vereinbarkeit mit der Familie: Das Bürgermeisteramt ist ein Voll-
zeitjob und mehr als das. Um die Verwaltung kümmert er sich vor-
mittags und nachmittags, dann bis in den Abend hinein um Rat und
Parteien und Vereine und die Bürgerschaft ist am Wochenende
dran. Da bleibt wenig Zeit für Frau und Kinder. Und von einem be-
rufstätigen Ehepartner kann ein Bürgermeister oder eine Bürger-
meisterin nicht mehr ohne Weiteres erwarten, dass er oder sie den
Ausfall des Partners oder der Partnerin bereitwillig akzeptiert.

– Einschränkung der Handlungsmöglichkeiten: Gerade durch die
kommunale Finanzkrise werden in vielen Kommunen die Gestal-
tungsmöglichkeiten stark eingeschränkt. Wenn ein Bürgermeister
als eine Art Insolvenzverwalter die Kürzungs- und Schließungsbe-
schlüsse des Rates ausführen muss, wird er bei seiner Bürgerschaft
nicht unbedingt beliebter. Aber auch der Rat hat je nach Kommu-
nalverfassung Möglichkeiten, die Kompetenzen des Bürgermeis-
ters einzuschränken, sodass dem Anspruch eines Bürgermeisters,
seine Gemeinde zu gestalten, von anderen Akteuren und Umstän-
den deutliche Grenzen gesetzt werden können.

– Unkalkulierbares Abwahlrisiko: Wenn die Situation einer Kommu-
ne, auch in Folge von äußeren Umständen wie der gesamtwirt-
schaftlichen Situation, der Steuergesetzgebung des Bundes oder
ähnlichen von einem Bürgermeister wenig oder kaum zu beeinflus-
senden Rahmenbedingungen immer schlechter wird, kann dies
auch dazu führen, dass die Bürgerschaft den Bürgermeister für die
sinkende Lebensqualität zur Rechenschaft zieht und ihn abwählt,
ohne dass er wirklich die Möglichkeit gehabt hätte, dies zu ändern.
Das gehört zum Berufsrisiko von Bürgermeistern. Denn Wahlergeb-
nisse sind trotz der hohen Erfolgschancen von Amtsinhabern nicht
bis ins Letzte kalkulierbar. Abgewählte Bürgermeister sind oft tief
frustriert und verstehen nicht, was sie falsch gemacht haben sollen
und empfinden die Abwahl als persönliche Demütigung. Auch die
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Aussicht auf diese (mögliche) Erfahrung kann geeignete Bewerber
abschrecken. Beschäftigte in anderen Wirtschaftsbereichen können
ebenso unverschuldet ihren Job verlieren, aber sie haben in der Re-
gel keinen sehr anstrengenden Wahlkampf hinter sich und standen
nicht im selben Ausmaß im Mittelpunkt wie ein Bürgermeister,
dessen Misserfolg auch immer und zuerst auf ihn selbst zurück
fällt.

4.3 Zusammenfassung

– Bürgermeister sind vorwiegend männlich, zwischen 50 und 60 Jah-
re alt. Bürgermeister kommen zumeist aus der Region, in der sie ge-
wählt wurden. Sie sind selten jung, weiblich oder haben einen
Migrationshintergrund.

– Viele Bürgermeister haben studiert und waren vor ihrer Wahl meis-
tens in leitenden Positionen in öffentlichen Verwaltungen tätig. In
größeren Städten haben aber auch Seiteneinsteiger Chancen, ge-
wählt zu werden.

– Frauen sind aus verschiedenen Gründen (nicht nur) im Bürger-
meisteramt unterrepräsentiert. Ein wichtiger Grund dafür liegt in
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

– Bürgermeister in großen Städten sind häufiger Parteimitglieder als
die Amtsinhaber in kleinen Städten. Die Bedeutung der Parteizu-
gehörigkeit von Bürgermeistern hängt aber auch von der regionalen
politischen Kultur ab.
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5.
Akten, Sitzungen, Händeschütteln –
Welche Aufgaben hat ein Bürgermeister?

Die Tätigkeit eines Bürgermeisters ist sehr vielfältig. Täglich hat er mit den
verschiedensten Akteuren aus Verwaltung, Bürgerschaft, Parteien oder Un-
ternehmen aus seiner Kommune zu tun. Dazu kommt noch eine ebenso gro-
ße Vielfalt an Themen und Problemen, denen ein Bürgermeister seine Auf-
merksamkeit widmen muss. Ausgehend von einem typischen Tag im Leben
eines Bürgermeisters werden im folgenden Kapitel die wichtigsten Aufga-
benbereiche und Bezugsgruppen eines Bürgermeisters dargestellt. Abschlie-
ßend wird die Frage beantwortet, was ein Bürgermeister dafür eigentlich be-
kommt, und das nicht nur im materiellen Sinne.

5.1 Aufgabenspektrum eines Bürgermeisters

Der Tag eines Bürgermeisters beginnt früh und endet oft spät. Im fol-
genden Abschnitt wird der typische Tagesablauf eines Bürgermeisters
einer mittelgroßen Kommune beschrieben. Mit wem hat ein Bürger-
meister zu tun? Welche Themen müssen bearbeitet werden? Und wer
hilft ihm dabei? Die Darstellung orientiert sich an Tagesabläufen ech-
ter Bürgermeister, die im Internet recherchiert wurden.

6:30 Uhr: Bürgermeister stehen früh auf, denn sie haben viel zu tun.
Die Arbeit beginnt schon morgens am Frühstückstisch. Wenn ein Bür-
germeister bei Brötchen und Kaffee die Zeitung aufschlägt, sieht er
nicht selten sich selbst. Denn im Lokalteil geht es häufig auch um sei-
ne Arbeit. Das Frühstück ist oft die einzige Gelegenheit am Tag, die ei-
gene Familie zu sehen. Auf dem Weg zum Auto spricht ihn ein
Nachbar auf die defekte Straßenlaterne zwei Häuser weiter an. Der
Bürgermeister sagt zu, dass sich jemand darum kümmert.

08:00 Uhr: Der Bürgermeister betritt seinen Arbeitsplatz, das Rathaus.
In seinem Büro wartet bereits seine Sekretärin, um mit ihm die Ter-
mine des Tages zu besprechen. Ohne diese Unterstützung wäre sein
Tagesablauf kaum zu bewältigen.

Tagesablauf
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08:30 Uhr: Der Bürgermeister führt einige Telefonate, die am Vortag
noch nicht erledigt werden konnten und sieht die Post durch. Auch E-
Mails gehören dazu. Ein großer Teil der Post besteht aus Anfragen von
Bürgerinnen und Bürgern, die sich mit persönlichen Anliegen, aber
auch politischen Forderungen direkt an den Bürgermeister wenden.
Diese müssen sortiert und bewertet werden. Der Bürgermeister muss
entscheiden, ob er selbst die Anfragen beantwortet, oder ob sie erst zur
Klärung in der Verwaltung bearbeitet werden müssen. Jeder Brief wird
beantwortet, denn jeder Bürger will mit seinem Anliegen vom Bürger-
meister ernst genommen werden.

09:00 Uhr: Die Dezernenten kommen zu regelmäßigen Besprechun-
gen laufender Vorgänge. Der Bürgermeister muss als Leiter der Ver-
waltung die wichtigsten Vorgänge kennen. Bei diesen Besprechungen
werden neue Aufgaben verteilt, aber auch die Ergebnisse von Anfra-
gen besprochen. Auch die Angelegenheit mit der kaputten Straßenla-
terne wird an den zuständigen Dezernenten weitergegeben.

10:00 Uhr: Der Bürgermeister fährt zu einem Pressetermin. Der Neu-
bau der Turnhalle einer Grundschule wird eröffnet. Kinder haben ein
Programm einstudiert. Der Bürgermeister muss sich leider früher ver-
abschieden, da weitere Termine anstehen.

10:30 Uhr: Heute wird eine Bürgerin 100 Jahre alt. Der Bürgermeister
gratuliert ihr persönlich, überreicht ihr einen Blumenstrauß und plau-
dert ein wenig mit der Jubilarin und ihrer Familie.

11:00 Uhr: Zurück im Rathaus beginnt eine Besprechung zur Vorbe-
reitung der Ratssitzung am heutigen Abend. Der Bürgermeister ist
Vorsitzender des Rates. Er geht noch einmal die Tagesordnung durch.
Wichtige Themen wurden im Vorfeld in den zuständigen Ratsaus-
schüssen beraten. Trotzdem kann auch immer noch etwas Neues dazu
kommen. Der Bürgermeister ruft den Vorsitzenden einer Ratsfraktion
an, um einen möglichen Konflikt im Vorfeld auszuräumen.

12:00 Uhr: Kurzes Mittagessen im Büro, danach Unterschriftenmap-
pen und Aktenstudium wichtiger Verwaltungsvorgänge. Der Bürger-
meister diktiert einige Briefe, u.a. an einen möglichen Investor, den er
zur Besichtigung eines Grundstückes im Gewerbegebiet einlädt.

14:00 Uhr: Sitzung mit einer Arbeitsgruppe aus Verwaltungsmitarbei-
tern. Für die Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes muss ein Konzept
erstellt werden. Dazu gehören die Anträge auf Fördermittel des Lan-
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des und der EU, die Suche nach einem Investor und die Frage nach der
passenden Form der Beteiligung von Anwohnern, Gewerbetreiben-
den und anderen interessierten Bürgerinnen und Bürgern sowie na-
türlich eine realistische Zeitplanung. Es werden Arbeitsbündel
geschnürt und vereinbart, wann ihm über den Fortschritt des Projek-
tes wieder berichtet wird.

16:00 Uhr: Der Bürgermeister trifft sich zu einem regelmäßigen Bera-
tungstermin mit der Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Verei-
ne. Aufgrund der geringeren Einnahmen aus der Gewerbesteuer im
kommenden Haushaltsjahr zeichnet es sich ab, dass die Zuschüsse für
Vereine gekürzt werden müssen. Der Bürgermeister bemüht sich im
Vorfeld um einen Konsens mit den Vereinen. Es wird vereinbart, ge-
meinsam bei ortsansässigen Unternehmen um Spenden für die Verei-
ne zu werben.

17:00 Uhr: Die örtliche Handwerkskammer hat zu einem Empfang
eingeladen. Der Bürgermeister spricht ein Grußwort. Beim anschlie-
ßenden Stehempfang führt er mehrere kurze Gespräche mit Gästen der
Veranstaltung. Diese Gespräche sind sehr wichtig für ihn, denn nicht
jeder, der ein Anliegen hat, kommt zur wöchentlichen Bürgersprech-
stunde. Er wird oft bei Veranstaltungen und anderen Gelegenheiten
von Bürgerinnen und Bürgern angesprochen.

18:00 Uhr: Der Bürgermeister eröffnet die Ratssitzung. Die Tagesord-
nung ist heute relativ kurz. Wie lange die Sitzung dauern wird, ist
schlecht einzuschätzen. Anschließend sind jedenfalls keine Termine
mehr vereinbart, da die Zeit nach der Sitzung oft noch für informelle
Gespräche mit Ratsmitgliedern genutzt wird.

Der Bürgermeister ist schon um 22:00 Uhr wieder zuhause.

Dieser beispielhafte Tag im Leben eines Bürgermeisters zeigt, wie groß
die Bandbreite an Themen, Tätigkeiten und Personen aus ganz unter-
schiedlichen Bereichen einer Kommune ist, mit denen ein Bürger-
meister Tag für Tag konfrontiert wird. Er muss in verschiedenen
Handlungsfeldern stets kompetent, freundlich und verbindlich wir-
ken, denn das erwarten mehr oder weniger alle Personen von ihm,
denen er begegnet. Dabei steht er auch stets im Mittelpunkt des Inte-
resses, denn er ist aufgrund seines Amtes die zentrale Figur in der
Kommune. Das Beispiel weist auch darauf hin, dass ein Bürgermeister
im Alltag wenig Zeit für Privates und seine Familie hat. Das kann eine
zusätzliche Belastung sein, die vielleicht auch manchen an sich ge-
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eigneten Bürgermeisterkandidaten von einer Bewerbung um das Amt
abschreckt (→ Kapitel 4).

In unserem fiktiven Beispiel hatte der Bürgermeister einen 14-Stun-
den-Arbeitstag. Das scheint extrem zu sein, kommt aber gar nicht so
selten vor, da Bürgermeister auch unter der Woche oft Abendtermine
haben, beispielsweise bei Vereinen oder Verbänden, oder auch am
Wochenende präsent sein müssen.

In der Bürgermeisterbefragung der Bertelsmann Stiftung gaben nur
10% der hauptamtlichen Bürgermeister an, bis zu 50 Stunden in der
Woche zu arbeiten (Bertelsmann Stiftung 2008, 40). 43% geben an, bis
zu 60 Stunden zu arbeiten, 30% gar bis zu 70 Stunden in der Woche.
Eine Minderheit von 15% war sogar über 70 Stunden die Woche be-
ruflich tätig. Das Ausmaß der wöchentlichen Arbeitsbelastung steigt
mit der Gemeindegröße.

Der Anteil der Bürgermeister, die über 70 Stunden die Woche arbei-
ten, liegt in Kommunen mit mehr als 50.000 Einwohnern mit 53% am
höchsten. Dagegen ist der Anteil der Bürgermeister mit bis zu 60 Stun-
den Wochenarbeitszeit in Kommunen bis 20.000 Einwohner mit 44%
am höchsten. Die Angaben für Gemeinden mit 2.000–5.000 Einwoh-
ner sind schwer zu interpretieren, da hier auch die Angaben ehren-
amtlicher Bürgermeister eingeflossen sind, die eine niedrigere
durchschnittliche Arbeitszeit haben (Bertelsmann Stiftung 2008, 40).
Der Zusammenhang zwischen Arbeitszeitbelastung und Gemeinde-

Abbildung 18: Arbeitszeit als hauptamtlicher Bürgermeister pro Woche.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008, 40.
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größe liegt darin, dass beispielsweise in Großstädten die Anzahl der
terminlichen Verpflichtungen ungleich viel höher sein kann, als in ei-
nem Dorf. Andererseits ist aber auch der persönliche Arbeitsstil aus-
schlaggebend. Wenn ein Bürgermeister mehr oder weniger alles selbst
macht, wird er häufiger erst nach Einbruch der Dunkelheit zuhause
sein. Teilt er sich manche Aufgaben, z.B. bei Repräsentationstermi-
nen mit seinen stellvertretenden Bürgermeistern, kann das seine
Arbeitsbelastung reduzieren. Allerdings muss der Bürgermeister ent-
scheiden, wann er unbedingt selbst vor Ort sein will, beispielsweise
bei einem Termin in einem Ortsteil, in dem viele seiner Wählerinnen
und Wähler wohnen.

In einer anderen Befragung von Bürgermeistern in Nordrhein-Westfa-
len und Baden-Württemberg in Städten über 20.000 Einwohnern ging
es nicht nur um das Ausmaß der wöchentliche Arbeitszeit der Amts-
inhaber, sondern es wurde auch danach gefragt, welchen Anteil ihrer
Arbeitszeit Bürgermeister für verschiedene Tätigkeiten verwenden.
In beiden Ländern wurde der größte Teil der Arbeitszeit für die Ver-
waltung verwendet, in Nordrhein-Westfalen (NRW) mehr als die Hälf-
te, in Baden-Württemberg (BW) knapp die Hälfte der Arbeitszeit. In
BW wird knapp ein Drittel der Arbeitszeit den Bürgerinnen und Bür-
gern gewidmet, in NRW gut ein Viertel. An dritter Stelle folgt in bei-
den Ländern der Anteil der Arbeitszeit, der für den Rat aufgewendet

Abbildung 19: Arbeitszeit der Bürgermeister pro Woche nach Gemeindegröße.
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008, 40.
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wird. Hier ist der Anteil in BW etwas höher als in NRW. Wenn sie Par-
teimitglieder sind, ist auch die Zusammenarbeit mit der eigenen Fak-
tion im Rat ein Zeitfaktor für den Bürgermeister, auch wenn dieser in
NRW etwas höher anzusetzen ist, als in BW.

5.2 Bürgermeister und Verwaltung

Der Bürgermeister leitet die Verwaltung. Diese Aufgabe nimmt in der
Regel den Hauptteil seiner Zeit in Anspruch. Die Aufgaben der Kom-
munalverwaltung sind, wie am Beispiel eines typischen Arbeitstages
gezeigt wurde, sehr unterschiedlich. Der Bürgermeister ist als Leiter
der Verwaltung im Prinzip für alles zuständig und für alles verant-
wortlich, was in seiner Verwaltung passiert. Da er aber weder in allen
Bereichen kompetent sein kann, noch die Zeit hat, alles selbst zu er-
ledigen, ist eine Verwaltung arbeitsteilig aufgebaut. Je nach Größe der
Kommune und abhängig von ihrem Status als kreisfrei oder kreisan-
gehörig unterscheidet sich das Aufgabenspektrum und auch die Aus-
stattung mit Personal und finanziellen Ressourcen.

Der Bürgermeister hat in folgenden Bereichen in allen Ländern nicht
durch den Rat entziehbare Kompetenzen bei der Leitung der Verwal-
tung (Wissmann/Wissmann 2010, 5 f.):
– Organisation der Verwaltung und der Geschäftsverteilung,
– Personalentscheidungen bis zu einer bestimmten Höhe in der Hie-

rarchie,
– Erledigung der Geschäfte der laufenden Verwaltung,

Abbildung 20: Durchschnittliche Anteile der Arbeitszeit für verschiedene Tätigkeiten im
Ländervergleich BW und NRW. Quelle: Gehne/Holtkamp 2005, 121.
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– Entscheidung über Auftragsangelegenheiten.

Diese Kompetenzen können aber erweitert werden, indem der Rat
weitere Aufgaben auf den Bürgermeister überträgt, die er dann in des-
sen Auftrag ausführt. Der Rat kann beispielsweise weitere Personal-
entscheidungen auf den Bürgermeister übertragen und ihm damit
mehr Einfluss auf die Auswahl von Führungskräften in seiner Verwal-
tung geben.

Der Bürgermeister ist außerdem Dienstvorgesetzter der Dezernenten,
Beamten, Angestellten und Arbeiter der Kommune.

Seine Macht, also die Handlungsspielräume und Entscheidungskom-
petenzen bei der Leitung der Verwaltung, hat aber auch ihre Grenzen.
Zum einen muss er sich natürlich an das geltende Recht halten, was
auch von der kommunalen Aufsichtsbehörde (Bezirksregierung und
Landesregierung) kontrolliert wird. Eine Schätzung geht davon aus,
dass 80–85% der Tätigkeiten einer Kommune in irgendeiner Form
durch Gesetzgebung der EU, des Bundes oder des Landes oder durch
Richtlinien, Erlasse und Verfügungen der Aufsichtsbehörden festge-
legt ist (Schäfer 2011, 41). Das betrifft vor allem die Auftragsangele-
genheiten und pflichtigen Selbstverwaltungsangelegenheiten, bei
deren Ausführung der kommunale Spielraum gering bis gar nicht vor-
handen ist (→ Kapitel 2). Zum anderen muss der Bürgermeister seine
Macht mit dem Rat teilen, der das andere Hauptorgan der Gemeinde-
verwaltung ist. Er muss die Beschlüsse des Rates und seiner Aus-
schüsse vorbereiten und ausführen, kann diese aber auch in Inhalt
und Zielrichtung beeinflussen. Außerdem haben Bürgerinnen und
Bürger, Vereine, Verbände und weitere Interessengruppen und auch
die lokale Wirtschaft bestimmte Erwartungen an ihn. Die besondere
Herausforderung für einen Bürgermeister liegt nun darin, in diesem
sehr beschränkt wirkenden Aufgabenfeld die Bereiche zu finden oder
zu definieren, in denen er Handlungsspielräume hat, die er zum Wohl
der Gemeinde nutzen und sich selbst profilieren kann. Beispiele dafür
werden in Kapitel 6 vorgestellt.

Abbildung 21 zeigt den fiktiven Aufbau der Kommunalverwaltung ei-
ner kreisangehörigen Stadt mittlerer Größe. Der Bürgermeister ist Lei-
ter der Verwaltung. Er hat in dieser Funktion einen Allgemeinen
Vertreter, in diesem Fall der Kämmerer, der auch Leiter des Dezerna-
tes 2 ist. Er vertritt den Bürgermeister als Leiter der Verwaltung, wenn
dieser im Urlaub oder krank ist.

Aufbau einer
Stadtver-
waltung
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Darüber hinaus gibt es in diesem Beispiel zwei weitere Dezernate: De-
zernat 3 umfasst die Bereiche Bauen und Stadtentwicklung sowie das
Ordnungsamt und die Themen Abfall und Umwelt. Das Dezernat 4 ist
zuständig für Bildung im weiteren Sinne, Soziales, Kultur und Sport.
Auch der Bürgerservice ist dort angesiedelt.

Die Regelungen zur Anzahl der Dezernate sind in den Ländern unter-
schiedlich. Meistens muss es ab einer bestimmten Gemeindegröße
mindestens einen Kämmerer geben, auf weitere Regelungen kann an
dieser Stelle nicht eingegangen werden. Die Dezernenten leiten ihren
Arbeitsbereich eigenständig in Abstimmung mit dem Bürgermeister.
Zu diesem Zweck gibt es regelmäßige Sitzungen der Dezernenten mit
dem Bürgermeister, in denen laufende Vorgänge besprochen und Auf-
gaben verteilt werden. Diese Form der kollegialen Verwaltungsfüh-
rung ist in einigen Ländern stärker in der Kommunalverfassung
verankert als in anderen (→Übersicht 2 Anhang). In Niedersachsen
und Rheinland-Pfalz bilden Bürgermeister und Dezernenten ein Ver-
waltungsorgan, der Bürgermeister hat aber weiterhin ein beschränktes
Weisungsrecht gegenüber den Dezernenten. In Hessen dagegen ist der
Bürgermeister Vorsitzender des kollegialen Führungsgremiums (Ma-

Abbildung 21: Fiktiver Organisationsplan einer mittelgroßen, kreisangehörigen
Kommune
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gistrat) ohne besonderes Weisungsrecht gegenüber den Dezernenten.
Der Magistrat entscheidet mit Mehrheit. Nur bei Stimmengleichheit
ist die Stimme des Bürgermeisters ausschlaggebend. Auch aufgrund
dieser Konstruktion wird das Machtpotential des Bürgermeisters in
Hessen geringer eingeschätzt als beispielsweise in Baden-Württem-
berg, wo der Bürgermeister gegenüber den Dezernenten ein unbe-
schränktes Weisungsrecht hat und es keine in der Kommunalverfas-
sung festgeschriebene kollegiale Verwaltungsführung gibt (→ Kapi-
tel 2).

Die Dezernenten, die mit ihm zusammen gewissermaßen die kom-
munale Regierung bilden, kann sich ein Bürgermeister nicht alleine
aussuchen. An dieser Stelle endet in allen Kommunalverfassungen
seine Personalkompetenz. Dezernenten werden vom Rat gewählt,
der auch in der Regel in Abstimmung mit dem Bürgermeister deren
Geschäftsbereiche festlegt. Das kann aber zu Konflikten zwischen Rat
und Bürgermeister führen. Natürlich liegt es sehr im Interesse des
Bürgermeisters, wer welche Leitungsaufgaben in der Kommunalver-
waltung erledigt. Die Ratsmehrheit kann aber insoweit andere Vor-
stellungen haben, vor allem wenn sie nicht von der Partei des
Bürgermeisters gestellt wird (vgl. Winkel 2011, 119).

Der Bürgermeister leitet in unserer fiktiven Stadt selbst das Dezernat 1
(Zentrale Dienste), dem das Büro des Bürgermeisters zugeordnet ist.
Das hat zur Folge, dass er jeden Tag Akten studieren, Vorgänge bewer-
ten und Entscheidungen treffen muss.

Das liegt im Rahmen seiner Zuständigkeit für die Geschäfte der lau-
fenden Verwaltung. Das bedeutet aber nicht, dass ein Bürgermeister
sich als „Obersachbearbeiter“ ständig in jeden Verwaltungsvorgang
einmischen sollte, der in einer Kommune anfällt. Nicht jede Gewer-
beanmeldung oder Baugenehmigung muss vom Bürgermeister per-
sönlich bearbeitet werden. Das geht weder aus Sicht seiner
Arbeitsbelastung, noch aus fachlicher Perspektive gut, denn für spe-
zielle Verwaltungsvorgänge muss auch entsprechend geschultes Per-
sonal eingesetzt werden und nicht jeder Bürgermeister ist – wie
bereits ausgeführt – Verwaltungsfachmann (→ Kapitel 4). Trotzdem ist
er im Rahmen seiner Funktion als Leiter der Kommunalverwaltung
letztendlich verantwortlich für die ordnungsgemäße Durchführung
von Verwaltungsvorgängen. Daher kann es in bestimmten Fällen not-
wendig sein, sich mit Vorgängen selbst zu beschäftigen, sei es, wenn
ein besonders wichtiges Projekt für die Kommune ansteht (z.B. eine
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neue Gewerbeansiedelung mit vielen Arbeitsplätzen), oder wenn z.B.
durch Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern der Eindruck ent-
steht, dass in einem Bereich der Verwaltung Vorgänge verschleppt
oder falsch bearbeitet werden. Das sind aber Ausnahmen, in denen
der Bürgermeister als Leiter der Verwaltung gefordert ist. Der Alltag
wird eher von Arbeitsteilung, Delegation und Vertrauen in die Fähig-
keiten von Mitarbeitern geprägt.

Zu den in den letzten Jahren neu hinzu gekommenen Aufgaben von
Bürgermeistern zählt auch die Mitgliedschaft in Aufsichtsräten von
rechtlich selbstständigen Eigen- und Beteiligungsgesellschaften einer
Kommune. In den Bereichen öffentlicher Personennahverkehr, Woh-
nungsbau, Energiewirtschaft oder Abfallentsorgung oder bei einigen
kommunalen Einrichtungen wie Krankenhäusern, Theatern oder
Schwimmbädern wurden in letzter Zeit zunehmend frühere Verwal-
tungseinheiten in privatrechtliche Organisationsformen umgewan-
delt (z.B. als GmbH). Da diese Ausgliederungen weiterhin ganz oder
zum großen Teil den Kommunen gehören, muss der Bürgermeister
durch Tätigkeit in den Aufsichtsgremien die Interessen der Kommune
vertreten (Wissmann/Wissmann 2010, 128ff.).

Der Bürgermeister kann einen Teil dieser recht umfangreichen Aufga-
ben an die Dezernenten oder andere leitende Mitarbeiter übertragen.
Er hat im Rahmen seiner Organisationskompetenz außerdem das
Recht, sich selbst bestimmte Aufgaben vorzubehalten. Zu seinem De-
zernat in der Beispielkommune gehören weitere Bereiche der Verwal-
tung, die übergreifende Funktionen haben (z.B. Personal und
Organisation) oder die für das Amt des Bürgermeisters besonders
wichtig sein können (z.B. Wirtschaftsförderung, Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit oder Bürgerschaftliches Engagement). Wenn der Bür-
germeister in diesem Maße selbst Verwaltungsaufgaben übernimmt,
muss er auch selbst Verwaltungserfahrung haben. Der Bürgermeister
hat zu seiner persönlichen Unterstützung in der Regel mindestens ein
Sekretariat, in größeren Kommunen darüber hinaus weitere persönli-
che Mitarbeiter, die ihm zu bestimmten Themen zuarbeiten.

Die lokale Wirtschaft ist in verschiedener Hinsicht sehr wichtig für
eine Kommune (vgl. Nassmacher/Nassmacher 2008, 288ff.). Die in ei-
nem Ort ansässigen produzierenden Unternehmen, Handwerker,
Dienstleistungsfirmen, Einzelhändler etc. bieten Arbeitsplätze und
tragen durch ihre Gewerbesteuerzahlungen erheblich zum kommuna-
len Haushalt bei. Kommunale Wirtschaftspolitik hat daher zum einen
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die Pflege des örtlichen Bestands an Unternehmen zum Ziel, zum an-
deren versucht sie durch Flächenausweisung und im Rahmen der
Möglichkeiten durch Subventionen Betriebe zur Ansiedelung zu ge-
winnen. Die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel sind dabei
begrenzt, vor allem dann, wenn eine Kommune ohnehin schon Haus-
haltsprobleme hat. Unterstützt werden Kommunen dabei häufig
durch besondere Förderprogramme von Land oder EU. Zunehmend
wichtiger wird auch vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels die Sicherung einer wohnortnahen Versorgung mit Dienstleistun-
gen und Waren des täglichen Bedarfes im Sinne des Erhalts der
Lebensqualität der Kommune als Wohnort. Der Bürgermeister als Lei-
ter der Verwaltung und Repräsentant der Kommune ist Ansprechpart-
ner und „oberster Wirtschaftsförderer“ seiner Kommune. Die lokale
Wirtschaft erwartet von ihm die Schaffung eines möglichst investiti-
onsfördernden Klimas und eine effiziente Abwicklung der sie betref-
fenden Verwaltungsvorgänge, z.B. bei Baugenehmigungen.

Gleichzeitig ist der Bürgermeister aber auch dafür zuständig, die Ein-
haltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen zu überwachen und
weitere Interessen zu berücksichtigen, die mit den Wünschen der
Wirtschaft in Konflikt stehen könnten. So sollten beispielsweise bei
einer Gewerbeansiedlung Umweltschutzauflagen eingehalten werden
und möglichst nicht die Wohnqualität der Anwohner durch Lärm, Ab-
gase o.Ä. beeinträchtigt werden. Hier ist der Bürgermeister auch als
Moderator verschiedener Interessengruppen gefragt.

Die Rolle als „oberster Wirtschaftsförderer“ hat aber auch eine Schat-
tenseite. Der Vorwurf der Bestechlichkeit steht bei Kritikern schnell
im Raum, wenn dem Bürgermeister nachgesagt werden kann, er habe
sich von möglichen Investoren zum Essen oder auf Reisen einladen
lassen, oder sonst irgendwelche persönlichen Vorteile aus seiner Tä-
tigkeit geschöpft. Es gibt mittlerweile sehr detaillierte rechtliche Re-
gelungen im öffentlichen Dienst, bis zu welcher Höhe Geschenke
angenommen werden dürfen, oder sonstige Vergünstigungen erlaubt
sind (Wissmann/Wissman 2010, 56). Notwendig ist aber auch ein Ge-
fühl dafür, was man tut und was man lieber lässt, ohne dass dabei je-
des Mal im Gesetzbuch nachgeschlagen werden muss.

Die Tätigkeit eines Bürgermeisters endet nicht an den Stadtgrenzen.
Er ist auch der Außenminister seiner Kommune. Gerade in kreisange-
hörigen Kommunen muss der Bürgermeister auch auf der Ebene des
Kreises präsent sein und sich für die Interessen seiner Kommune ein-
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setzen. Außerdem ergibt sich regelmäßig die Notwendigkeit, Gesprä-
che mit den Aufsichtsbehörden (z.B. Bezirksregierung) zu führen
oder beispielsweise im Rahmen von besonderen Projekten (z.B. Kri-
minalitätsprävention, Städtebauförderung, Bildungspolitik) mit Lan-
desministerien und anderen Behörden zu verhandeln. Andere
engagieren sich in fachlichen regionalen Zusammenschlüssen, bei-
spielsweise zur Förderung kommunaler Familienpolitik, im Städte-
und Gemeindebund, in kommunalpolitischen Arbeitskreisen ihrer
Partei oder auch in Berufsverbänden für Bürgermeister.

Beispiel:
Deutsche Fußballnationalmannschaft der Bürgermeister

Wer wurde 2008 Fußball-Europameister?

Nicht Spanien, sondern Deutschland! Zumindest bei den Bürgermeis-
tern. Im Rahmen der Fußball-Europameisterschaft 2008 in Österreich
und der Schweiz wurde erstmals ein Fußballturnier von Bürgermeis-
ter-Mannschaften aus ganz Europa durchgeführt. Die deutsche Fuß-
ballnationalmannschaft der Bürgermeister konnte sich im Finale in
St. Johann i.Pongau mit 3:0 gegen ihre italienischen Kollegen durch-
setzen.

Seitdem nimmt das Team regelmäßig an Reisen zu Turnieren teil und
nutzt den Fußball, um mit Amtskollegen aus anderen Ländern in Kon-
takt zu treten und Erfahrungen auszutauschen und so zur Völkerver-
ständigung beizutragen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist das soziale Engagement. Die kicken-
den Bürgermeister sammeln Spenden u.a. für die SOS-Kinderdörfer.
Teamchef mit A-Trainer-Lizenz ist der Bürgermeister von Neuenburg
am Rhein, Joachim Schuster. Das Team besteht zurzeit aus 21 Spielern
aus acht Ländern in Deutschland.11

Auch dieses Engagement kostet Zeit und Aufmerksamkeit. Diese Tä-
tigkeiten im Rahmen der Außenvertretung sind Teil der sog. Reprä-
sentationsfunktion des Bürgermeisters. Die Repräsentation nach
innen wird in den folgenden Abschnitten thematisiert.

Ein Bürgermeister hat zwar keinen Vorgesetzten, der ihm Anweisun-
gen erteilen kann. Als (Wahl-)Beamter hat er aber einen Dienstherren;
das ist die Kommune, in der er gewählt worden ist. Die Funktion des

11 Quelle: http://www.dfnb-online.de/ (18.9.2012).
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Dienstvorgesetzten übt in einigen Ländern der Rat aus, in anderen
(von Ausnahmen abgesehen) die Aufsichtsbehörde (Wissmann/Wiss-
mann 2010, 25ff.). Die Amtsführung des Bürgermeisters wird durch
den Rat kontrolliert. Der Bürgermeister berichtet regelmäßig über Ver-
waltungsangelegenheiten und die Fortschritte bei der Erledigung von
Aufträgen und Beschlüssen des Rates durch die Verwaltung. Der Bür-
germeister ist in einigen Kommunalverfassungen auch verpflichtet,
einzelnen Ratsmitgliedern auf Verlangen Auskunft zu erteilen oder zu
einzelnen Tagesordnungspunkten der Ratssitzung Stellung zu neh-
men (z.B. § 55 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen). Zu den Kon-
trollrechten des Rates gehört weiterhin das Recht auf Akteneinsicht.
Falls bei der Ratsmehrheit der Eindruck entsteht, dass der Bürger-
meister bestimmte Beschlüsse des Rates nicht umgesetzt hat, kann
dieser zum Handeln aufgefordert werden. Wenn darüber hinaus das
Vertrauensverhältnis des Rates zum Bürgermeister nachhaltig gestört
sein sollte, kann der Rat nach bestimmten Regeln ein Verfahren zur
Abwahl des Bürgermeisters durch die Bürgerschaft initiieren (→ Ka-
pitel 3).

Die Aufsichtsbehörden haben je nach Art einer kommunalen Aufgabe
die Rechtsaufsicht (pflichtige und freiwillige Selbstverwaltungsauf-
gaben) oder auch die Rechts- und Fachaufsicht (Auftragsangelegen-
heiten). Falls es zu Beanstandungen kommt, ist der Bürgermeister als
Leiter der Verwaltung gegenüber der Aufsichtsbehörde verantwort-
lich für die Beseitigung der Mängel. Besonders deutlich wird die Rolle
der Aufsichtsbehörden im Zusammenhang mit kommunalen Haus-
haltsproblemen und dem Nothaushaltsrecht. Da die Aufsichtsbehör-
de den kommunalen Haushalt genehmigen muss, kann sie insbeson-
dere im Nothaushaltsrecht durch gezielte Hinweise Einfluss auf die
kommunalen Ausgaben geben (Holtkamp 2011, 15) und damit die
Handlungsmöglichkeiten der Kommune einschränken.

5.3 Bürgermeister und Bürgerinnen und Bürger

Der Bürgermeister ist die Gallionsfigur der kommunalen Selbstver-
waltung. Er ist in der Regel die bekannteste Person in der Kommunal-
politik und aufgrund seines Amtes natürlich der erste Ansprechpart-
ner für die Bürgerschaft. Er verdankt der Bürgerschaft nicht nur durch
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die Direktwahl sein Amt und seine Macht, da auch in der Kommune
„alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht“ (Art. 20 Grundgesetz). Der Bür-
germeister ist auch als Leiter der Verwaltung Ansprechpartner der
Bürgerinnen und Bürger, wenn diese ein Anliegen haben. Nachdem
Bürgermeister ihre Wahl gewonnen haben und ins Amt eingeführt
worden sind, geht es den meisten von ihnen nicht mehr ausschließ-
lich darum, ihre eigene Wählerklientel zufriedenzustellen, sondern
sie sehen sich als Bürgermeister für alle Bürgerinnen und Bürger.

Bürgerinnen und Bürger erwarten von „ihrem“ Bürgermeister, dass er
bestimmte persönliche Eigenschaften mitbringt. In Befragungen sind
dies in der Regel Glaubwürdigkeit, Bürgernähe, Verwaltungskompe-
tenz, Führungsfähigkeit, Ortsverbundenheit und Parteinähe bzw.
-distanz. Gewichtung und Bedeutung dieser Eigenschaften kann von
Ort zu Ort, ja von Bürger zu Bürger unterschiedlich ausfallen. So
hängt beispielsweise die Bedeutung der Parteibindung stark von der
Einstellung der Bürgerinnen und Bürger zur Bedeutung von Parteien
in einer Kommune ab. Darauf wurde bereits im Zusammenhang mit
den Eigenschaften von Bürgermeisterkandidaten eingegangen (→ Ka-
pitel 3).

Die Bürgerinnen und Bürger begegnen dem Bürgermeister im Alltag in
unterschiedlichen Rollen (vgl. Bogumil/Holtkamp/Schwarz 2003):
– als Kunde im Rahmen der Inanspruchnahme von Dienstleistungen

der Verwaltung,
– als Auftraggeber/Souverän, wenn es um Legitimation durch Wah-

len geht,
– als Mitgestalter im Bereich von Bürgerbeteiligung und Zivilgesell-

schaft.

Je nachdem, in welche Rolle ein Bürger gerade schlüpft, unterschei-
den sich auch die Erwartungen, die er hat. Der Bürger als Kunde der
Stadtverwaltung erwartet eine effiziente, kostengünstige und dienst-
leistungsorientierte Erledigung von Verwaltungsvorgängen. Als Auf-
traggeber und Mitgestalter von Kommunalpolitik erwarten Bürger,
dass sie über wichtige Vorgänge in Kommunalpolitik und -verwaltung
informiert werden und ihre Interessen von Rat und Bürgermeister
auch zwischen den Wahlen berücksichtigt werden.

Für den Bürgermeister gilt es bei der Erfüllung dieser unterschiedli-
chen Erwartungen jedoch zwei Grundprobleme zu lösen:

Erwartungen
der Bürger-
schaft
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1. Kann eine Person wirklich alle Eigenschaften haben, die man
braucht, um all diese Erwartungen zu erfüllen?

2. Sind diese Erwartungen nicht außerdem in sich widersprüchlich?

Niemand ist perfekt – auch die Bürgermeister nicht. Ein Verwaltungs-
profi, der in kürzester Zeit den höchsten Aktenberg erklimmt, fühlt
sich manchmal unwohl, wenn es darum geht, Menschen für sich ein-
zunehmen. Der Typ Schützenkönig dagegen, der problemlos im Mit-
telpunkt jeder Veranstaltung steht, sobald er den Raum betritt,
schwächelt, wenn es darum geht, das harte Brot der Formulare und
Paragrafen zu kauen (vgl. Schäfer 2011, 48).

In seltenen Fällen kann man den Eindruck haben, dass die Bürgerin-
nen und Bürger den idealen Bürgermeister gewählt haben, der alle Er-
wartungen erfüllen kann. Der Normalfall ist aber eher, dass ein
Amtsinhaber Stärken und Schwächen hat. Das ist ja auch nicht weiter
schlimm, wenn er sich dessen bewusst ist, auf seine Stärken baut und
sich Unterstützung in Bereichen besorgt, die eher zu seinen Schwä-
chen gehören. Auch lässt sich manches im Laufe einer Amtszeit ler-
nen, z.B. wie man regelmäßigen Kontakt zu den Bürgerinnen und
Bürgern hält. Unbedingt vermieden werden muss aber der Eindruck,
dass ein Bürgermeister abgehoben ist und zu den eigenen Bürgerinnen
und Bürgern auf Distanz geht.

Die Widersprüchlichkeit der Erwartung lässt sich weniger leicht auf-
lösen. Die Bürgerschaft wünscht sich einen Bürgermeister, der bürger-
nah und nicht abgehoben ist, der zugänglich und offen ist für alle
Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig soll ein Bürgermeister ein Vor-
bild sein, Führungsqualitäten und fachliche Kompetenz haben und
die richtigen Entscheidungen treffen, notfalls auch gegen Widerstand
von Rat, Parteien und Interessengruppen. Jemand muss in Konfliktsi-
tuationen entscheiden, denn es ist ja auch praktisch unmöglich, es al-
len Interessenguppen recht zu machen. Nur dann sollte der
Bürgermeister den Betroffenen die Gründe für seine Entscheidungen
erläutern.

Der Wunsch nach Nähe und die Erwartung von (professioneller) Dis-
tanz und Führung sind gleichzeitig schwer zu erfüllen. Eher besteht
die Gefahr, dass der zu bürgernahe Bürgermeister bei Vernachlässi-
gung seiner Führungsrolle zum netten „Grüß-Gott-Bürgermeister“
wird und der entscheidungsstarke Amtsinhaber zum „beratungsresis-
tenten Einzelkämpfer“ (Kern 2008, 357). Dieser Widerspruch kann
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wahrscheinlich nicht ganz aufgelöst werden, zwei weitere Eigen-
schaften können aber beim Ausgleich der widersprüchlichen Erwar-
tungen helfen:
– Offenheit im Sinne des Erhalts der Zugänglichkeit für Personen,

aber auch für andere Argumente in der Sache. Auch wenn eine Ent-
scheidung letztlich vom Bürgermeister getroffen werden muss,
sollte das mit zunehmender Amtserfahrung nicht dazu führen,
dass alle anderen Meinungen und Argumente nicht mehr wahrge-
nommen werden. Um das Spektrum der Argumente zu erweitern,
das in die Entscheidungsfindung einfließt, kann ein Bürgermeister
ganz bewusst Verfahren der Bürgerbeteiligung einsetzen (s.u.).

– Glaubwürdigkeit im Sinne des Satzes „Sagen was man tut und tun
was man sagt“ (Johannes Rau). Das bedeutet, der eigenen Haltung
in Worten und Taten gerecht zu werden. Das funktioniert aber nur,
wenn ein Bürgermeister präsent ist und mit den Bürgerinnen und
Bürgern kommuniziert. Welche Mittel er dazu nutzen kann, wird
im nächsten Abschnitt erläutert.

Es gibt für den Bürgermeister mehrere Wege, Kontakt zu den Einwoh-
nern zu suchen und mit ihnen im Gespräch zu bleiben.

Erstens muss ein Bürgermeister sich zeigen, so oft es geht. Das kann er
im Rahmen seiner Repräsentationsfunktion in der Kommune auch
tun. Ein Bürgermeister erhält eine Vielzahl von Einladungen zu Ver-
anstaltungen von Vereinen und Verbänden und anderen Akteuren, zu
Festen in der Kleingartenanlage und des Sportvereins, zur Eröffnung
des Weihnachtsmarktes im Altenstift usw. Er sollte möglichst viele
dieser Einladungen selbst wahrnehmen, denn dann hat ein Bürger-
meister die Möglichkeit, Präsenz zu zeigen. Wenn er anwesend ist, er-
gibt sich auch immer die Möglichkeit, mit ihm zu sprechen und „auf
dem kurzen Dienstweg“ Anliegen, Fragen und Probleme zu formulie-
ren. Gleichzeitig wird mit einem Erscheinen des Bürgermeisters der
Anlass aufgewertet, was wiederum dem Veranstalter schmeichelt und
dem Bürgermeister Sympathiepunkte einbringen kann. In der Regel
wird dann auch in den lokalen Medien darüber berichtet, sodass auch
Einwohner, die nicht anwesend waren, von einem Termin des Bürger-
meisters erfahren. Außerdem gibt es in vielen Kommunen die Tradi-
tion, dass der Bürgermeister – wie im fiktiven Tagesablauf – Jubilaren
ab einem bestimmten Alter zum Geburtstag gratuliert. Auch diese Ter-
mine zeigen, dass er sich persönlich verantwortlich fühlt. Hier wirkt
sich der Vorteil der größeren räumlichen und sozialen Nähe in der
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Kommunalpolitik aus (Andersen 1998, 17). Ein Bürgermeister hat
eher die Möglichkeit, mit sehr vielen Bürgerinnen und Bürgern seiner
Kommune in direkten Kontakt zu treten, als beispielsweise ein Bun-
destagsabgeordneter. Zur Nutzung dieser Kontaktmöglichkeiten der
Repräsentationsfunktion ist ein effizientes Terminmanagement uner-
lässlich. Dazu gehört auch die freundliche, aber verbindliche Absage.
Außerdem muss der Bürgermeister entscheiden, ob er den Termin
selbst wahrnehmen kann und will oder ob einer seiner Vertreter er-
scheinen kann.

Der Bürgermeister kann außerdem selbst zu Veranstaltungen inner-
halb und außerhalb des Rathauses einladen. Termine wie „Bürger-
meister vor Ort“, Spaziergänge oder Radtouren in bestimmten
Ortsteilen mit verschieden Zielgruppen signalisieren auch Offenheit
und Interesse. Gerade wenn eine Kommune einen große Fläche hat
und aus verschiedenen, relativ unabhängigen Ortsteilen besteht, ist es
wichtig, dass sich der Bürgermeister auch überall sehen lässt.

Zweitens sollte ein Bürgermeister eigene Kommunikationskanäle zu
den Bürgerinnen und Bürgern aufbauen und diese rege nutzen. Dazu
gibt es verschiedene Möglichkeiten.

Der Klassiker ist die Bürgersprechstunde. Es gibt nahezu keinen Bür-
germeister, der nicht einen regelmäßigen Gesprächstermin anbietet,
an dem die Einwohner zu ihm ins Rathaus kommen können, sei es mit
oder ohne Anmeldung. Es ist relativ wenig darüber bekannt, wie in-
tensiv Bürgerinnen und Bürger die Bürgersprechstunden nutzen. Das
Ausmaß der Nutzung allein ist aber nicht der Ausschlag gebende
Punkt. Allein mit dem Angebot einer regelmäßigen Sprechstunde sig-
nalisiert der Bürgermeister, dass er ansprechbar ist. Weiterhin ist es
sehr wichtig, dass ein Besuch in der Sprechstunde nicht folgenlos
bleibt. Wenn ein Bürger eine Frage stellt, ein Problem hat oder ein
sonstiges Anliegen formuliert, muss der Bürgermeister zusagen, dass
er sich darum kümmert. Nicht unbedingt, dass er das Problem lösen
kann. Dazu braucht es ein gut organisiertes Beschwerdemanagement.
Falls es möglich ist, sollte auch klar sein, bis wann ein Bürger mit ei-
ner Rückmeldung rechnen kann.

Ähnliches gilt für Angebote wie Beschwerdetelefon, Kummerkasten,
Diskussionsforen oder andere Formen der Nutzung von Social Media
durch den Bürgermeister. Es muss mit einer gewissen Verbindlichkeit
zeitnah eine Reaktion erfolgen, wenn jemand einen der Kommunika-
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tionskanäle nutzt, damit sich Bürgerinnen und Bürger ernst genom-
men fühlen und nicht der Eindruck entsteht, der Bürgermeister sei
abgehoben und würde nicht auf Anfragen antworten.

Eine besondere Bedeutung für jeden Bürgermeister hat die Berichter-
stattung der lokalen Medien, insbesondere der lokalen Tageszeitun-
gen. Auch wenn es vor allem in größeren Kommunen Lokalradios gibt
und das Internet zunehmend an Bedeutung gewinnt, ist die Zeitung,
die morgens im Briefkasten landet, immer noch das lokale Leitmedi-
um (Nassmacher/Nassmacher 2008, 217). Zunehmend ergänzen die
lokalen Tageszeitungen ihr Angebot durch eigene Internetseiten, auf
denen journalistische Inhalte der Druckausgabe „crossmedial“ zu-
sätzlich angeboten werden (Kretzschmar/Möhring/Timmermann
2009, 78). Der Bürgermeister hat natürlich ein Interesse daran, dass
über seine Aktivitäten berichtet wird, möglichst „mit Bild“. Wie
schon im Zusammenhang mit den Vorteilen des Amtsinhabers im
Wahlkampf erläutert (→ Kapitel 3), verdankt er seinen hohen Be-
kanntheitsgrad in großem Maße seiner Präsenz in den Medien, je grö-
ßer die Kommune, desto mehr. Daher versorgt ein Bürgermeister, bzw.
falls vorhanden, seine Pressestelle, die Lokaljournalisten regelmäßig
mit Pressemitteilungen und Einladungen zu Veranstaltungen. Von be-
sonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang aber auch der per-
sönliche Kontakt des Bürgermeisters zu Lokaljournalisten, denen
beispielsweise in Hintergrundgesprächen die Gründe für bestimmte
Entscheidungen erläutert werden können (Söhngen 2011, 429).

Obwohl die Aktivitäten des Bürgermeisters aufgrund seines Amtes für
die lokalen Medien berichtenswert sind, sollte sich ein Amtsinhaber
bewusst sein, dass Journalisten sich nicht als ausgelagerte Pressestelle
des Ratshauses begreifen, auch wenn manchmal dieser Eindruck ent-
stehen mag. Außerdem versuchen auch andere Akteure, über die lo-
kalen Medien die öffentliche Meinung zu beeinflussen. Gerade wenn
es um Konflikte geht, bekommen sie auch Aufmerksamkeit. Auch
wenn in etwa 60% der Kreise und Städte nur eine Zeitung mit Nach-
richten aus dem Ort erscheint (Kretzschmar/Möhring/Timmermann
2009, 75), begleiten Journalisten dieser „Monopolzeitungen“ einen
Bürgermeister bei seiner Arbeit mit einem kritischen Blick. Die Bür-
germeister in der Bürgermeisterbefragung sehen aber die Berichter-
stattung der lokalen Medien als fördernden Faktor für ihre Arbeit an,
66% gaben an, dass sie in ihrer Kommune eine ausgewogene Bericht-
erstattung bzw. „gute Presse“ hätten (55% „stark“, 11% „sehr stark“).

Bürgermeister
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Nur 12% sahen „schlechte Presse“ als Einschränkung ihrer Arbeit
(10% „stark“, 2% „sehr stark – siehe Bertelsmann Stiftung 2008,
49f.).

Neben der Beteiligung an Wahlen und Formen der direkten Demokra-
tie (s.u.) gibt es noch vielfältige weitere Möglichkeiten, Bürgerinnen
und Bürger an Planungs- und Entscheidungsprozessen in der Kom-
munalpolitik zu beteiligen. Zum Teil sind Beteiligungsverfahren ge-
setzlich vorgeschrieben (z.B. bei Planfeststellungsverfahren). In
diesem Zusammenhang interessanter sind aber Verfahren, die nicht
gesetzlich vorgeschrieben sind, da kommunale Akteure bei diesen er-
heblich mehr Gestaltungsspielräume haben. Bürgermeister können
als Initiatoren von Bürgerbeteiligung auftreten, wenn sie den Ein-
druck haben, dass bei bestimmten Themen oder Problemen die Ideen
und Interessen der Bürgerschaft unmittelbar einfließen sollten. Die
frühzeitige Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern kann auch da-
bei helfen, im weiteren Verlauf von Projekten Konflikte zu mindern.
Auch Formen der Bürgerbeteiligung kann man nach den Rollen der
Bürgerinnen und Bürger unterscheiden. In der Auftraggeberrolle gibt
es punktuelle und dauerhaft angelegte Verfahren (Bogumil/Holtkamp
2006, 114ff.):
– Punktuelle Beteiligung: Bürgerforen, Zukunftswerkstätten, runde

Tische und ähnliche Formen, bei denen Bürger zur Teilnahme ein-
geladen werden.

– Dauerhafte Formen wie Seniorenbeiräte, Jugendgemeinderäte oder
Beiräte zur Kriminalitätsprävention.

Beteiligung in der Mitgestalterrolle dient nicht nur der Informations-
gewinnung, sondern gleichzeitig geht es auch darum, dass Bürgerin-
nen und Bürger weitere Ressourcen einbringen und bei der
Erbringung von Leistungen tatkräftig mithelfen können. Das kann
dazu beitragen, Kommunen in schwieriger Haushaltslage zu entlas-
ten. Folgende Formen können unterschieden werden:
– Selbstverwaltete Infrastruktur (Schwimmbäder, Sportplätze, Bür-

gerhäuser und Sport- oder Kulturveranstaltungen)
– Selbstorganisation und Selbsthilfe (Selbsthilfegruppen und Initia-

tiven in den Bereichen Gesundheit, Behinderung, Arbeitslosigkeit,
Verbesserung des Wohnumfeldes, Sauberkeit und Sicherheit, Kul-
tur etc.)

Bürger-
beteiligung
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– Förderung individuellen Engagements (Freiwilligenzentren,
Tauschbörsen, Spielplatzpatenschaften, Übernahme von Grünpfle-
gemaßnahmen).

Wenn ein Bürgermeister Bürgerbeteiligung initiiert, sollte er vor allem
auf Transparenz achten und von Anfang an klarstellen, was das Ziel
eines Beteiligungsverfahrens aus seiner Sicht ist. Dazu müssen fünf
Fragen beantwortet werden:
1. Welche Personengruppen werden beteiligt (Anwohner, Eltern, Kin-

der und Jugendliche, usw.)?
2. Was ist das Thema bzw. Problem, das im Zentrum eines Beteili-

gungsverfahrens steht (z.B. Wohnumfeld, Schule oder Kitas, Ju-
gendzentrum, Spielplätze)?

3. Wie lange dauert das Verfahren? Geht es um punktuelle oder dau-
erhafte Beteiligung? Wie hoch ist der Aufwand für die Bürgerinnen
und Bürger (ein Nachmittag Planungswerkstatt, dauerhafte Über-
nahme einer Sportanlage)?

4. Was ist das angestrebte Ergebnis (neue Informationen, Auswahl aus
vorgegebenen Alternativen, Treffen von Entscheidungen)?

5. Wann werden die Ergebnisse von Beteiligungsverfahren umge-
setzt?

Von der Beantwortung dieser Fragen hängt ab, welche und wie viele
Bürger sich beteiligen werden und ob falsche Erwartungen vermieden
werden können. Wenn das Ziel z.B. ist, für die Planung eines Spiel-
platzes die Wünsche von Eltern und Kindern einzuholen, die letztlich
von Planern gewertet, ausgewählt und umgesetzt werden, handelt es
sich in erster Linie um Informationsgewinnung. Die Entscheidung
trifft aber der Planer, der beispielsweise auch die TÜV-Vorschriften
mit einbeziehen und das Projekt im Rahmen eines vorgegebenen Bud-
gets realisieren muss. Daher kann der umgebaute Spielplatz anders
aussehen als die Wünsche der Kinder und Eltern. Wenn aber die Er-
wartung geweckt wurde, die beteiligten Personen würden diese Ent-
scheidungen allein treffen, könnte in diesem Beispiel Frustration
aufkommen.

Dazu kommt noch das Problem, dass nicht alle Bürgerinnen und Bür-
ger immer freundlich und konstruktiv auftreten. Im Gegenteil, in den
meisten Kommunen gibt es „schwierige Bürger“ mit einem Hang zum
Querulantentum, die auch und gerade bei Beteiligungsverfahren auf-
treten und diese oft dominieren. In diesen Fällen ist das diplomati-
sche Geschick des Bürgermeisters gefragt. Er benötigt in solchen
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Situationen auch „ein dickes Fell, ohne allerdings zynisch oder abge-
stumpft zu sein“ (Schäfer 2011, 47). Wenn es häufiger Probleme mit
schwierigen Bürgern gibt, kann es auch hilfreich sein, Beteiligungs-
verfahren von externen Moderatoren begleiten zu lassen, die aufgrund
ihrer Unabhängigkeit dazu beitragen können, dass Verfahren nicht
von einzelnen Akteuren dominiert werden.

In den letzten Jahren entstand zunehmend der Eindruck, dass Anzahl
und Intensität der Auseinandersetzungen zwischen (Wut-) Bürgern
und Politik und Verwaltung zugenommen haben, vor allem bei Groß-
projekten wie dem Ausbau des Frankfurter Flughafens oder des
Hauptbahnhofes in Stuttgart („Stuttgart 21“). In einer Bürgerbefra-
gung der Konrad-Adenauer-Stiftung stimmten im Frühjahr 2011 32%
der Befragten der Aussage voll und ganz zu, dass sie sich engagieren
würden, wenn in ihrer Umgebung ein Großprojekt gebaut werden soll-
te. Weitere 26% der Befragten stimmten der Aussage eher zu.12

Immer häufiger setzten sich Bürgerinnen und Bürger gegen umstritte-
ne Projekte auch mit Mitteln der direkten Demokratie zur Wehr, wenn
eine Angelegenheit in die kommunale Zuständigkeit fällt.

Die Bürgerschaft hat die Möglichkeit, in bestimmten Fällen Sachent-
scheidungen anstelle des Rates zu treffen. Dies geschieht in Form ei-
ner Abstimmung, dem Bürgerentscheid. Das geschieht aber oft nicht
aus heiterem Himmel. Wenn die Bürgerschaft die Initiative ergreift,
hat dies meist eine Vorgeschichte. Der Bürgerentscheid kann sich auf
einen bereits getroffenen Ratsbeschluss beziehen, oder es steht ein
größeres Projekt an, das in nächster Zeit beschlossen werden soll. Oft
haben Projektgegner den Eindruck gewonnen, ihre Interessen seien in
der Planung nicht ausreichend berücksichtigt worden.

Der Bürgermeister befindet sich dann oft in einer schwierigen Lage.
Entweder hat in solchen Fällen sein „Vorwarnsystem“ nicht funktio-
niert, da er nicht mitbekommen hat, dass er einen erheblichen Teil der
Bürgerschaft bei einem Projekt nicht überzeugen konnte. Oder die
Bürgerschaft opponiert gegen Beschlüsse des Rates, die der Bürger-
meister auch nicht mitträgt. Das kann ihm zwar Sympathiepunkte bei
der Bürgerschaft einbringen, wenn er einen Bürgerentscheid unter-
stützt, unausweichlich führt dies dann aber zu einem Konflikt mit der
Ratsmehrheit.

12 Quelle: http://www.kas.de/wf/de/33.21998/ (18.9.2012).

Direkte
Demokratie:

Bürgerbegeh-
ren und Bür-
gerentscheid

http://www.kas.de/wf/de/33.21998/
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Die Initiative zum Bürgerentscheid kann zum einen von den Bürge-
rinnen und Bürgern selbst ausgehen (Bürgerbegehren). Zur Bekräfti-
gung des Anliegens müssen sie eine bestimmte Anzahl von
Unterschriften von wahlberechtigten Einwohnern sammeln, um das
gesetzlich vorgeschriebene Quorum zu erfüllen (vgl. Kost 2010, 394).
Das Quorum richtet sich nach der Gemeindegröße, so sind dies in
Nordrhein-Westfalen in Gemeinden bis 10.000 Einwohnern 10% der
Wahlberechtigten, in Großstädten über 500.000 Einwohnern nur 3%
der Wahlberechtigten (§ 26 Absatz 4 der Gemeindeordnung Nord-
rhein-Westfalen), die ein Begehren mit Unterschrift unterstützen
müssen. Diese Unterschriften werden von der Stadtverwaltung ge-
prüft. Außerdem wird auch überprüft, ob das Bürgerbegehren zulässig
ist, denn nicht zu jedem Sachthema dürfen Bürgerentscheide abgehal-
ten werden. Ausgeschlossen sind beispielsweise in Nordrhein-West-
falen Bürgerentscheide zur inneren Organisation der Gemeindever-
waltung oder zum kommunalen Haushalt (§ 26 Absatz 5 der
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen). Der Rat beschließt, ob das
Bürgerbegehren zulässig ist und legt einen Termin für die Abstim-
mung fest. Die Bürgerinnen und Bürger haben dann die Möglichkeit,
mit ja oder nein über den Antrag abzustimmen. Stimmt die Mehrheit
dem Antrag zu, ersetzt der Bürgerentscheid einen Ratsbeschluss,
wenn die Mehrheit gleichzeitig einem bestimmten Anteil der Wahl-
berechtigten entspricht (§ 26 Absatz 7 und 8 der Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen). Neben den Bürgerinnen und Bürgern hat auch
der Rat die Möglichkeit, in der Regel mit Zweidrittelmehrheit zu be-
schließen, dass die Bürgerschaft über eine Sachfrage abstimmt. Dann
entfällt das Bürgerbegehren. Der Bürgermeister kann keinen Bürger-
entscheid initiieren. Er muss aber das Ergebnis des Bürgerentscheids
wie einen Ratsbeschluss als Chef der Verwaltung umsetzen, egal ob er
ihn inhaltlich für richtig hält, oder nicht.

Nach einer Erhebung aus dem Jahr 2007 hat es in etwa einem Fünftel
aller Städte und Gemeinden bereits Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide gegeben. Die Häufigkeit der Verfahren nimmt mit der Gemein-
degröße zu. Die häufigsten Themen von Bürgerbegehren und
Bürgerentscheid waren:
– Öffentliche Sozial- und Bildungseinrichtungen (Schulen, Kinder-

gärten, etc.),
– Verkehrsprojekte (Umgehungsstraßen, Fußgängerzonen u.Ä.),
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– Öffentliche Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen (Wasser-
versorgung, Rathausneubau usw.)

– Wirtschaftsprojekte (z.B. Supermärkte, Mobilfunk – siehe Rehmet/
Mittendorf 2008, 20).

Etwa ein Viertel der eingeleiteten Bürgerbegehren endete mit einem
Bürgerentscheid, dessen Antrag angenommen wurde. Gut zehn Pro-
zent der Bürgerbegehren werden vom Rat übernommen, d.h. der Rat
stimmt dem Antrag zu und es muss kein Bürgerentscheid mehr durch-
geführt werden. Etwa 40% der Verfahren scheitert, zum Teil an den
Regeln (z.B. nicht zulässige Themen) oder es wird in der Abstimmung
das Quorum nicht erreicht oder der Antrag erhält keine Mehrheit
(Rehmet/Mittendorf 2008, 22).

Wie auch immer ein solches Verfahren ausgeht, direkte Demokratie
hat Folgen für die Politik in einer Kommune. Diese lassen sich zuge-
spitzt in zwei Szenarien zusammenfassen:
– Positives Szenario: Die Bürgerschaft wird durch das Bürgerbegeh-

ren aktiviert. Es ergibt sich eine Gelegenheit, nach einer besseren
Lösung für eine problematische Sachfrage zu suchen. Der Bürger-
meister kann sein Vorwarnsystem neu justieren („Ich habe verstan-
den!“) und in Zukunft früher auf die Wünsche der Bürgerinnen
und Bürger eingehen. Davon kann er auch bei der nächsten Wahl
profitieren.

– Negatives Szenario: Der Konflikt zwischen Bürgerschaft und Bür-
germeister bzw. Rat weitet sich aus. Es entsteht eine negative Stim-
mung, denn „die da oben“ machen sowieso, was sie wollen. Gerade
wenn ein Bürgerbegehren an den Formalien scheitert, kann das zu
einer nachhaltigen Frustration eines Teils der Bürgerschaft führen
und sich auch auf die Wahlchancen eines Bürgermeisters negativ
auswirken. Allerdings kann sich auch in einer solchen Situation
für einen Bürgermeister die Chance ergeben, Konflikte zu moderie-
ren und wieder für Frieden in der Kommunalpolitik zu sorgen.

Allein die Möglichkeit der Bürgerschaft, einen Bürgerentscheid zu
initiieren, kann erhebliche Wirkung auf den kommunalpolitischen
Entscheidungsprozess haben. Sowohl Rat als auch Bürgermeister
wollen vermeiden, in einer Abstimmung eine Niederlage zu erleiden.
Das kann dazu führen, dass sich Rat und Verwaltung gegenüber den
Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern sensibler verhalten und die
Kompromissbereitschaft bei Planungsprozessen steigt (Bogumil/Holt-
kamp 2006, 113).
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5.4 Bürgermeister, Rat und Parteien

Der Rat ist neben dem Bürgermeister das Hauptorgan der Gemeinde-
verwaltung. Der Rat wird wie der Bürgermeister nach den geltenden
Wahlrechtsgrundsätzen des Grundgesetzes gewählt (→Kapitel 3). Da-
mit haben beide Organe eine gleichwertige Legitimationsgrundlage.
Das Wahlrecht zum Rat ist je nach Land unterschiedlich ausgestaltet,
darauf kann aber hier nicht näher eingegangen werden (vgl. die Über-
sicht bei Nassmacher/Nassmacher 2007, 207f.). Ratsmitglieder sind
ehrenamtlich tätig, sie erhalten für ihre Tätigkeit eine Aufwandsent-
schädigung, deren Höhe in den Ländern unterschiedlich geregelt ist.
Ratsmitglieder sind rechtlich gesehen in ihrer Tätigkeit nicht an Wei-
sungen, Aufträge oder Programme gebunden, sondern nur ihrem Ge-
wissen unterworfen (Ziertman 2011, 73). Gleichzeitig gibt es aber
auch im Rat Fraktionen, d.h. Zusammenschlüsse von Mitgliedern ei-
ner Partei oder mit ähnlicher politischer Grundhaltung. Von diesen
wird auch in der Kommunalpolitik eine gewisse Geschlossenheit er-
wartet, sodass hier ein Spannungsverhältnis zwischen Fraktions-
zwang und Freiheit des Mandates vorliegen kann, ähnlich wie in
Parlamenten auf anderen politischen Ebenen.

Der Rat ist grundsätzlich zuständig für alle Angelegenheiten der ört-
lichen Gemeinschaft (Wissmann/Wissmann 2010, 5). Dieses sehr
weitgehende Recht findet seine Grenzen dort, wo die Kompetenzen
des Bürgermeisters beginnen, die weiter oben schon umrissen wur-
den. Diese Grenzen sind vom Rat gestaltbar, er kann, wie schon er-
wähnt, einen Teil seiner Kompetenzen auf den Bürgermeister
übertragen. Der Rat hat – wie auch der Bürgermeister – Kernkompe-
tenzen, die er nicht übertragen kann. Dazu zählen
– der Erlass von Satzungen,
– die Entscheidung über den Haushalt,
– die Wahl von Dezernenten und
– die Festlegung allgemeiner Grundsätze der Verwaltungsführung.

Welche Angelegenheiten der Rat für wichtig und wesentlich hält, ist
eine politische Entscheidung der Ratsmitglieder (Ziertmann 2011,
68).

Der Rat könnte beispielsweise den Grundsatzbeschluss fassen, dass
die Kommune anstrebt, das Rathaus bis 2020 CO2-neutral zu betrei-
ben. Der Bürgermeister müsste sich dann im Rahmen der Möglichkei-
ten des kommunalen Haushaltes darum bemühen, dieses Ziel zu

Kompetenzen
des Rates
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erreichen und dem Rat regelmäßig über den Fortschritt des Projektes
berichten. Wenn der Bürgermeister aber aus Kostengründen beschlie-
ßen würde, einen Stromanbieter für die Immobilien der Gemeinde zu
wählen, der Energie in erster Linie aus Braunkohle gewinnt, würde er
dem Beschluss dem Wesen nach zuwider handeln. Ein möglicher
Konflikt mit dem Rat wäre dann vorprogrammiert.

Der Bürgermeister hat wiederum eine Kontrollfunktion gegenüber
dem Rat. Er muss in allen Ländern rechtswidrige Beschlüsse des Rates
beanstanden; in einigen Ländern kann er darüber hinaus auch Ent-
scheidungen des Rates widersprechen, wenn er Nachteile für die
Kommune befürchtet (z.B. Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg
und Sachsen, Wissmann/Wissmann 2010, 9).

Da der Rat nicht alle Angelegenheiten in den Ratssitzungen selbst be-
handeln kann, gibt es Ausschüsse, die Entscheidungen vorbereiten
oder Entscheidungen anstelle des Plenums selbst treffen können. Wel-
che Ausschüsse ein Rat bildet und welche Entscheidungskompeten-
zen er überträgt, kann ein Rat weitgehend selbst gestalten. In den
Kommunalverfassungen sind in der Regel nur wenige Ausschüsse
zwingend vorgeschrieben (Haupt-, Finanz, Rechnungsprüfungs- und
Wahlausschuss, Winkel 2011, 110). Der Bürgermeister hat die Aufga-
be, die Entscheidungen des Rates und seiner Ausschüsse vorzuberei-
ten und auszuführen.

Der Rat beschließt durch Abstimmungen. In der Regel gilt dabei die
einfache Mehrheit; andere Mehrheitserfordernisse gibt es beispiels-
weise bei der Initiierung von Ratsbürgerentscheiden (s.o.). Falls eine
Entscheidung besonders schnell getroffen werden muss, beispiels-
weise weil eine Kommune sonst wirtschaftliche Nachteile erleiden
würde, kann der Bürgermeister, in den meisten Ländern unter Betei-
ligung eines weiteren Ratsmitgliedes, anstelle des Rates entscheiden.
Allerdings müssen die Ratsmitglieder davon unmittelbar in Kenntnis
gesetzt und ihnen die Entscheidung in der nächsten Sitzung zur Ge-
nehmigung vorgelegt werden (Winkel 2011, 120).

Der Bürgermeister ist das personelle Bindeglied zwischen Rat und
Verwaltung. Das wird in einigen Ländern noch dadurch unterstri-
chen, dass er Leiter der Verwaltung und Vorsitzender des Rates ist. In
Deutschland gibt es vier Modelle der Gestaltung dieser institutionel-
len Verbindung:

Bürgermeister
als Rats-

vorsitzender
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Verbreitet ist das Modell, in dem Ratsvorsitz und Stimmrecht verbun-
den sind, auf das im Weiteren eingegangen werden soll. Zu den ande-
ren Varianten kann festgehalten werden, dass der Einfluss des
Bürgermeisters auf den Rat geringer ist, wenn er nicht Ratsvorsitzen-
der ist und/oder kein Stimmrecht hat.

Der Bürgermeister ist in den meisten Ländern Mitglied des Rates kraft
seines Amtes und nicht, weil er von den Bürgerinnen und Bürgern in
den Rat gewählt worden wäre (z.B. § 40 Absatz 2 Gemeindeordnung
Nordrhein-Westfalen). Daher hat er auch Stimmrecht. Die Stimme des
Bürgermeisters kann bei Abstimmungen in kleineren Gemeinden mit
relativ wenigen Sitzen im Rat und bei knappen Mehrheitsverhältnis-
sen ausschlaggebend sein. Allerdings darf der Bürgermeister nicht
mitstimmen, wenn es um seine Amtsführung oder Kompetenzen geht,
oder die Kontrollrechte des Rates betroffen sind (vgl. z.B. § 40 Ab-
satz 2 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen).

Der Ratsvorsitz umfasst die organisatorische Tätigkeit im Zusammen-
hang mit den Sitzungen des Rates. Die Regeln sind in der Kommunal-
verfassung festgelegt. Jede Kommune hat zudem eine Geschäftsord-
nung des Rates, in der weitere Einzelheiten in Zusammenhang mit der
Tätigkeit des Rates geregelt sind. Der Ratsvorsitzende hat im Wesent-
lichen folgende Aufgaben (vgl. z.B. §§ 34, 36 und 38 Gemeindeord-
nung Baden-Württemberg):
– Festlegung des Sitzungstermins,
– fristgerechte Einladung zu Sitzungen des Rates,
– Aufstellen der Tagesordnung,
– Zusammenstellung und Versendung der notwendigen Unterlagen,
– Leitung der Sitzung und
– Anfertigung eines Protokolls der Ratssitzung.

Stimmrecht Ratsvorsitz

ja nein

ja Baden-Württemberg, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Sachsen, Thüringen

Brandenburg, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt

nein Saarland Hessen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Schleswig-Holstein

Abbildung 22: Ratsvorsitz und Stimmrecht der hauptamtlichen Bürgermeister in
den Ländern. Quelle: Holtkamp 2008, 103.
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Diese Aufgaben werden vom Bürgermeister in der Regel neutral und
unpolitisch erledigt, bei manchen Aufgaben eröffnen sich aber dem
Bürgermeister durch Handeln oder Unterlassen Möglichkeiten der
Beeinflussung der Ratsarbeit. So können bei der Aufstellung der Ta-
gesordnung Punkte, die im Sinne des Bürgermeisters entschieden
werden sollen, auf die Tagesordnung kommen (Handeln) und The-
men, die der Bürgermeister als nicht entscheidungsreif ansieht, dort
nicht erscheinen (Unterlassen). Außerdem kann er als Sitzungsleiter
auch Diskussionen im Rat ein Stück weit steuern. Je nachdem, wie ein
Bürgermeister die ihm sich eröffnenden Handlungsmöglichkeiten
nutzt, kann die Rolle des Ratsvorsitzenden zu einem Machtzuwachs
führen (Holtkamp 2008, 102).

Idealtypisch lassen sich vier Phasen eines Entscheidungsprozesses
unterscheiden: Initiativphase, Vorbereitungsphase, Entscheidungs-
phase und Ausführungsphase (Nassmacher/Nassmacher 2008, 238).
Diese vier Phasen überlappen sich in realen Entscheidungsprozessen.
Der kommunale Alltag wird außerdem dadurch geprägt, dass eine
Vielzahl von Entscheidungsprozessen zeitgleich ablaufen und sich
zum Teil überschneiden. Das Modell kann aber dazu dienen, knapp zu
skizzieren, an welchen Stellen des Prozesses der Bürgermeister Ent-
scheidungen des Rates beeinflussen kann. Andere Akteure versuchen
dies natürlich ebenso (z.B. Ratsmitglieder, Fraktionen, Verwaltungs-
mitarbeiter, Vereine oder Gruppen von Bürgern).

In der Initiativphase wird von den politischen Akteuren entschie-
den, ob ein Problem überhaupt Thema der Politik wird oder nicht.
Kommunale Interessengruppen versuchen, ihre Themen auf die Ta-
gesordnung des Rates zu hieven. Hier hat der Bürgermeister eine
Schlüsselposition. Als Leiter der Verwaltung kann er seine Mitarbei-
ter anweisen, sich mit bestimmten Problemen zu befassen und für
die Beratung im Rat eine Verwaltungsvorlage zu erarbeiten. Er kann
aber auch, wenn die Initiative vom Rat oder aus der lokalen Öffent-
lichkeit kommt, diese aufgreifen und fördern, bzw. verschleppen, in-
dem er signalisiert, dass die Verwaltungsmitarbeiter andere Aufga-
ben mit Priorität zu behandeln haben.

In der Vorbereitungsphase wird in der Regel in der Verwaltung eine
Vorlage erarbeitet, die zur Entscheidung in den Rat eingebracht wer-
den kann. Da es häufig nicht nur eine Möglichkeit gibt, ein Problem zu
lösen, findet in dieser Phase die Auswahl der passenden Problemlö-
sung statt. Das ist ein wichtiger Schritt, da Alternativen im Weiteren

Verlauf eines
kommunal-
politischen

Entscheidungs-
prozesses
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nicht mehr zur Sprache kommen können. Die Mitglieder des Rates ha-
ben, selbst bei einer guten Ausstattung der Fraktionen in größeren
Kommunen, in der Regel nicht die notwendigen Ressourcen, um
selbst häufig Vorlagen zu erstellen. Dagegen kann der Bürgermeister
seine Kompetenzen als Leiter der Verwaltung einbringen. Je größer je-
doch eine Verwaltung wird, desto weniger kann ein Bürgermeister die
Abläufe im Rathaus ständig kontrollieren, sodass sich insbesondere in
Großstädten auch weitere Vorentscheider als eigenständige Akteure
ins Spiel bringen können. Vorentscheider können Dezernenten, Amts-
leiter, wichtige Fachpolitiker aus dem Rat (z.B. Ausschussvorsitzen-
de) oder Fraktionsvorsitzende sein, die Kontakte in die Verwaltung
nutzen können (Nassmacher/Nassmacher 2008, 238).

In der Entscheidungsphase sind schließlich die Mehrheitsverhältnis-
se im Rat ein ausschlaggebender Faktor. Die Zusammensetzung der
Ausschüsse, in denen Vorlagen beraten werden, bevor sie dem Rat zur
Entscheidung vorgelegt werden, richtet sich ebenfalls nach der Man-
datsverteilung im Rat. Der Bürgermeister kann in seiner Rolle als Rats-
vorsitzender Einfluss darauf nehmen, wann eine Vorlage auf die
Tagesordnung kommt. Der Rat kann aber mit einer je nach Land un-
terschiedlichen Mehrheit seiner Mitglieder erzwingen, dass bestimm-
te Punkte auf die Tagesordnung kommen. Wenn der Bürgermeister
Parteimitglied ist, kann er versuchen, das Abstimmungsverhalten
„seiner“ Fraktion in seinem Sinne zu beeinflussen. Allerdings ist da-
bei zu beachten, dass häufig noch weitere Gruppierungen einbezogen
werden müssen, um eine Mehrheit im Rat zu erreichen. Formale Ko-
alitionen wie in anderen Parlamenten sind auf kommunaler Ebene
eher die Ausnahme. Wenn der Bürgermeister Parteimitglied ist, aber
eine Mehrheit im Rat gegen sich hat, wird es für ihn deutlich schwie-
riger sein, seine Vorlagen durch den Rat zu bringen. Welche Rolle die
Parteibindung des Bürgermeisters im kommunalen Entscheidungs-
prozess spielt, hängt stark davon ab, ob die lokale politische Kultur
konsens- oder konkurrenzorientiert ist (Holtkamp 2008). Darauf wur-
de bereits im Zusammenhang mit der Frage der Parteibindung des
Bürgermeisters im Wahlkampf eingegangen (→ Kapitel 3). Hat ein
Bürgermeister eine Ratsmehrheit gegen sich, kann diese ihm auch
durch die restriktive Gestaltung seiner Kompetenzen das Leben
schwer machen (s.o.).

Hat der Rat entschieden und eine Vorlage angenommen, muss der
Bürgermeister während der Ausführungsphase diese Entscheidung
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im Rahmen seiner Rolle als Leiter der Verwaltung umsetzen und dem
Rat über den Stand der Umsetzung berichten. Auch hier gibt es Spiel-
räume, wie am Beispiel des CO2-neutralen Rathauses angedeutet wur-
de. Die Ratsmehrheit muss letztlich bewerten, ob der Bürgermeister
eine beschlossene Vorlage „richtig“ umgesetzt hat. Falls dies nicht der
Fall sein sollte, kann der Rat im Rahmen seiner Kontrollrechte darauf
dringen.

In vielen Kommunen gelingt es dem Bürgermeister aufgrund seiner
Stellung als zentraler Steuerungspolitiker, den Ablauf des Entschei-
dungsprozesses zu dominieren. Ohne ihn läuft kaum etwas und gegen
ihn nichts. Sein Machtpotential ist aber auch abhängig von anderen
Akteuren in der Kommune und den Rahmenbedingungen (→ Kapi-
tel 2). Am meisten profitiert eine Kommune sicher dann, wenn es zu
einem konstruktiven Zusammenwirken der beiden Hauptorgane der
Kommunalverwaltung kommt.

5.5 Besoldung und Versorgung des Bürgermeisters

Das Spektrum der Themen, Tätigkeiten und Akteure, mit denen ein
Bürgermeister tagtäglich zu tun hat, ist groß. Und alle haben Erwar-
tungen an ihn, die auch nicht immer unbedingt widerspruchsfrei zu
erfüllen sind. Gleichzeitig besteht der eigene Anspruch, eine eigene
Linie zu verfolgen, denn auch deswegen ist ein Bürgermeister gewählt
worden.

Dabei nicht den Überblick zu verlieren und im Alltag nur noch auf das
zu reagieren, was von außen kommt, ist schon eine beeindruckende
Leistung. Wenn es einem Bürgermeister dann noch gelingt, seine ei-
genen Pläne für die Kommune voranzutreiben und dabei Bürgerinnen
und Bürger, Rat und Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ein-
zubinden, kann er mit sich zufrieden sein.

Aber wie wird eine solch anspruchsvolle und vielfältige Tätigkeit ver-
gütet?

Bürgermeister sind Wahlbeamte auf Zeit und werden entsprechend
der Regelungen für Beamte besoldet. Besoldung nennt man die mo-
natliche Bezahlung von Beamten. Es gibt keinen Tarifvertrag und auch
keine Extra-Bezahlung bei Überstunden. Die Höhe der Besoldung ist

Viele Themen,
viele

Erwartungen

Besoldung
und

Versorgung
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nach Größe der Amtsgemeinde gestaffelt und wird von den Ländern
gesetzlich geregelt. Die Ländergesetze weisen Unterschiede in den De-
tails auf, die Höhe der Besoldung wird in der folgenden Tabelle am
Beispiel des Landes Nordrhein-Westfalen dargestellt:

Die Besoldung ist vergleichbar mit der von anderen Beamten in lei-
tenden Funktionen. So ist der Bürgermeister einer Stadt mit bis zu
10.000 Einwohnern hinsichtlich der Besoldung auf einer Ebene mit
dem Direktor eines größeren Gymnasiums angesiedelt. Der Oberbür-
germeister einer Großstadt mit 100.000 Einwohnern dagegen bewegt
sich bei der Besoldung auf Augenhöhe mit dem Präsidenten eines
Oberverwaltungsgerichtes. Der Bürgermeister erhält je nach Famili-
enstand und Ausmaß von zusätzlichen Aufgaben Zulagen zum
Grundgehalt. Von diesem Betrag zahlt er natürlich Steuern und muss
sich selbst privat krankenversichern, sodass noch erhebliche Abzüge
zu erwarten sind.

Die materielle Versorgung von Bürgermeistern nach ihrer Amtszeit ist
an die Regelungen für Lebenszeitbeamte angelehnt. Ohne auf die
komplizierten Details eingehen zu wollen, handelt es sich bei den ge-
setzlichen Regelungen um eine Kombination verschiedener Bedin-
gungen, die aber nicht alle erfüllt werden müssen, um in den

Einwohnerzahl Besoldungsgruppe Grundgehalt (Euro)

bis 10.000 A 16* 4.821,68

10.001 – 20.000 B 3 6.757,72

20.001 – 30.000 B 4 7.152,52

30.001 – 40.000 B 5 7.605,46

40.001 – 60.000 B 6 8.033,20

60.001 – 100.000 B 7 8.449,27

100.001 – 150.000 B 8 8.882,92

150.001 – 250.000 B 9 9.421,37

250.001 – 500.000 B 10 11.093,46

über 500.000 B 11 11.524,40

Abbildung 23: Besoldung von Bürgermeistern in NRW

Anmerkung: * Grundgehalt A 16 Stufe 6.

Quelle: § 2 Verordnung über die Eingruppierung der kommunalen
Wahlbeamten auf Zeit (EingrVO) NRW. Grundgehälter ab 1.1.2012.
Zulagen sind nicht berücksichtigt.
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Ruhestand eintreten zu können. Zum einen muss ein Bürgermeister
grundsätzlich eine gewisse Zeit im Amt gewesen sein (meistens min-
destens zwei Amtszeiten). Wenn ein Bürgermeister vor Amtsantritt
schon Beamter war, können ihm frühere Dienstzeiten angerechnet
werden. Auch muss ein Bürgermeister bei Eintritt in den Ruhestand in
der Regel ein bestimmtes Lebensalter erreicht haben (z.B. 45 Jahre in
Baden-Württemberg). Die Kombination dieser Bedingungen kann im
Einzelfall zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen führen. Daher ist es
schwierig, pauschale Aussage zu formulieren, wann ein bestimmter
Versorgungsanspruch erreicht wird.

Der große Unterschied zum Lebenszeitbeamten liegt aber darin, dass
ein Bürgermeister nur auf Zeit gewählt ist und eine Abwahl nie aus-
zuschließen ist. Es kann also auch der Fall eintreten, dass die Voraus-
setzungen für den Eintritt in den Ruhestand nicht vorliegen. Dann
erhält der ehemalige Bürgermeister ein Übergangsgeld, dessen Höhe
sich an der Dauer seiner Tätigkeit orientiert. Diese finanzielle Unter-
stützung soll dabei helfen, die Zeiten zu überbrücken, die ein Ex-Bür-
germeister benötigt, um eine neue berufliche Tätigkeit zu finden (vgl.
Brügner 2010, 165ff.).

Neben der materiellen Vergütung bekommt ein Bürgermeister aber
noch etwas anderes, das mindestens genauso wichtig ist: Anerken-
nung für seine Tätigkeit. Vor allem scheint das Ansehen von Bürger-
meistern viel größer zu sein, als das von Politikern im Allgemeinen.
Bei einer repräsentativen Umfrage im Jahr 2011 zum Vergleich des
Ansehens von Berufen landeten Politiker auf den hinteren Plätzen,
schlechter war nur das Ansehen von Telekom-Mitarbeitern, Mitarbei-
tern von Werbeagenturen und Versicherungsvertretern (DBB 2011,
19). Auch wenn Bürgermeister in dieser Befragung nicht vorkamen,
spricht einiges dafür, dass sich ihr Einsatz für die Bürgerschaft aus-
zahlt. Eine repräsentative Befragung im Jahr 2008 ergab, dass 78% der
Bürgerinnen und Bürger mit „ihren“ Bürgermeistern zufrieden oder
gar sehr zufrieden sind (Bertelsmann Stiftung 2008, 63).

Und auch die Bürgermeister sind zufrieden mit ihrem Beruf, trotz al-
ler Belastungen. In der Bürgermeisterbefragung waren 48% der Bür-
germeister mit ihrem Beruf sehr zufrieden und 48% eher zufrieden
(Bertelsmann Stiftung 2008, 57). Das liegt sicher auch daran, dass man
als Bürgermeister einiges erreichen kann, auch wenn die Rahmenbe-
dingungen zum Teil schwierig sind. Aber darauf wird im folgenden
Kapitel näher eingegangen.

Anerkennung
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5.6 Zusammenfassung

– Das Bürgermeisteramt ist ein Vollzeitjob, in dem der Amtsinhaber
mit einer Fülle verschiedener Aufgaben befasst ist. Oftmals sind
auch Abend- und Wochenendtermine wahrzunehmen.

– Den Großteil der Arbeitszeit verbringt ein Bürgermeister mit Ver-
waltungsaufgaben, da er Leiter der Stadtverwaltung ist. Erst da-
nach folgen Bürger und Rat.

– Bürgermeister haben drei Kern-Kompetenzen: die Personalkompe-
tenz, die Zuständigkeit für die Geschäfte der laufenden Verwaltung
und die Organisationskompetenz. Außerdem sind sie im Rahmen
ihrer Repräsentationsfunktion für die Außenvertretung ihrer Kom-
mune zuständig.

– An den Bürgermeister, als bekannteste kommunalpolitische Per-
son, werden von der Bürgerschaft verschiedene Erwartungen ge-
stellt: z.B. Bürgernähe, Kompetenz und Glaubwürdigkeit.

– Neben vielfältigen Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung gibt es auf
kommunaler Ebene auch Instrumente der direkten Demokratie;
diese sind das Bürgerbegehren und der Bürgerentscheid. Beim Bür-
gerentscheid stimmt das Volk, anstelle des Rates, über eine Sach-
entscheidung ab. Die Möglichkeit, dass direkt-demokratische
Instrumente angewandt werden, kann zu mehr Bürgerbeteiligung
bei kommunalpolitischen Entscheidungen führen.

– Ein kommunalpolitischer Entscheidungsprozess läuft idealtypisch
in vier Phasen ab: Initiativphase, Vorbereitungsphase, Entschei-
dungsphase, und Ausführungsphase. Der Bürgermeister kann als
Vorsitzender des Rates und/oder Leiter der Verwaltung auf diesen
Prozess Einfluss nehmen und versuchen, Entscheidungen nach sei-
nem Willen herbeizuführen.
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6.
Gestalter oder Insolvenzverwalter? – Was kann ein
Bürgermeister erreichen?

Das Bürgermeisteramt ist gerade deshalb so attraktiv und reizvoll, weil es
vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten in einer Kommune bietet. Allerdings
sind nicht in jeder Kommune genug finanzielle Ressourcen vorhanden oder
motivierte Mitstreiter in der Bürgerschaft zu finden. Was kann ein Bürger-
meister dann tun? Welche Möglichkeiten hat er, auch in einem schwierigen
Umfeld noch etwas zu erreichen? Im ersten Teil des folgenden Kapitels wer-
den zunächst die wichtigsten Herausforderungen für die Kommunen im
21. Jahrhundert skizziert. Im zweiten Teil werden Projektbeispiele vorge-
stellt, die zeigen, wie in Kommunen den Herausforderungen begegnet wird.

6.1 Herausforderungen für Kommunen

Pechstadt hat Probleme. Durch den industriellen Strukturwandel und
Verlagerung von Unternehmen ins Ausland ist ein Großteil der Ar-
beitsplätze in der Stadt weggebrochen. Geblieben sind die nicht mehr
rauchenden Schlote und Altlasten. Neue Unternehmen zieht es eher
in Regionen, die auch für Arbeitnehmer attraktiv sind. Die Bevölke-
rung von Pechstadt schrumpft und altert zunehmend. Der städtischen
Infrastruktur wie Straßen, Schulgebäuden, Parks und Museen sieht
man mittlerweile an, dass die Kommune seit vielen Jahren keinen aus-
geglichenen kommunalen Haushalt mehr hat. Zwei von sieben
Schwimmbädern mussten geschlossen werden. Der Ausbau von Be-
treuungsplätzen für unter Dreijährige kommt nur schleppend voran.
Junge Familien ziehen zunehmend aus der Stadt weg ins Umland, wo
es billiges Bauland und eine intakte Natur gibt. In den meisten Haus-
halten leben keine Kinder mehr. Wer noch Kinder bekommt, hat meis-
tens einen Migrationshintergrund. Ganze Stadtteile von Pechstadt
rutschen sozial ab, ein Großteil der Bevölkerung dort ist alt, arm oder
beides.

Bürgermeister von Pechstadt? Kein Traumjob.

Pechstadt und
Goldheim
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Goldheim hat Potential. Die Kommune liegt im Speckgürtel einer boo-
menden Großstadt. Die Nähe zur Autobahn hat dazu geführt, dass aus
der früher von der Landwirtschaft geprägten Gemeinde eine gesunde
Mittelstadt mit einem guten Mix von Unternehmen aus den Bereichen
Dienstleistung und High-Tech geworden ist. Mittlerweile werden die
Gewerbeflächen knapp. Die Bevölkerung von Goldheim wächst. Die
Kindertagesstätten in Goldheim sind beitragsfrei. Die Kommune hat
Geld. Neubaugebiete ziehen junge Familien an, die eine intakte Infra-
struktur und ein attraktives Wohnumfeld vorfinden.

Bürgermeister von Goldheim? Ein Traumjob.

Pechstadt und Goldheim stehen hier stellvertretend für Probleme und
Potentiale von Kommunen in Deutschland. Die beiden Beispiele sind
Extremtypen, die es so in Wirklichkeit nicht gibt. Auf der einen Seite
eine Ballung von Problemlagen, mit dem Ergebnis einer sich nach un-
ten drehenden Spirale von wirtschaftlichem Niedergang und öffentli-
cher Armut. Auf der „Sonnenseite“ findet dagegen eine positive
Entwicklung hin zu einer prosperierenden und für die Bewohner at-
traktiven Kommune statt, bedingt auch durch gute Voraussetzungen
und Glück.

Beide Kommunen stellen besondere Herausforderungen an ihre Bür-
germeister. Die Ballung von Problemen in Pechstadt bei leeren öffent-
lichen Kassen erscheint überwältigend, aber auch hier kann ein
Bürgermeister etwas tun, was weiter unten an ähnlichen Beispielen
aufgezeigt wird. Aber auch Goldheim braucht eine vorausschauende
Führung, denn nur weil es in der Gegenwart gut läuft, muss das nicht
für immer so bleiben. Der Bürgermeister von Goldheim muss sich da-
rum bemühen, nachhaltig das erreichte Niveau seiner Stadt zu si-
chern. Auch keine einfache Aufgabe, wenn kaum beeinflussbare
äußere Entwicklungen, beispielsweise eine Verschlechterung der ge-
samtwirtschaftlichen Lage, die Bedingungen für die Entwicklung sei-
ner Stadt beeinträchtigen.

Städten und Gemeinden stehen in den nächsten Jahren vor fünf He-
rausforderungen, die sie bewältigen müssen (Kaufmann 1997):
– die ökonomische Herausforderung
– die demografische Herausforderung
– die soziale Herausforderung
– die kulturelle Herausforderung
– die internationale Herausforderung

Fünf Heraus-
forderungen
im 21. Jahr-
hundert
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Die ökonomische Herausforderung betrifft die Kommunen zuerst als
Wirtschaftsstandorte. Wie in den Beispielen dargestellt, können Kom-
munen aufgrund ihrer Lage oder ihrer Wirtschaftsstruktur von diesen
Veränderungen profitieren oder darunter leiden. Die Mittel, darauf po-
litisch zu reagieren sind begrenzt und beziehen sich in der Regel da-
rauf, Unternehmen günstige Rahmenbedingungen zur Verfügung zu
stellen. Infolge der Veränderung der lokalen Wirtschaftsstruktur kön-
nen aber aufgrund von wegbrechenden Steuereinnahmen die kommu-
nalen Finanzen leiden. Dazu kam in den letzten Jahren die
zunehmende Belastung der Kommunen durch Verschiebung von Pro-
blemen und Übertragung von Verwaltungsaufgaben von Bund und
Land. Dies trifft vor allem Kommunen hart, die ohnehin schon eine
Ballung von Problemlagen aufweisen und führt zu einem „Teufels-
kreis“:

„Die Kombination aus geringer Wirtschaftskraft und hoher Arbeitslo-
sigkeit führt zu geringen Einnahmen bei gleichzeitig überdurch-
schnittlich hohen Pflichtausgaben. Die dadurch erzwungenen Ein-
schränkungen bei den freiwilligen Leistungen führen in der Zukunft
zu höheren Sozialleistungen sowie aufgrund der niedrigeren Attrak-
tivität für die Bürger und Unternehmen allgemein zu schlechteren Be-
dingungen bei dem Anwerben von Unternehmen.
Hieraus resultieren ebenfalls geringere zukünftige Steuereinnahmen
und höhere Sozialausgaben. Dieser Teufelskreis kann von einer ein-
zelnen Stadt ohne Hilfe von außen kaum durchbrochen werden.“ (An-
ton/Diemert 2010, 23f.).

Der kommunale Haushalt gerät dann aus dem Gleichgewicht, wenn
die Ausgaben im Verwaltungshaushalt der Kommune dauerhaft die
Einnahmen übersteigen. Diese Lücken müssen dann durch Kassen-
kredite gedeckt werden, die aber nur kurzfristig die Zahlungsfähigkeit
wieder herstellen. Im Zeitraum von 1999 bis 2009 haben sich die Kas-
senkredite der Kommunen in Deutschland versechsfacht und lagen
Ende 2009 bei 34,4 Milliarden Euro (Holtkamp 2011, 15). Allerdings
ist die kommunale Haushaltskrise in Deutschland kein flächende-
ckendes Problem. Gerade in Süddeutschland gibt es viele Kommunen
ohne gravierende Haushaltsprobleme. Es muss aber davon ausgegan-
gen werden, dass sich die Schere zwischen armen und reichen Kom-
munen immer weiter öffnet, vor allem weil die Probleme der ärmeren
Kommunen ständig zunehmen.

Ökonomische
Herausforde-

rung und
Haushaltskrise
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Wenn Kommunen dauerhaft keinen ausgeglichenen Haushalt mehr
haben, geraten sie unter besondere Beobachtung der Kommunalauf-
sicht, bis hin zum sog. Nothaushaltsrecht. Bürgermeister und Kämme-
rer müssen dann mit der Aufsichtsbehörde über Sparvorschläge und
Konsolidierungsstrategien verhandeln, die aber letztendlich vom Rat
beschlossen werden müssen. Der Bürgermeister hat also eine doppel-
te Aufgabe zu erledigen: Er muss einerseits mit der Aufsichtsbehörde
über den letzten Rest an Handlungsspielräumen verhandeln und an-
dererseits den Rat von Steuererhöhungs-, Kürzungs- und Schlie-
ßungsplänen überzeugen. Das ist keine einfache Situation, denn alle
Akteure (Bürger, Rat und Bürgermeister) haben etwas zu verlieren: die
Bürger kommunale Dienstleistungen und Lebensqualität, Rat und
Bürgermeister den Rückhalt für ihre Politik bei der Bürgerschaft. Der
Bürgermeister wandelt sich also im schlechtesten Fall vom Gestalter
zum Insolvenzverwalter.

Die demografische Herausforderung führt zu einer Veränderung der
lokalen Bevölkerungsstruktur aufgrund von Geburtenrückgang, Alte-
rung und selektivem Zu- und Wegzug von Personen. Er wirkt sich in
den Regionen Deutschlands sehr unterschiedlich aus. Ein Teil der
Kommunen wächst noch z.B. aufgrund von Arbeitskräfte-, Bildungs-
oder Familienwanderung. Ein anderer Teil, beispielsweise in Ost-
deutschland, schrumpft und altert in starkem Maße (Bogumil/Gerber/
Schickentanz 2012, 260). In altindustriellen Großstädten können die-
se Veränderungen neben einer Überalterung der Bevölkerung zusätz-
lich zu einer Konzentration von Problemlagen in bestimmten
Stadtteilen führen (Strohmeier 2007, 251ff.).

Vor allem Schrumpfung und Überalterung der Bevölkerung sind eine
große Herausforderung für die Kommune. Zum einen sinken in der
Regel die Einnahmen, da sich Zuwendungen im Rahmen des kommu-
nalen Ausgleichs auf die Einwohnerzahl bezieht und zusätzlich noch
die Anzahl an einkommensteuerpflichtigen Einwohnern zurückgeht.
Zum anderen steigen die Ausgaben pro Einwohner für Infrastruktur,
da die Kosten beispielsweise für die Flächeninfrastruktur einer Kom-
mune (z.B. Wasser- und Abwasserentsorgung) einen relativ hohen
Fixkostenanteil haben, der in Form von Gebühren auf weniger Nutzer
umgelegt werden muss (Bogumil/Gerber/Schickentanz 2012, 266).

Als erster Schritt zur Bewältigung solcher Probleme muss in einer
Kommune eine intensive Analyse der Bevölkerungsstruktur durch-
führt werden, verbunden mit einer Prognose der zu erwartenden Be-

Demografi-
sche Heraus-
forderung
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völkerungsentwicklung. Auch hier gilt wieder: Die Problemlagen in
Städten und Gemeinden können höchst unterschiedlich sein. Daher
ist dieser Analyseschritt aber auch so wichtig, da darauf aufbauend
auf kommunaler Ebene eine passende Strategie der Bewältigung die-
ser Herausforderung entwickelt werden kann. Ziel muss sein, dass die
Stadt oder Gemeinde weiterhin ein lebenswerter Ort für die Einwoh-
ner ist mit einer bestimmten Ausstattung an sozialer, kultureller und
technischer Infrastruktur.

Die soziale Herausforderung besteht in einer wachsenden Individua-
lisierung von Lebensformen bei einem gleichzeitigem Rückgang der
Bedeutung von traditionellen Familien- und Nachbarschaftsbezie-
hungen, deren Solidarpotential aber gerade für die Bewältigung des
demografischen Wandels notwendig wäre (Strohmeier 2007, 246f.).

Der ansteigende Bedarf an häuslicher Pflege im Alter kann beispiels-
weise nicht allein von immer weniger werdenden jüngeren Angehö-
rigen der zu Pflegenden bewältigt werden. Was Familie und Nachbarn
in diesem Zusammenhang nicht mehr leisten können, müssen in Zu-
kunft der Staat oder der Markt leisten. Wie sieht eine geeignete soziale
Infrastruktur aus? Wie soll sie in Zukunft finanziert werden? Aber
auch bei dieser Herausforderung gibt es sehr große Unterschiede zwi-
schen armen und reichen Kommunen, Ost und West sowie zwischen
Stadt und Land. In vielen Kommunen Deutschlands gibt es bereits
heute Beispiele, wie solche Probleme angegangen werden können.

Die kulturelle Herausforderung bezieht sich auf soziale Integration
und lokale Identifikation der Bürgerinnen und Bürger einer Kommu-
ne. Integration und Identifikation sind Grundlage für die Bereitschaft
zu bürgerschaftlichem Engagement und politischer Beteiligung. Das
Potential an politisch aktiven und engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern hängt stark von der Zusammensetzung der Bevölkerung ab. In
Großstädten ist in der Regel der Anteil der Bevölkerung höher, der ei-
nen geringeren Bildungsstand hat, arbeitslos ist, eine kürzere Wohn-
dauer hat und relativ wenig in ihr soziales und gesellschaftliches
Umfeld integriert ist. All diese Faktoren mindern die Bereitschaft,
sich politisch zu beteiligen. Wenn diese Bewohner konzentriert in be-
stimmten Stadtteilen wohnen, werden diese schleichend zu „demo-
kratiefreien Zonen“ mit einer Wahlbeteiligung unter 30% und einer
weitgehend gestaltungspessimistischen Bevölkerung (Strohmeier
2007, 247).

Soziale
Heraus-

forderung

Kulturelle
Heraus-
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In kleineren Gemeinden dagegen ist tendenziell der Anteil der Bevöl-
kerung höher, der lange in der Gemeinde lebt, sozial integriert ist (z.B.
Mitgliedschaft in Vereinen) und einer Beschäftigung nachgeht, alles
Faktoren, die die Bereitschaft zur politischen Beteiligung eher erhö-
hen. Aber auch hier kann es beispielsweise in einem gut an die Auto-
bahn angeschlossenen Neubaugebiete am Rand viele Bewohner
geben, die sich nicht für die Politik und Gemeinschaft des alten Kerns
einer Kommune interessieren und sich nicht engagieren.

Da das Engagement der Bürgerschaft eine wichtige Ressource gerade
in Zeiten knapper Kassen ist, liegt die Herausforderung für Bürger-
meister darin, Bürgerinnen und Bürger zur Beteiligung zu motivieren
und neue, ihren Bedürfnissen stärker angepasste Beteiligungsverfah-
ren zu entwickeln.

Die internationale Herausforderung stellt der Kommune die Aufgabe
der Integration einer steigenden Zahl von Menschen mit Migrations-
hintergrund. Zu- und Abwanderung waren schon immer ein Wesens-
merkmal städtischer Gesellschaften. Zuwanderung bringt neue
Potentiale, aber auch oft neue Probleme in eine Kommune. Abwande-
rung kann der Anfang eines schleichenden Niedergangs einer Stadt
sein (Krummacher 2011, 359). Knapp 20% der Bevölkerung der Bun-
desrepublik Deutschland haben einen Migrationshintergrund, d.h.
sie haben eine andere Staatsangehörigkeit, sind Spätaussiedler, einge-
bürgert oder haben eine doppelte Staatsangehörigkeit. Fast alle von
ihnen leben in Westdeutschland (96%) und dort vorwiegend in Groß-
städten und Ballungsräumen. Der Anteil an Personen mit Migrations-
hintergrund wächst auch mit der Gemeindegröße: von durchschnitt-
lich 9% in Kommunen unter 10.000 Einwohnern bis zu 26% in
Großstädten über 100.000 Einwohner. In den Großstädten wiederum
leben Personen mit Migrationshintergrund konzentriert in sozial be-
nachteiligten Stadtteilen (Krummacher 2011, 360).

Kinder von Zuwanderern sind in vielen Städten zunehmend von Ein-
kommens- und Bildungsarmut betroffen (Strohmeier 2007, 247). Ge-
rade die Integration über das Bildungssystem (Kitas, Grundschulen,
weiterführende Schulen) findet in den Kommunen statt und kann von
Kommunalpolitik und -verwaltung beeinflusst werden.

Das sind, knapp beschrieben, die Herausforderungen der Kommunal-
politik aus sozialwissenschaftlicher Perspektive. Diese fünf Heraus-
forderungen treten häufig gemeinsam auf und können sich gegenseitig
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verstärken. Sie betreffen aber nicht alle Städte und Gemeinden in glei-
cher Weise, sondern verdichten sich zu speziellen Problemlagen, die
vor Ort bewältigt werden müssen. Eine Großstadt im Ruhrgebiet hat
infolge des wirtschaftlichen Strukturwandels andere Probleme, als
eine von Tourismus und Landwirtschaft geprägte Gemeinde in Ober-
bayern, oder ein alterndes Dorf in Mecklenburg. Diesen speziellen
Problemlagen müssen Bürgermeister mit passenden Lösungsansätzen
begegnen und die gibt es nicht „von der Stange“.

Wie nehmen Bürgermeister diese Herausforderungen wahr? In der
Bürgermeisterbefragung der Bertelsmann Stiftung wurden Bürger-
meister nach den fünf wichtigsten Politikfeldern in ihrer Kommune
befragt. Ihre Antworten lassen sich sehr gut in Bezug auf die skizzier-
ten Herausforderungen interpretieren.

Als wichtigstes Politikfeld nannten die hauptamtlichen Bürgermeis-
ter Wirtschaftsförderung/Jobs/Standortpolitik. Die häufige Nennung
dieses Politikfeldes unterstreicht noch einmal die Bedeutung der
ökonomischen Herausforderung, auch wenn man berücksichtigt,

Abbildung 24: Besonders wichtige Politikfelder aus Sicht der hauptamtlichen
Bürgermeister. Quelle: Bertelsmann Stiftung 2008. Sonderauswertung
hauptamtliche Bürgermeister.
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dass die damit zusammenhängende kommunale Haushaltslage (Poli-
tikfeld Finanzen/Haushalt/Schuldenabbau) auf Platz 3 knapp dahin-
ter landete. Auf Platz 2 liegt das Politikfeld Familie/Jugend/Kinder,
das in Zusammenhang mit der demografischen und sozialen Heraus-
forderung der Kommunen gesehen werden kann. Allerdings wird
das Politikfeld Altersgerechte Stadt nur von einem Fünftel der Be-
fragten unter den fünf wichtigsten Themen genannt. Auf Platz 4 folgt
das Politikfeld Bildung/Schule. Etwas mehr als die Hälfte der haupt-
amtlichen Bürgermeister nannten noch das Politikfeld Stadtentwick-
lung/-umbau/Wohnungsbau unter den fünf wichtigsten Politikfel-
dern. Weitere Politikfelder von Sport/Kultur/Freizeit bis zu Städti-
schen Beteiligungen wurden jedoch vom Anteil her gesehen von
deutlich weniger Bürgermeistern genannt.

Weniger wichtig scheinen aus dieser Perspektive die kulturelle und
die internationale Herausforderung zu sein. Das ändert sich zumin-
dest hinsichtlich der internationalen Herausforderung, wenn man die
Gemeindegröße berücksichtigt. In Städten über 75.000 Einwohner
nennen immerhin 29% der hauptamtlichen Bürgermeister das Poli-
tikfeld Integration/Migranten. Dieses Ergebnis bestätigt die Einschät-
zung, dass Integration in einem Teil der großen Städte, zu den
wichtigsten Herausforderungen zählt, längst aber nicht in allen.

6.2 Den Wandel gestalten –
Projektbeispiele aus Kommunen

Gestalter oder Insolvenzverwalter? Das ist für viele Bürgermeister die
Frage. Dass man auch unter schwierigen Rahmenbedingungen etwas
tun kann, zeigen fünf Beispiele guter kommunaler Praxis, die im Fol-
genden vorgestellt werden. Projekte, die mit relativ geringem finan-
ziellem Aufwand einer oder mehrerer der Herausforderungen
begegnen, sodass vielleicht aus Pechstadt ein wenig Goldheim wer-
den kann. In allen Beispielen ging es darum, passende Lösungen für
die konkreten Herausforderungen einer Kommune zu finden. Deshalb
haben alle Fälle die Gemeinsamkeit, dass am Anfang eine offene und
ehrliche Analyse der Ausgangssituation stattfinden musste.

Bürgermeister können Initiatoren und Motoren solcher Projekte sein,
alleine umsetzen können sie diese aber nicht. Daher handelt es sich

Was kann
man tun?
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bei allen Beispielen um Fälle, denen deshalb Erfolg beschieden ist, da
sie von einem breiten Bündnis von Verwaltung, Rat, Bürgerschaft und
weiteren Akteuren wie Wohlfahrtsverbänden oder Unternehmen ge-
tragen werden.

Beispiel:
Stadt Langenfeld

Die Stadt Langenfeld hat knapp 60.000 Einwohner und liegt im Kreis
Mettmann/Nordrhein-Westfalen. Mit Kreativität und viel Einsatz
wurde in Langenfeld etwas geschafft, was anderswo undenkbar er-
scheint: Seit dem 3.10.2008 ist Langenfeld schuldenfrei.

Ein Wunder? Nein, das Ergebnis gemeinsamer Anstrengungen von
Bürgermeister, Rat, Verwaltung und Bürgerschaft.

Alles begann im Jahr 1986. Die Gesamtverschuldung erreichte damals
mit umgerechnet etwa 38 Millionen Euro ihren Höchststand. Der
Stadtrat beschloss daraufhin auf Initiative des Kämmerers, nur noch
das auszugeben, was eingenommen wurde und keine neuen Schulden
mehr zu machen. Diese Linie wurde bis zur kompletten Entschuldung
2008 mit Ausnahme des Haushaltes 1995 durchgehalten. Und das
ohne den Verkauf des „Tafelsilbers“ der Stadt wie Beteiligung an Un-
ternehmen oder Grundstücken. Dafür wurden die Bürger an den Spar-
anstrengungen beteiligt und trotz Haushaltsdisziplin gezielt in die
Kommune investiert. Unterstützt wurden die Sparanstrengungen der
Stadt außerdem durch eine erfolgreiche Ansiedlungspolitik von mit-
telständischen Unternehmen.

Ab 1996 war Magnus Staehler (CDU) als hauptamtlicher Bürgermeis-
ter die treibende Kraft. Die Bürgerschaft wurde mit spektakulären Ak-
tionen in die Sparanstrengungen einbezogen. So verschenkte die
Stadt 1.000 Besen an die Bewohner, damit sie in Zukunft die Straße
kehren konnten, denn die Stadtreinigung wurde abgeschafft. Und mit
ihr die städtische Reinigungsgebühr. Vor dem Rathaus tickte öffent-
lichkeitswirksam die Schuldenuhr, bis endlich alle Ziffern auf null
standen. Die Entschuldung wurde dann auch mit einem großen Bür-
gerfest gefeiert. Die Anstrengung lohnte sich, da durch die Entschul-
dung wieder größere Handlungsspielräume gewonnen wurden. So
konnte die Stadt die Gewerbesteuern senken und mehr in Schulen,
Kindergärten und Freizeiteinrichtungen investieren.

Der Popularität des Bürgermeisters haben die Sparanstrengungen
nicht geschadet, er wurde zweimal bei Direktwahlen im Amt bestätigt,
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zuletzt 2004 mit gut 70% Zustimmung. 2009 trat er nicht mehr zur
Wahl an und ist jetzt als kommunaler Sparberater tätig, denn er hält
das Konzept für übertragbar auf andere Kommunen.

Die Startbedingungen in Langenfeld waren hinsichtlich der Höhe der
Verschuldung sicher günstig. Aber auch bei höheren Schulden lohnt
es sich, in den Abbau von Verbindlichkeiten einzusteigen, da die
Zinszahlungen ebenfalls sinken und wieder neue Spielräume entste-
hen können.13

Die Stadt Hilden (etwa 55.000 Einwohner) in der Nähe von Düsseldorf
in Nordrhein-Westfalen hält einen Rekord: Seit elf Jahren hat Hilden
einen Bürgerhaushalt.

Im Rahmen eines Bürgerhaushaltes wird in der Regel ein Teil des
kommunalen Haushaltes, z.B. die Ausgestaltung von freiwilligen
Leistungen oder konkrete Spar-Vorschläge gemeinsam mit den Bürge-
rinnen und Bürgern erarbeitet. Dieser Prozess ist interaktiv. Bürger
werden beispielsweise im Rahmen eines Bürgerforums vom Bürger-
meister oder Kämmerer über den zu verabschiedenden Haushalt in-
formiert, können eigene Vorschläge auf der Ebene der Gesamtstadt,
eines Stadtteils oder Bezirks einbringen und Vorschläge der Verwal-
tung bewerten und diskutieren. Diese Vorschläge fließen dann in die
Haushaltsberatung des Rates ein. Wenn der Haushalt verabschiedet
ist, wird gegenüber den beteiligten Bürgern Rechenschaft darüber ab-
gelegt, ob ihre Vorschläge in den Haushalt eingeflossen sind und wel-
che Gründe es dafür gab, Vorschläge abzulehnen.14 Die Stadt Hilden
beteiligte sich 2002–2004 an einem Modellprojekt zur Einführung
dieses komplexen Bürgerbeteiligungsverfahrens. Danach gelang es,
den Bürgerhaushalt zu verstetigen. Auch wenn die eingesetzten Be-
teiligungsverfahren seitdem variierten und im Laufe der Zeit die in-
ternetbasierten Beteiligungsverfahren beim Bürgerhaushalt immer
wichtiger wurden, folgte der Hildener Bürgerhaushalt weiter dem
oben skizzierten Ablauf: Information und Konsultation der Bürger so-
wie Rechenschaftslegung nach Verabschiedung.

Jedes Jahr gelingt es der Stadt, ein- bis zweihundert Bürgerinnen und
Bürgern zu einer aktiven Beteiligung zu mobilisieren. Die Transpa-
renz der Haushaltsberatung und -verabschiedung ist dadurch be-

13 Quelle: http://www.rp-online.de/region-duesseldorf/langenfeld/nachrichten/stadt-
ab-freitag-schuldenfrei-1.905151 (18.9.2012).

14 Quelle: www.buergerhaushalt.org (18.9.2012).

11 Jahre
Bürgerhaushalt
in Hilden

http://www.rp-online.de/region-duesseldorf/langenfeld/nachrichten/stadtab-freitag-schuldenfrei-1.905151
www.buergerhaushalt.org
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trächtlich gewachsen, da sich zum einen Bürger stärker den
Einnahme- und Ausgabestrukturen einer Kommune befassen und
zum anderen die Verwaltung sich deutlich mehr Mühe geben muss,
den Haushalt verständlich und nachvollziehbar darzustellen.

Dabei ist das Verfahren kein Bürgerwunschkonzert mit der Erwartung,
dass alle Forderungen der Bürgerschaft von Politik und Verwaltung
umgesetzt werden müssen. Das zeigen die Erfahrungen der letzten
Jahre, als es zunehmend um die Bewertung von Sparvorschlägen und
weniger um neue Ausgaben ging.15

Pößneck liegt im Herzen Thüringens im Saale-Orla Kreis und hat etwa
13.000 Einwohner. Die Stadt hat seit 1990 etwa ein Drittel ihrer Ein-
wohner verloren bei gleichzeitig steigendem Durchschnittsalter. Die
Folgen von Abwanderung und Überalterung waren deutlich zu spü-
ren, Teile der Innenstadt sind von Leerstand und Verfall bedroht.

Um diesem Abwärtstrend zu entgehen, hat die Stadt zusammen mit
der Stiftung Schloss Ettersburg ein Konzept erarbeitet, das wieder
stärker den Blick auf die Stärken der Stadt richtet: günstige Lage, at-
traktive Bausubstanz und Freizeitwert der Umgebung.

Zielgruppe des Angebotes sind Familien und Senioren, aber auch Stu-
dierende der Universität Jena. Neben einem notwendigen Imagewan-
del wurden aber weitere städtebauliche Maßnahmen angeschoben,
die zu einer Attraktivitätssteigerung der Stadt für neue und alte Pöß-
necker beitragen sollen. Die Innenstadt wird aufgewertet, Frei- und
Grünflächen werden geschaffen und spezielle Konzepte für die Be-
bauung von innenstadtnahen Brachflächen mit Einfamilienhäusern
entwickelt, die besonders auf die Ansiedelung junger Familien zielen.
Außerdem hat die Stadt gezielt in Bildungseinrichtungen investiert.

Nach Beginn des Projektes im August 2010 zeigen sich erste Erfolge.
Im Jahr 2011 hatte Pößneck zum dritten Mal in Folge mehr Zuzüge als
Wegzüge zu verzeichnen. Trotzdem schrumpfte die Bevölkerung auf-
grund der Altersstruktur weiter, dadurch aber langsamer.16

Die Gemeinde Hiddenhausen im ostwestfälischen Kreis Herford hat
knapp unter 20.000 Einwohner. Hiddenhausen ist eine dörfliche Ge-

15 Quelle: www.buergerhaushalt.hilden.de, 19.1.2012.
16 Quellen: http://www.demographiekonkret.de/Poessneck.858.0.html, www.poess-

neck-kommt-zurueck.de , http://pössneck.otz.de/web/lokal/politik/detail/-/specific/
Wieder-mehr-Zuzuege-als-Wegzuege-in-Poessneck-1087726021, 20.1.2010.
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meinde, die von 1- bzw. 2-Familienhäusern geprägt wird. Die Bevöl-
kerung schrumpft. Nach einer Prognose wird bis zum Jahr 2020 knapp
unter 25% der Bevölkerung über 65 Jahre alt sein. Um dieser sich ver-
schärfenden demografischen Situation zu begegnen, wurde im Jahr
2007 auf Vorschlag des Bürgermeisters durch Beschluss des Gemein-
derates das Förderprogramm „Jung kauft Alt – Junge Leute kaufen alte
Häuser“ aufgelegt. Grundlage war eine Analyse der Eigentumsstruk-
tur in Hiddenhausen. In vielen Ortsteilen der Gemeinde leben zuneh-
mend ältere Einzelpersonen alleine in ihren Häusern. Für die
kommenden Jahre musste von zunehmenden Leerständen ausgegan-
gen werden, da es keine Nachfrage nach den Altbauten gab. Gleich-
zeitig gab es aber durchaus Nachfrage von jungen Familien nach
Baugrund und passenden Immobilien im Kreisgebiet.

Die Gemeinde entschied sich für die Unterstützung des Erwerbs von
alten Häusern durch junge Familien und gegen die Ausweisung von
zusätzlichen Neubaugebieten. Für diese Strategie sprach, dass neue
Bewohner in gewachsene Stadtteile ziehen konnten und gleichzeitig
dort die technische (z.B. Wasser und Abwasser) und soziale (Kitas
und Grundschulen) Infrastruktur weiter genutzt wurde. Gleichzeitig
wird bei einem Verkauf eines alten Hauses in der Regel in den bauli-
chen Erhalt und die energetische Sanierung eines Altbaus investiert
und so der Baubestand der Gemeinde insgesamt gesehen nachhaltig
aufgewertet.

Für die Förderung des Erwerbs wird im kommunalen Haushalt jedes
Jahr ein fester Betrag eingeplant. Die Förderung hat zwei Schwer-
punkte:
– Einmalige Förderung eines Altbaugutachtens mit bis zu 1.500 Euro

je Altbau.
– Laufende Förderungen der Kosten des Erwerbs eines alten Hauses

mit bis zu 1.500 Euro pro Jahr für eine Dauer von max. sechs Jahren.
– Die Höhe der Förderung ist abhängig von der Zahl der Kinder unter

18 Jahren, die zum Haushalt gehören.
– Antragsberechtigt sind junge Paare und Familien mit Kindern.

Seit Beginn des Programms wurden so 14 Altbaugutachten und der
Erwerb von 85 Altbauten gefördert. Zweidrittel der neuen Hausbesit-
zer sind Familien mit Kindern, über die Hälfte von ihnen sind aus
dem Kreis Herford in die Gemeinde zugezogen.
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Das Projekt „Jung kauft Alt – Junge Leute kaufen alte Häuser“ wurde
mit verschiedenen Preisen für Nachhaltigkeit und innovative Ideen in
der Kommunalpolitik ausgezeichnet und hat mittlerweile verschiede-
ne Nachahmer in Deutschland gefunden.

Das Beispiel zeigt, wie eine Gemeinde ausgehend von einer Problem-
analyse einen maßgeschneiderten Ansatz zur Bewältigung der demo-
grafischen und sozialen Herausforderung findet, ohne dass dafür
besonders viel Geld ausgegeben werden muss.17

Offenheit für Zuwanderer, ob Spätaussiedler oder aus anderen Gegen-
den der Welt, ist in Deggendorf Chefsache. Seit einigen Jahren lädt die
Oberbürgermeisterin Anna Eder alle Neubürger zu einem Neujahrs-
empfang im Rathaus ein. Dort werden alle neuen Einwohner willkom-
men geheißen.

Die Stadt Deggendorf hat gut 31.000 Einwohner und liegt in Nieder-
bayern. Deggendorf hat einen Aussiedleranteil von 8,5% und einen
Ausländeranteil von 6,9%.18 Es bleibt aber nicht bei der persönlichen
Ansprache durch die Oberbürgermeisterin, sondern unter Einbezug
von bürgerschaftlichem Engagement werden einige Projekte durchge-
führt, die zu einer schnelleren und besseren Integration der neuen
Einwohner beitragen sollen. 2004 wurde das „Kultur- und Kommuni-
kationszentrum für die Migration“ gegründet, das als zentrale Infor-
mationsanlaufstelle für Neubürger dient. Zweimal monatlich findet
ein Sprachstammtisch statt, bei dem Aussiedler und Bürger ins Ge-
spräch kommen und Lesepaten helfen Kindern mit Migrationshinter-
grund an vier Grundschulen der Stadt beim Deutschlernen. 2006
wurde der Migrationsausschuss und der Arbeitskreis Integration ins
Leben gerufen, in dem Angehörige der größten Migrantengruppen,
Ämter und Wohlfahrtsverbände, Krankenkassen, Kirchen, Bildungs-
einrichtungen und die Polizei sich treffen, um über neue Ansätze der
Integration in Deggendorf zu beraten. Koordiniert werden die Aktivi-
täten von der Integrationsbeauftragten der Stadt.

Im November 2010 wurde ein umfassendes Integrationskonzept für
die nächsten Jahre verabschiedet. Deggendorf nimmt außerdem teil
am Förderprogramm „Toleranz fördern – Kompetenz stärken“ der

17 Quellen: http://www.asg-goe.de/pdf/Petershagen_2010/Vortrag-05-Homburg-Hidden-
hausen.pdf , www.hiddenhausen.de (18.9.2012).

18 Quelle: http://www.deggendorf.de/fileadmin/pdf/buergerarbeit/021011Bedarfsanaly-
se_DEG.pdf (18.9.2012).
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Bundesregierung. In diesem Rahmen wurde eine Koordinationsstelle
eingerichtet und Fördermittel für weitere Projekte Degendorfer Verei-
ne und Verbände zur Verfügung gestellt.

Das Beispiel zeigt, dass nicht nur die Einheimischen bestimmen, was
typisch Deggendorf ist. Sondern Zuwanderer, Vereine, Verbände und
aktive Bürgerinnen und Bürger zusammen.

6.3 Zusammenfassung

– Zu Beginn des 21. Jahrhunderts stehen die Städte vor fünf zentralen
Herausforderungen: der ökonomischen, demografischen, sozialen,
kulturellen und internationalen Herausforderung.

– Diese fünf Herausforderungen treten häufig gemeinsam auf und
können sich gegenseitig verstärken. Sie betreffen aber nicht alle
Städte und Gemeinden in gleicher Weise, sondern verdichten sich
zu speziellen Problemlagen, die vor Ort bewältigt werden müssen.

– Aus der Sicht von Bürgermeistern sind lokale Wirtschaftsförde-
rung, Familie/Jugend/Kinder und kommunale Haushaltspolitik
die drei wichtigsten Politikfelder.

– Bürgermeister sind als Initiatoren von Projekten und Maßnahmen
in ihrer Stadt gefragt. Dies muss nicht immer mit hohem finanziel-
lem Aufwand verbunden sein, wie die Beispiele aus diesem Kapi-
tel zeigen.
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7.
Bürgermeister – Bilanz und Ausblick

Fast jeder kennt seinen Bürgermeister, aber über Bürgermeister im Allgemei-
nen weiß man nicht viel. Diese Feststellung stand am Anfang dieses Buches.
Sechs Kapitel später hat sich das hoffentlich geändert. Bürgermeister sind
Führungskräfte zwischen Bürgerschaft, Rat und Verwaltung. Ziel des letzten
Kapitels ist es, in Form einer knappen Bilanz die wichtigsten Ergebnisse zu-
sammenzufassen und einen Ausblick auf die Zukunft der Bürgermeister zu
geben.

7.1 Bürgermeister – eine Bilanz

Bürgermeister gibt es zwar überall, aber Bürgermeister ist nicht gleich
Bürgermeister. Wie gezeigt gibt es beinahe in allen in diesem Buch be-
handelten Themen eine Variationsbreite. Das liegt an regionalen Tra-
ditionen, zum Teil immer noch an unterschiedlichen rechtlichen
Rahmenbedingungen in den Ländern, an den wirtschaftlichen und
strukturellen Rahmenbedingungen von Kommunalpolitik und Kom-
munalverwaltung, an der Größe der Kommune und nicht zuletzt an
den Personen selbst, die Bürgermeister werden. In diesem Buch ging
es in erster Linie um hauptamtliche Bürgermeister. Diese haben ver-
schiedene berufliche Qualifikationen, charakterliche Eigenschaften
und politische Orientierungen. Sie sind Verwaltungsprofis, Politiker
oder Seiteneinsteiger. Und noch zu selten weiblich.

Kommunale Selbstverwaltung hat eine lange Tradition in Deutsch-
land. Freie Städte gab es schon im Mittelalter. Die Ursprünge der mo-
dernen kommunalen Selbstverwaltung liegen jedoch in Preußen,
Anfang des 19. Jahrhunderts. Das Aufgabenspektrum eines Bürger-
meisters ist aber im Wesentlichen durch die Entwicklung in West-
deutschland nach 1945 geprägt worden (→ Kapitel 1). Vor allem die
Spielregeln der Kommunalverfassung in Baden-Württemberg waren
das Vorbild für deutschlandweite Reformen in den 1990er Jahren.
Trotzdem gibt es immer noch regionale Unterschiede hinsichtlich
der Kompetenzen der Bürgermeister, der Parteibindung und der Ein-

Verwaltungs-
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stellungen von Bürgern, was ein Bürgermeister tun oder lassen sollte
(→ Kapitel 2).

Was wäre eine Kommune ohne Bürgermeister? Wahrscheinlich kopf-
los, zumindest wenn man die rechtlichen Rahmenbedingungen nicht
ändert und seine vielen Rollen und Funktionen auf andere Akteure
verteilen würde. Wie gezeigt, ist der Bürgermeister aufgrund seiner
Aufgaben und Kompetenzen die zentrale Figur einer Stadt oder Ge-
meinde (→ Kapitel 2). Er leitet hauptberuflich die Verwaltung, reprä-
sentiert die Kommune nach außen und gegenüber der Einwohner-
schaft und wird von den Bürgerinnen und Bürgern direkt gewählt.
Den Hauptteil seiner Zeit nimmt die Verwaltung in Anspruch, danach
folgen die Bürgerschaft und Tätigkeiten mit Bezug zum Rat (→ Kapi-
tel 5).

Bürgermeister haben einen ausgeprägten Amtsbonus, d.h. bei Wahlen
werden kandidierende Amtsinhaber in hohem Maße wiedergewählt
(→ Kapitel 3).

In der Regel ist der Bürgermeister die bekannteste Person in Kommu-
nalpolitik und Kommunalverwaltung. Durch die Direktwahl hat er
eine besondere Verbindung zur Bürgerschaft, die auch den Einfluss
von Parteien begrenzen kann. Denn er verdankt sein Amt dem Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger. Das schafft auch eine besondere
Verpflichtung, für die Bürgerschaft da zu sein. Diese hat nicht immer
ganz widerspruchsfreie Erwartungen an ihren Bürgermeister. Er soll
„Einer von uns“ sein, also nicht distanziert. Er soll aber auch „Einer
für uns“ sein, nämlich als führungsstarke Persönlichkeit Entschei-
dungen treffen. Vor allem die unangenehmen. Dieser Widerspruch
lässt sich wahrscheinlich nicht völlig auflösen, Offenheit, Glaubwür-
digkeit und Kommunikation können aber dabei helfen (→ Kapitel 5).

Die Bürgerinnen und Bürger sind aber überwiegend zufrieden mit ih-
ren Bürgermeistern, wenn man repräsentativen Befragungen glauben
kann. Falls dies einmal nicht der Fall sein sollte, gibt es in fast allen
Ländern auch die Möglichkeit, einen amtierenden Bürgermeister ab-
zuwählen (→ Kapitel 3). Die Hürden dafür sind aber so hoch, dass eine
Abwahl nur als ultima ratio in Frage kommt und bisher relativ selten
vorgekommen ist.

Bürgermeister haben Macht im Sinne von Entscheidungskompeten-
zen und Handlungsspielräumen. Macht ist kein Selbstzweck, sondern
wird von ihnen eingesetzt, um ihre Kommune zu gestalten. Das
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Machtpotential eines Bürgermeistes hängt aber von mehreren Fakto-
ren ab. Zu nennen sind das Profil eines Bürgermeisters, die Ausgestal-
tung seiner Kompetenzen laut Kommunalverfassung, die Zusammen-
setzung des Rates und sein Verhältnis zur Ratsmehrheit, das
wirtschaftliche und soziale Profil sowie die Finanzsituation der Kom-
mune (→ Kapitel 2).

Wenn man kommunalpolitische Entscheidungsprozesse analysiert,
wird schnell klar, dass in der Kommune für Alleingänge und „Durch-
regieren“ wenig Raum ist. Denn der Bürgermeister teilt sich seine
Macht in erster Linie mit dem Rat, dem anderen Hauptorgan der Kom-
mune. Zwar geht ohne den Bürgermeister in den meisten Kommunen
wenig und gegen ihn fast nichts. Trotzdem muss auch er andere Ak-
teure von seinen Zielen überzeugen.

Dann ist ein Bürgermeister nicht nur hinsichtlich seiner Führungs-
kompetenzen gefragt, sondern auch als Mittler, Moderator und Inte-
grationsfigur, der Bürgerschaft, Rat und Verwaltung einbindet und
motiviert. Dazu kann er vielfältige Formen der punktuellen und dau-
erhaften Beteiligung von Bürgern einsetzen (→ Kapitel 5).

Aber auch eine Verwaltung kann der Bürgermeister nicht als Allein-
herrscher führen. Zwar ist er im Prinzip für alles verantwortlich, was
in seiner Verwaltung passiert. Aber er ist deshalb nicht der „Obersach-
bearbeiter“ einer Kommune, der alle Verwaltungsvorgänge selbst er-
ledigen kann. Dazu wäre er zeitlich und je nach Vorgang auch fachlich
nicht in der Lage. Deshalb ist der Verwaltungsalltag eher von Arbeits-
teilung, Delegation von Aufgaben und Vertrauen in die Fähigkeiten
der Verwaltungsmitarbeiter geprägt.

Die Gestaltungsmöglichkeiten von Bürgermeistern werden in vielen
Kommunen in Deutschland aber auch durch die Übertragung von
Aufgaben durch Land und Bund bestimmt, bei deren Erledigung we-
nig Handlungsspielraum besteht (→ Kapitel 2). Der Spielraum bei den
sog. freiwilligen Aufgaben wird dann noch zusätzlich durch die Krise
der kommunalen Haushalte beschränkt. Zu diesen Herausforderun-
gen treten noch weitere, die vor allem die Struktur der Bevölkerung
(Alterung, Schrumpfung, Migration) einer Kommune betreffen. Diese
Herausforderungen treten in der Regel nicht in allen Kommunen
gleich auf, sondern verdichten sich zu speziellen Problemlagen von
Kommunen beispielsweise im ländlichen Raum oder in Großstädten.
Aber es gibt viele Beispiele für Projekte, die kreative Lösungen für die
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spezifischen Herausforderungen einer Kommune bieten. Auch in
schwieriger Lage kann es für eine Kommune noch Handlungsmög-
lichkeiten geben, vor allem wenn es gelingt, Potentiale und Ressour-
cen in der Kommune zu mobilisieren (→ Kapitel 6).

7.2 Bürgermeister – Ausblick

Der überwiegende Teil der Bürgermeister ist zufrieden mit seinem Be-
ruf. Bürgermeister genießen laut einer repräsentativen Umfrage die
Anerkennung, die sie bekommen, haben Freude an ihrer Arbeit und
haben überwiegend den Eindruck, dass sie für ihre Kommune etwas
erreichen können.

Das Amt des Bürgermeisters ist attraktiv. Es bietet viele Gestaltungs-
möglichkeiten, ist gut bezahlt und es gibt keinen direkten Vorgesetz-
ten, der einem vorschreibt, was man zu tun hat.

Es ist aber auch anspruchsvoll und fordert den Amtsinhaber über die
normalen Bürozeiten hinaus. Der Posten ist kaum vereinbar mit einem
normalen Familienleben und lässt wenig Zeit für sonstige private In-
teressen. Aber nicht nur die möglichen Auswirkungen auf private Le-
bensgestaltung führen dazu, dass sich geeignete Bewerber eine
Kandidatur überlegen, sondern auch die Einschränkung der Hand-
lungsspielräume eines Bürgermeisters durch die kommunale Haus-
haltskrise, rechtliche Überregulierung und föderale Aufgabenübertra-
gung. Bisher gelingt es, bei Bürgermeisterwahlen genügend Kandida-
ten zu finden und die Posten der hauptamtlichen Bürgermeister zu
besetzen. Es mehren sich allerdings die Anzeichen, dass die Gewin-
nung von geeignetem Nachwuchs in Zukunft schwieriger werden
könnte (→ Kapitel 4). Deshalb sollen in den letzten beiden Abschnit-
ten zwei Probleme benannt werden, die in Zukunft gelöst werden
müssen, damit das Amt seine Attraktivität behält.

Wenn es nicht gelingt, das Amt vor allem für Frauen zu öffnen und at-
traktiver zu machen, droht auch bei den Bürgermeistern absehbar ein
Fachkräftemangel. Die Steigerung der Attraktivität kann aber nicht al-
lein über gesetzliche Regelungen wie beispielsweise eine Verbesse-
rung der Besoldung erreicht werden. Denn die Arbeitsbedingungen
werden auch stark von den Erwartungen der Bürgerschaft und weite-
rer kommunaler Akteure bestimmt. Diese müssen lernen zu akzeptie-
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ren, dass ihnen „ihre“ Bürgermeisterin oder ihr Bürgermeister nicht
ständig zur Verfügung steht, sondern abends und am Wochenende
auch mal Zeit für ihre/seine Kinder haben will. In diesem Bereich gibt
es noch Bedarf an wissenschaftlicher Forschung, z.B. zu der Frage,
welche Möglichkeiten der Verbesserung der Arbeitssituation bei
Hauptverwaltungsbeamten bestehen.

Das Bürgermeisteramt würde sicher auch wieder an Attraktivität ge-
winnen, wenn die Einschränkungen der Handlungsmöglichkeiten der
Kommunen, die von außen verursacht werden, gelockert werden
könnten. In vielen Kommunen gibt es ein offensichtliches Missver-
hältnis zwischen zu erledigenden Aufgaben und dazu zur Verfügung
stehenden finanziellen Mitteln, auch wegen der hohen Zahlung für
Zins und Tilgung von Altschulden. In extremen Fällen ist der Kollaps
des kommunalen Haushaltes absehbar. Schon sind einzelne Banken
nicht mehr bereit, extrem überschuldeten Kommunen Kassenkredite
zu geben.

Zwar gibt es Beispiele dafür, wie es Kommunen gelingen kann, in ei-
ner gemeinsamen Kraftanstrengung diese Probleme mit Bordmitteln
zu bekämpfen, andere Kommunen sind dazu aber alleine nicht mehr
in der Lage, da ihre Verschuldung infolge der wirtschaftlichen und so-
zialen Problemlage zu groß geworden ist. Diese Situation ist in man-
chen Kommunen zwar selbstverschuldet, da frühere Generationen
von Kommunalpolitikern über ihre Verhältnisse gelebt haben. Aber
auch wenn man ein Teil der Schuld im Rathaus suchen kann, ist das
trotzdem kein Grund, die Hände in den Schoß zu legen und Bürgerin-
nen und Bürger ihrem Schicksal zu überlassen.

Hier müssen Bund und Land eine Lösung finden, um hoch verschul-
dete Kommunen zu entschulden und insgesamt gesehen die Einnah-
mesituation der Kommunen von der konjunkturellen Entwicklung
unabhängiger zu machen. Damit auch in Zukunft die Handlungsspiel-
räume von Bürgermeistern in Deutschland nachhaltig gesichert wer-
den können.

Sicherung von
Handlungs-
spielräumen
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